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In diesem Heft steht – seit längerer Zeit 
mal wieder – das Th ema Bildung in den 
Ländern des Südens im Mittelpunkt. In 

Zusammenhang mit dem Prozess um Educa-
tion for All und den Bemühungen um die Mil-
lenium Development Goals kommen Dyna-
miken in Gang, die die Bildungssituation 
nachhaltig verändern. Die Einschulungsraten 
steigen deutlich und die Bemühungen um Bil-
dungsqualität nehmen zu. Debatten um Bil-
dungsziele erhalten neue Relevanz. Fragen 
nach der gesellschaftlichen und berufl ichen 
Bedeutung der Allgemeinbildung werden dis-
kutiert und die zivilgesellschaftliche Basis von 
Bildungsangeboten rückt in den Blick.

In diesem Heft sollen diese Prozesse in 
einigen Konturen abgebildet werden. Im ein-
führenden Artikel diskutieren die Autoren 
Norbert Eschborn, Michael Holländer und 
Nadine Krahe Möglichkeiten der Förderung 
der demokratiepolitischen Bildung im Rah-
men der Entwicklungszusammenarbeit. Der 
Erfolg dieser Arbeit hänge, so die Autoren, in 
hohem Maße davon ab, wie es gelänge diese 
Inhalte so zu präsentieren, dass die verwende-
ten Lernarrangements selbst zu Partizipation 
einladen und damit der Inhalt durch die Form 
der Vermittlung präsentiert würde. 

In den sich anschließenden Beiträgen 
stehen Länderbeispiele zu ausgesuchten As-

pekten der Bildungsforschung im Mittel-
punkt. Monika Helene Feist diskutiert die 
Funktion interkultureller Bildungsangebote 
in Guatemala. Sie setzt sich kritisch mit der 
Frage auseinander, ob und inwiefern schu-
lische interkulturelle Bildungsangebote zur 
Pluralisierung der Verhältnisse beitragen oder 
nicht eher als ein Assimilationsangebot an kul-
turelle Mainstreams zu interpretieren seien. 
Inwiefern die Ziele, die das Bildungspro-
gramm Education for All defi niert, im Senegal 
umgesetzt und erreichet werden können, stellt 
Anna Gleistein vor. Als Erklärung für die ge-
ringe Leistungsfähigkeit des Bildungssystems 
benennt die Autorin historische und politische 
Faktoren. Ina Nnaji beschäftigt sich in ihrer 
empirischen Untersuchung zu Kinderarbeit in 
Haushalten – ein bisher wenig in den Blick 
genommener Aspekt von Kinderarbeit – mit 
dem schwierigen Verhältnis von Kinderarbeit 
und Bildung. Anhand von Interviewausschnit-
ten zeigt die Autorin, dass diese Form der Kin-
derarbeit zum einen Lern- und Entwicklungs-
chancen eröff net, aber eben auf der anderen 
Seite mit erheblichen Verletzungen der Rechte 
von Kindern sowie körperlicher und psy-
chischer Gewalt einhergeht.

In zwei weiteren Artikeln geht es um 
Aspekte berufl icher Bildung. Sena Yawo Akak-
po-Numado stellt die historische Genese der 

berufl ichen Bildung in Togo seit der Kolonial-
zeit und den mit der Unabhängigkeit einge-
leiteten Reformen dar; die Autorengruppe 
Stefan Wolf, Felipe A. Hernández Penton, 
Anna Marin und Osvaldo Romero themati-
siert die Situation auf Kuba. Während letztere 
die derzeitige Herausforderung Kubas in der 
Reaktion des Bildungswesens auf die Verände-
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft sehen, 
stellt Akakpo-Numado die immer noch unter-
durchschnittliche Beteiligung von Mädchen 
an der berufl ichen Bildung heraus. 

Im abschließenden Beitrag von Annette 
Scheunpfl ug, Claudia Bergmüller und Michel 
Moukouri wird eine Maßnahme zur Entwick-
lung von Schulqualität im konfessionellen 
Privatschulwesen Kameruns dargestellt und 
im Hinblick auf deren Wirkungen diskutiert.

Eine interessante Lektüre wünschen 
Claudia Bergmüller & 
Annette Scheunpfl ug

Nürnberg im März 2011
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Zusammenfassung:
In diesem Artikel werden verschiedene Facetten von Methoden der 
demokratiepolitischen Bildungsarbeit im internationalen Kontext 
beleuchtet. Zunächst geht es um die Frage der Zeitangemessenheit 
von Methoden, gefolgt von Ausführungen zu Möglichkeiten und 
Grenzen derselben sowie um Methoden als Instrument der Er-
folgskontrolle. Abschließend wird diskutiert, dass und inwiefern 
die Bedeutung von Methoden der demokratiepolitischen Bildung 
in der Entwicklungszusammenarbeit unterschätzt wird. 

Schlüsselwörter: Methoden, international, Demokratieförderung

 Abstract:
In this article diff erent aspects of methods used in democratic 
citizenship education in an international context are discussed, 
starting with the question, if the methods are contemporary. Th is 
is followed by information about the possibilities and constraints 
of methods and methods as an instrument in performance con-
trol. Finally, it is argued, that and in which way the importance 
of methods in democratic citizenship education in development 
cooperation is underestimated. 

Keywords: methods, international, democracy promotion

Einleitung
1974 waren von 150 Staaten weltweit nur 41 Demokratien. 2006 
waren unter den 192 Staaten bereits 123 „electoral democracies“ 
(Freedom House 2007). Unter diesem rein quantitativen Blickwin-
kel kommt die eigentliche Problematik noch nicht zum Ausdruck. 
Denn viele der 123 sogenannten ‚Wahldemokratien‘ wandeln auf 
einem schmalen Grat zwischen Autoritarismus und Demokratie. So 
scheint die Demokratie zwar in vielen Teilen der Welt als Staatsform 
allgemeine Akzeptanz zu genießen, aber diese Akzeptanz geht mit 
einer auff älligen Vordergründigkeit einher. In vielen Ländern verbin-
den sich heute klassische Merkmale autoritärer Regime mit formaler 
Demokratie. Damit verbunden ist auch die Ernüchterung, dass am 
Ende von Demokratisierungsprozessen nicht gleichsam automatisch 
eine konsolidierte Demokratie nach westlichem Vorbild stehen 
muss. Einige Staaten, die von der „third Wave of Democratization“ 
(Huntington 1993) mitgespült wurden, sind aufgrund vielfältiger 
Gegenströmungen wieder zum Autoritarismus zurückgekehrt.

Die Notwendigkeit einer Demokratieförderung, die den 
komplexen Erfordernissen im Zeitalter der Globalisierung gerecht 

wird, steht außer Zweifel. Demokratiepolitische Bildung ist ein zen-
trales Element in der Demokratieförderung. Dies gilt für die Bun-
desrepublik wie für die politische Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ). Erstaunlich ist jedoch, dass die Fachdidaktik kaum Notiz von 
der demokratiepolitischen Bildung in der politischen EZ nimmt. 
Dies lässt sich etwa daran ablesen, dass es kaum einschlägige Publi-
kationen, wissenschaftliche Konferenzen oder Studienangebote gibt, 
die sich mit der demokratiepolitischen Bildung in der EZ befassen. 
Dabei ist die demokratiepolitische Bildung in der EZ sowohl ein 
dynamisches Handlungsfeld mit durchaus innovativen Program-
men, Veranstaltungsformaten und Produkten als auch ein interes-
santes Tätigkeitsfeld mit zahlreichen Berufsperspektiven. Die Träger 
internationaler Bildungsarbeit sind mit ähnlichen Herausforde-
rungen konfrontiert wie deutsche Bildungseinrichtungen: Einerseits 
müssen die Bildungsangebote im Vergleich der unterschiedlichen 
Anbieter attraktiv und zeitgemäß sein; andererseits müssen sich die 
Träger der Frage nach der Reichweite und somit der Wirkung ihrer 
Arbeit stellen. 

Da die Rahmenbedingungen für demokratiepolitische Bil-
dung nur in sehr wenigen Ländern vergleichbar mit dem Umfeld für 
politische Bildung in Deutschland sind und das Handlungsfeld im 
deutschen fachdidaktischen Diskurs kaum präsent ist, versucht der 
folgende Artikel einen Überblick über Herausforderungen und Per-
spektiven für die demokratiepolitische Bildung in der politischen EZ 
zu geben. Dabei ist nicht an eine umfassende Bestandsaufnahme 
gedacht, sondern mehr an eine (selbst-)kritische Refl exion.

Politische Bildungsarbeit im Rahmen von 
internationaler Demokratieförderung: 
einige Erfahrungswerte

Kein modernes, demokratisch und rechtsstaatlich verfasstes Staats-
wesen kommt ohne demokratiepolitische Bildung aus. Die Bun-
desrepublik trägt der besonderen geschichtlichen Erfahrung der 
nationalsozialistischen Diktatur sowie des anschließenden demo-
kratischen politischen Neuaufbaus in Deutschland einschließlich 
des Zusammenwachsens von West und Ost nach der Wiederver-
einigung durch ein konsequentes Bekenntnis zur Notwendigkeit 
von demokratiepolitischer Bildung im schulischen und außerschu-
lischen Bereich Rechnung. Dies kommt u. a. in den wichtigsten 
Dokumenten zur Regierungspolitik regelmäßig zum Ausdruck1 
und bezieht sich dort zunächst auf den innenpolitischen Kontext.

Implizit gilt das Postulat der demokratiepolitischen Bil-
dung aber auch für die deutsche EZ: Diese soll weltweit dem 
Anspruch genügen, dass Deutschland „in der rasch zusammen-
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wachsenden Welt […] auf der Grundlage gemeinsamer Werte 
und orientiert an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechten die Beziehungen zu den Staaten in Asien, Lateina-
merika und Afrika weiter intensivieren“ (Koalitionsvertrag, Ka-
pitel IX.4) möchte. Die historisch gewachsene deutsche 
Erkenntnis, dass als Grundlage einer lebens- und überlebensfä-
higen demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung die 
Dreiecksbeziehung zwischen (demokratiepolitischer) Bildung, 
Verantwortung und Freiheit unerlässlich ist und unaufl öslich 
sein muss, wird bewusst auch in die komplexe Sphäre der inter-
nationalen Zusammenarbeit übertragen. Nicht ohne Grund: 
Das deutsche Modell des glaubwürdigen Übergangs von der 
Diktatur zur Demokratie – bei gleichzeitigem, nahezu beispiel-
losem wirtschaftlichen Erfolg – stößt in vielen Transformations- 
und Entwicklungsländern auf großes Interesse.

Deshalb sind demokratiepolitische Bildung und politi-
sche Zusammenarbeit in der Entwicklungspolitik konstitutive 
Bestandteile des offi  ziellen deutschen Engagements in zahlrei-
chen Ländern Afrikas, Asiens, Lateinamerikas, aber auch Mit-
tel- und Südosteuropas. Diese Aufgabe wird seit Jahrzehn-
ten von Bundesregierungen aller Couleur ausgewählten Trägern 
der deutschen EZ anvertraut, die über ein spezielles Komtenz-
profi l und einen reichen Erfahrungsschatz verfügen.2 

Es ist naheliegend, dass diese enorme Herausforderung 
jedoch mit der bloßen 1:1-Überstülpung deutscher Modelle auf 
fremdländische Rahmenbedingungen keinesfalls bewältigt wer-
den kann. Dies ist weder politisch gewollt noch machbar. Dem-
entsprechend steht der demokratiepolitische Bildner im Einsatz-
land unversehens vor einem multidimensionalen Mehrebenen-
problem, dessen Lösungen ganz entscheidend darüber bestimmen, 
ob die Zielgruppen politischer Entwicklungsmaßnahmen über-
haupt zu Trägern einer langfristig stabilen demokratischen Ent-
wicklung in den Partnerländern werden können.

Dabei wird Demokratie durchaus nicht überall auf der 
Welt als Segnung empfunden, erstaunlich oft auch nicht von den-
jenigen, denen sie politisch vorenthalten wird und die tendenziell 
am meisten von ihr profi tieren könnten. Immerhin gibt es viele 
Kulturen, denen individuelle Selbstbestimmungsrechte, zumal 
politische, unbekannt sind. Gesellschaftsordnungen mit großen 
persönlichen Freiheitsrechten werden von Teilen der Bevölkerung 
in Entwicklungsländern nicht selten auch deshalb skeptisch be-
trachtet, weil damit, u.a. verursacht durch kulturelle Legate, die 
Vorstellung eines gefährlichen gesellschaftlichen Chaos ohne ord-
nende Institutionen verbunden wird. In einzelnen Ländern gel-
tende Staatsideologien stellen zudem zentrale Elemente der De-
mokratie, z.B. das Mehrheitsprinzip, gezielt in Frage.

Für den externen Vermittler demokratiepolitischer Bil-
dung kommt häufi g erschwerend hinzu, dass, bedingt durch 
gigantische Defi zite der einheimischen Bildungssysteme, nicht 
einmal elementare Kenntnisse über mögliche Varianten von Ge-
sellschaftsordnungen bei den Zielgruppen vorausgesetzt werden 
können (von einem hinreichenden Alphabetisierungsgrad ganz 
zu schweigen). Dass nicht nur eine Diktatur, sondern noch mehr 
eine Demokratie die freiwillige Einhaltung bestimmter Regeln 
von allen Mitgliedern der Gesellschaft verlangt, muss deswegen 
im Rahmen von Bildungsmaßnahmen meistens mühsam erläu-
tert werden. Dabei bilden Diversität und Heterogenität der Ziel-
gruppen zusätzliche Hürden für eine erfolgreiche Vermittlung 
der Lernziele: Von gesellschaftlichen Eliten bis hin zu stark be-

nachteiligten Bevölkerungsgruppen reicht das Spektrum derer, 
die im Fokus der politischen EZ stehen und jeweils gesondert 
angesprochen und behandelt werden müssen. 

Generell kann nicht behauptet werden, dass die für die 
Vermittlung politischer Bildung im Entwicklungsland verant-
wortlichen deutschen EZ-Träger hinsichtlich der eingesetzten 
Instrumente bisher nicht kreativ oder innovativ genug gewesen 
wären. So fuhren z.B. in Südostasien von nichtstaatlichen Part-
nerorganisationen vor Ort betriebene „Demokratiebusse“, ausge-
stattet mit moderner audiovisueller Technik und umfangreichem 
Publikationsmaterial, in vernachlässigte ländliche Gebiete be-
stimmter Staaten, um die Bevölkerung dort über Möglichkeiten 
und Formen der Teilhabe an der demokratischen politischen Wil-
lensbildung und Entscheidungsfi ndung zu informieren. 

Urbane Zielgruppen wurden durch die Einrichtung 
von „Demokratielehrpfaden“ in den Hauptstädten systema-
tisch zu den für die politische Entwicklung ihres Landes be-
deutsamen Orten geführt, um so ein Bewusstsein für den de-
mokratischen Wandel zu bewirken. Parlamentarier und 
Parteimitglieder aus Transformationsländern lernten durch 
Einübung vor Ort und Besuchsprogramme in Deutschland de-
mokratische Gesetzgebungsverfahren in der politischen Praxis 
kennen. Junge Erwachsene und Schüler/-innen simulierten in 
Jugendparlamenten den demokratischen politischen Entschei-
dungsfi ndungsprozess. Mitglieder zivilgesellschaftlicher Organi-
sationen wurden mit Spezialkenntnissen versorgt, um Wächter-
funktionen gegenüber Exekutive und Legislative im demokra-
tischen Staat wahrnehmen zu können. Nicht zuletzt standen 
regelmäßig weitere wichtige funktionale Gruppen der demokra-
tischen Gesellschaft wie Journalisten und Journalistinnen, Rich-
ter und Richterinnen und Militärs im Zentrum spezieller demo-
kratiepolitischer Bildungsmaßnahmen.

Eine fi ktive Zwischenbilanz der demokratiepolitischen 
Bildung nach fast fünf Jahrzehnten der EZ müsste gleichwohl, 
ungeachtet der vergleichsweise hohen Ressourcenaufwendungen 
für die Demokratieförderung durch demokratiepolitische Bil-
dung, eher gemischt ausfallen. Demokratische Entwicklung und 
Konsolidierung sind Prozesse, die langwierig sind und sich nicht 
in bestimmte Projektzyklen pressen lassen. Die Demokratie als 
gesellschaftliches Organisationsprinzip in Transformationslän-
dern hat heute aber längst nicht den konsolidierten Status, der 
wünschenswert und zu erwarten gewesen wäre. Auff allend ist ein 
Mikro-Makro-Paradox: Durchaus nachvollziehbaren Erfolgen 
demokratiepolitischer Bildung auf der Mikroebene einzelner 
Projektzielgruppen stehen Misserfolge der demokratischen Ent-
wicklung auf der gesamtgesellschaftlichen Makroebene gegen-
über. Daher muss gefragt werden, wo die Ursachen dieser Fehl-
entwicklung liegen. Einer von zahlreichen Ausgangspunkten 
einer solchen Analyse sind die angewandten Methoden der de-
mokratiepolitischen Bildung.

Effektivere Demokratieförderung durch 
zeitgemäße Methoden?

Eine lebendige Demokratie als Staats- und Gesellschaftsform 
stellt hohe Erwartungen an die Bürger und Bürgerinnen als De-
mokraten und Demokratinnen. Aber „Demokraten fallen nicht 
vom Himmel“ (Eschenburg 1985). Demokratie als „Lebens-
form“ (Dewey 1993) muss folglich gelernt werden – sowohl im 
Kontext der Demokratieförderung in der EZ als auch in konso-
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Wissenschafts- und Lernzielorientierung: Die Rolle des 
Lehrers und Trainers als Moderator entbindet ihn dabei weder 
vom Gebot, sich bei der Planung und Umsetzung der Bildungs-
maßnahme am aktuellen Fachwissen zu orientieren (Wissen-
schaftsorientierung) noch von seiner Verantwortung, die defi -
nierten Lernziele möglichst zu erreichen (Lernzielorientierung). 
Dies gelingt am ehesten dann, wenn schriftliche Trainingsdesigns 
vorliegen, die auch Verbindlichkeit und Transparenz erhöhen.

Kontroversität und Problemorientierung: Dabei gilt es, die 
Kontroversen in der realen Politik und in der Wissenschaft auch 
in den Bildungsmaßnahmen zum Ausdruck zu bringen. Dafür 
eignen sich Methoden wie die „Problemlinie“, „Pro- Kontra-Dis-
kussionen“ oder „Perspektivenwechsel“ in Rollenspielen, um 
Kontroversen nicht nur anzusprechen, sondern auch im Plenum 
erlebbar und erträglich sowie in der Austragung für alle fruchtbar 
(weil rational-konstruktiv) zu machen.

Kompetenzorientierung: Neben der Vermittlung von spezi-
fi schen Inhalten rückte in den vergangenen Jahren immer mehr 
auch die Vermittlung von Demokratie- oder Bürger-Kompetenzen 
in den Vordergrund. Es geht darum, Kompetenzen zu entwickeln, 
um Informationen aufnehmen zu können, diese individuell zu 
bewerten bzw. zu beurteilen und daraus selbständig Handlungs-
optionen und Aktivitäten abzuleiten, z.B. Kommunikation-, Me-
dien- und Gestaltungskompetenzen (vgl. de Haan 2004). In der 
Praxis kann dies durch angewandte Methoden, die unterschied-
liche Kompetenzen fördern, umgesetzt werden (z.B. „Rotierende 
Partnergespräche“, Arbeiten mit Primärquellen, das Erstellen von 
„Wandzeitungen“, Simulationen und Rollenspiele u.v.m.).

Handlungsorientierung: Demokratiepolitische Bildung 
hat nicht nur die intellektuelle Aneignung von Sach- und Fach-
wissen zum Ziel, sondern vielmehr die politische Handlungsfä-
higkeit der Lernenden im jeweiligen gesellschaftlichen und poli-
tischen System. Diese Handlungskompetenzen erwerben 
Lernende durch „praktisches, forschendes, problemlösendes, so-
ziales, kommunikatives, projektartiges, produktorientiertes, 
ganzheitliches Lernen“ (Ackermann 1995). Je nachdem, ob re-
ales bzw. simulatives Handeln oder produktives Gestalten als 
Handlungsebene in einer Bildungsmaßnahme im Vordergrund 
stehen, lassen sich wiederum eine Vielzahl von handlungsorien-
tierten Methoden benennen (vgl. Müller 2006).

Interessen- und Teilnehmerzentrierung: „Was inhaltlich 
bearbeitet wird und in welcher Weise dies geschehen soll, wird 
weitgehend gleichberechtigt zwischen Lehrenden und Lernenden 
verhandelt“ (Hufer 1999). Dies bedingt eine besondere Berück-
sichtigung von aneignungsorientierten Methoden, also eine kon-
sequente Orientierung am Lernen und nicht am Lehren.

Aktualität und Anschaulichkeit: Auch wenn demokratie-
politische Bildung kaum ohne Grundwissen des jeweiligen histo-
rischen Kontext erfolgreich sein kann, so bezieht sie sich in der 
Regel doch auf aktuelle Probleme und Lösungsvorschläge. Dies 
steigert meist nicht nur das Interesse der Lernenden, sondern er-
leichtert auch ein Aktivwerden in der politischen Realität. Lern-
inhalte sollen zudem zielgruppengerecht aufgearbeitet werden 
und möglichst wenig abstrakt, sondern anschaulich und einpräg-
sam vermittelt werden. Diesbezüglich ist zum Beispiel besonders 
auf die Visualisierung und Präsentation von Lerninhalten zu ach-
ten sowie auf eine von den Lernenden verständliche Sprache. 

Obwohl die skizzierten Prinzipien gleichsam das „fach-
didaktische Fundament“ (Müller 2006) der demokratiepoli-

lidierten Demokratien wie der Bundesrepublik am Beginn des 
21. Jahrhunderts. Die konsensfähigen Aufgaben demokratiepo-
litischer Bildung sind dabei im Inland wie auch in Bildungsmaß-
nahmen der EZ dieselben:

Interesse an Politik wecken,
Grundwissen und Verständnis für Politik vermitteln,
demokratische Einstellungen und Wertorientierungen  

 sowie die Identifi zierung mit demokratischen   
 Werten fördern,

Voraussetzungen für eine selbstständige politische Analyse  
 schaff en;

selbstständiges politisches Urteilen fördern,
zur aktiven demokratischen Partizipation am politischen  

 Geschehen motivieren und qualifi zieren.

Zusammengefasst ist der/die ‚mündige und partizipierende‘ Bür-
ger und Bürgerin das Ziel. Diese Ziele können nur erreicht werden, 
wenn neben den relevanten Inhalten auch entsprechende Metho-
den strategisch und kompetent zur Anwendung kommen.

Als Methoden werden hier alle Verfahren bezeichnet, mit 
deren Hilfe sich jeweils unterschiedlich vorgebildete und moti-
vierte Lernende mit einem Th ema so auseinandersetzen, dass die 
zuvor defi nierten Lernziele erreicht werden können. Die mit die-
sem Methodenverständnis angedeutete unaufl ösliche Ziel-Inhalt-
Methoden-Logik sowie die Zielgruppenorientierung sind zwar 
nicht neu, sie bleiben aber als Grundprinzipien weiter zeitgemäß. 

Methoden in der demokratiepolitischen Bildung die-
nen einerseits der Inhalts- und Kompetenzvermittlung, ande-
rerseits sollen sie die (selbst-) kritische Auseinandersetzung der 
Lernenden mit einem Th ema fördern – je nach Defi nition der 
Lernziele. Ein abwechslungsreicher und zielgruppenorien-
tierter Methodeneinsatz soll daneben auch die Motivation för-
dern und zu einer ansprechenden, den Lernprozess förderlichen 
Atmosphäre beitragen, in dem unterschiedliche Lernarten und 
-typen ebenso berücksichtigt werden wie das Interesse und das 
Vorwissen der Lernenden oder die Dynamik des Lernprozesses. 
Nur mit Hilfe von Methoden lässt sich letztlich das Lernge-
schehen vom Kursleiter steuern, um die angestrebten Lernziele 
zu erreichen.

Vor dem Hintergrund der hier angedeuteten vielfältigen 
Anforderungen an Methoden, ist es kaum möglich, allgemein-
gültige Empfehlungen auszusprechen, welche Methoden für wel-
che Ziele, Inhalte oder Zielgruppen zeitgemäß sind. Dies ist auch 
in der politischen EZ nicht anders. Allerdings haben sich ausge-
hend vom Beutelsbacher Konsens von 1976 (vgl. Wehling 1977) 
folgende methodisch-didaktischen Grundprinzipien durchge-
setzt, die in der Fachliteratur zwar unterschiedlich betont und 
gewichtet werden, aber als solche nicht in Frage gestellt werden.

Überwältigungsverbot: Statt Belehrung oder gar Indoktri-
nation werden Ansätze des ganzheitlichen, selbstständigen und 
emanzipatorischen Lernens etwa in Form partizipativer Einzel- 
und Gruppenarbeiten betont. Der Lehrende tritt dabei als Mo-
derator des Lernprozesses auf und nicht so sehr als Dozierender 
oder gar ‚Guru‘, der durch seine fachliche oder strukturelle Au-
torität den Lernprozess und die Lernenden dominiert. Dennoch 
soll der Lehrende eine „Orientierung in Gesellschaft und Politik 
ermöglichen, um damit dem Eindruck der Undurchschaubar-
keit und dem Gefühl des Ausgeliefertseins entgegenzuwirken“ 
(Sander 1998).

–
–
–

–

–
–
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tischen Bildung darstellen,3 werden sie bedauerlicherweise in 
demokratiepolitischen Bildungsmaßnahmen in der politischen 
EZ noch nicht durchgängig beachtet. 

Entsprechend der oben angedeuteten unaufl öslichen 
Ziel-Inhalt-Methoden-Logik leidet konsequenterweise die Wirk-
samkeit der Bildungsmaßnahmen, wenn diese methodisch-
didaktischen Grundprinzipien nicht beachtet werden. Dabei 
sind kompetenz- und handlungsorientierte Bildungskonzepte 
grundsätzlich mehr am „Output“ und „Outcome“ orientiert 
(also an den Ergebnissen, der Umsetzung und Anwendung des 
Gelernten), während konventionelle politische Bildungsdesigns 
noch oft zu sehr am „Input“ (also an der Vermittlung der inhalt-
lichen Vorgaben) orientiert sind. 

In der EZ hat sich in den letzten Jahren ein Paradigmen-
wechsel vollzogen, weg von der Input- hin zur Ergebnis- und Wir-
kungsorientierung. Gerade im Bereich der demokratiepolitischen 
Bildung fi nden sich aber noch zu viele Maßnahmen, die diesen 
Paradigmenwechsel noch nicht im vollen Umfang vollzogen ha-
ben. Zur Verbesserung der Wirksamkeit der demokratiepolitischen 
Bildungsarbeit ist es jedoch unabdingbar, grundlegende fachdi-
daktische Prinzipien zu beachten und konsequent die Umsetzung 
bzw. die Anwendung des Gelernten als Erfolgsindikatoren zu ver-
stehen. Nur dann können die vorhandenen Wirkungspotentiale 
besser ausgeschöpft werden.

Möglichkeiten und Grenzen 
partizipativer Methoden

Woran liegt es aber, dass bisher noch zu wenig mit partizipativen 
aneignungs-, kompetenz- und handlungsorientierten Methoden 
gearbeitet wird und wie könnten diese Methoden stärkere Be-
rücksichtigung fi nden?

Eine fundamentale Herausforderung stellen undemokra-
tische politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen dar, 
besonders dort, wo aufgrund autoritärer Regime grundlegende 
Freiheitsrechte nicht gewährleistet sind. Dadurch sind zum einen 
enge thematisch-inhaltliche Grenzen gesetzt, zum anderen wird 
auch die Anwendung von emanzipatorischen und handlungsori-
entierten Methoden objektiv erschwert. Anstelle eines Konfron-
tationskurses zum autoritären Regime ist es in diesem Zusam-
menhang für ausländische Bildungsträger sinnvoll, kleine 
Freiräume zu nutzen und sukzessive – aber diplomatisch – neue 
Freiräume zu schaff en. Daneben ist das Arbeiten mit lokalen Part-
nern (die oft mehr Freiräume haben) eine häufi g gewählte Stra-
tegie. Besonders kompetenzorientierte Bildungsangebote bieten 
eine hervorragende Möglichkeit, Qualifi zierungsmaßnahmen 
für unterschiedliche Zielgruppen (z.B. im Bereich Organisations- 
und Projektmanagement) mit demokratiepolitischer Bildung zu 
verbinden. Während offi  ziell etwa die Verbesserung der Selbstver-
waltungskapazitäten einer Frauen-Selbsthilfe-Gruppe angestrebt 
wird, lassen sich im Rahmen einer solchen Veranstaltung auch 
viele Bürgerkompetenzen und demokratische Verhaltens- und 
Verfahrensweisen gleichsam ‚durch die Hintertür‘ einüben.

Neben den objektiven gesellschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen sind es jedoch häufi g individuelle und oft subjek-
tive Faktoren, die eine umfassendere Verbreitung von partizipa-
tiven aneignungs-, kompetenz- und handlungsorientierten 
Methoden behindern. Allen voran ist das bei manchen Bildungs-
trägern zu geringe Bewusstsein für die hohe Bedeutung von Me-
thoden zu nennen. Nachdem inhaltlich-thematische Fragen mit 

Bezug zur demokratiepolitischen Bildung in der EZ schon lange 
intensiv diskutiert werden, gewann in den letzten Jahren eine 
Debatte um relevante Ziele und erhoff te Wirkungen immer 
mehr an Bedeutung. Methodische Fragen bleiben dabei bis heu-
te oft im Hintergrund. Somit ist der Herausforderung zur Ver-
besserung der Methodenkompetenz nicht allein mit Methoden-
fortbildung zu begegnen. Notwendig sind auch bewußtseins- 
bildende Maßnahmen und eine Lobbyarbeit für mehr partizi- 
pative und aneignungsorientierte Methoden. Weiter gilt es, 
innovative Partner zu gewinnen oder innerhalb von etablierten 
Partnern „Change Agents“ zu erkennen und diese strategisch zu 
fördern. Gleichzeitig sollten aber auch erkannte methodische 
Defi zite in einer konstruktiven Atmosphäre angesprochen wer-
den, um gemeinsam mit dem Partner nach möglichen Lösungen 
zur Behebung der methodischen Schwächen zu suchen.

Eine häufi g zu beobachtende Herausforderung stellen 
die jeweils realen oder von manchen Trägern nur antizipierten 
Bildungstraditionen in einem Partnerland dar. Gerade in vielen 
Entwicklungsländern dominieren stark traditionellvermittlungs-
orientierte und oft auch autoritäre „top-down“ Bildungsstile. 
Wenn man in so einem Rahmen die Teilnehmenden ‚da abholt, 
wo sie stehen‘ (eigentlich ein Gebot der Teilnehmerzentrierung), 
dann verharrt man nicht selten bei tradierten Bildungsstilen. 
Hier ist es notwendig, mit interkulturellem Gespür neue Verfah-
ren exemplarisch einzuführen und als ‚gutes Beispiel‘ voran zu 
gehen. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass Experimentier-
freudigkeit und das strategische Ausprobieren neuer Methoden 
in den seltensten Fällen auf Ablehnung stoßen. Meist triff t man 
sogar auf großen Zuspruch der Teilnehmenden, und auch die 
Erfolge der Maßnahmen (betreff end Zielerreichung und ‚Ver-
marktung‘) sprechen dafür, sich von dominanten Bildungstradi-
tionen nicht zu sehr einschränken zu lassen. Es gibt vielmehr 
zahlreiche Beispiele, wo innovative Trainingsangebote neue Stan-
dards gesetzt haben und auch bei vermeintlich konservativen 
staatlichen Trägern auf großes Interesse gestoßen sind. Zum Teil 
wird die zögerliche Anwendung von partizipativen und aneig-
nungsorientierten Methoden auch mit den beschränkten Mit-
teln begründet, die für demokratiepolitische Bildung zur Verfü-
gung stehen. Dahinter verbirgt sich das Vorurteil, dass 
partizipative und aneignungsorientierte Methoden weniger ef-
fektiv sind. Solche Methoden werden als Spielerei abgetan, die 
eine Vermittlung von Sach- und Fachwissen eher verzögert.Tat-
sächlich gibt es für dieses Vorurteil keine Belege etwa in Form 
von empirischen Befunden aus Evaluierungen. Vielmehr kommt 
hier eine in der EZ zunehmend in den Hintergrund gedrängte 
Input-Orientierung zum Ausdruck. Das Th ema und das ‚Abha-
ken‘ bestimmter Inhalte stehen im Mittelpunkt, nicht die Ler-
nenden und die praktische Anwendung des Gelernten. In der 
Praxis stellt sich zudem nur selten die „Entweder-oder-Frage“. 
Sowohl vermittlungs- als auch aneignungsorientierte Methoden 
haben zur Zielerreichung ihre jeweilige Bedeutung.

Ein weiteres Vorurteil, dass sich auf den beschränkten 
Mitteleinsatz in der politischen EZ beruft, ist, dass partizipative 
und aneignungsorientierte Methoden aufwändiger in der Vorbe-
reitung und Durchführung sind, deshalb höhere Kosten verur-
sachen und somit weniger Maßnahmen bei gleichbleibendem 
Budget durchgeführt werden können. In der Tat ist es so, dass 
etwa projektartiges oder ganzheitliches Lernen für einen kleinen 
Kreis von Teilnehmenden teurer ist als ein schlichter Vortrag vor 



vielen Zuhörenden. Bei diesem Argument stehen aber rein quan-
titative Erfolgsindikatoren im Vordergrund (Anzahl der Maß-
nahmen und Teilnehmenden etc.), die wenig über den Erfolg 
einer Maßnahme aussagen. Wendet man jedoch qualitative, er-
gebnis- und outcome-orientierte Erfolgsindikatoren an, dann 
sieht die Bilanz anders aus. Hier zeigt sich in vielen Befunden, 
dass partizipative aneignungs-, kompetenz- und handlungsori-
entierte Methoden durchaus eff ektiv sind.

Tatsächlich hat der eng begrenzte fi nanzielle Rahmen für 
demokratiepolitische Bildung zur Folge, dass in den Partnerlän-
dern nur ein sehr kleiner Kreis von Personen die Möglichkeit 
bekommt, an demokratiepädagogischen Maßnahmen von ex-
ternen Trägern teilzunehmen. Konsequenterweise sollten aus 
diesem Grund die wenigen Teilnehmenden umso strategischer 
ausgewählt und zu Multiplikatoren ausgebildet werden, die das 
Gelernte weitergeben können. Während der „Multiplikatoren-
Eff ekt“ mittlerweile in fast aller Munde ist, werden die entspre-
chenden Zielgruppen aber nur selten konkret für ihre Aufgabe 
qualifi ziert und mobilisiert. Zudem stehen nicht immer Hand-
reichungen und andere Informationsmaterialien zur Verfügung, 
die die Aufgabe der Multiplikatoren erleichtern würden. Was 
den Einsatz von Multiplikatoren betriff t, kanndie politische EZ 
noch viel von anderen Bereichen der EZ lernen (z.B. im Gesund-
heits- und Landwirtschaftssektor).

Sehr häufi g sind es schlicht mangelnde Methodenkom-
petenzen der Trainer vor Ort, die einer umfassenderen Anwen-
dung von mehr partizipativen aneignungs-, handlungs- und 
kompetenzorientierten Methoden im Wege stehen. Dieser Her-
ausforderung kann durch möglichst maßgeschneiderte Trainer-
fortbildungen begegnet werden. Sehr gute Erfahrungen wurden 
mit „Peer-Learning“-Ansätzen sowie Austauschprogrammen 
zwischen verschiedenen Nord- und Süd-Bildungsträgern „auf 
Augenhöhe“ gemacht. Zur Vollständigkeit ist zu betonen, dass 
zweifelsohne „Learning by doing“-Ansätze für alle Trainerfort-
bildungen im Zentrum stehen sollten.

Letztlich ist zu beobachten, dass viele der großen Träger 
der politischen EZ selbst noch kein klares Bild von Demokratie-
pädagogik oder ein Leitbild für die demokratiepolitische Bil-
dung in der EZ haben. Zudem ist allen Harmonisierungsbe-
kenntnissen zum Trotz (vgl. Erklärung von Paris 2005) weder 
ein institutionalisierter Erfahrungsaustausch noch eine Harmo-
nisierung der demokratiepolitischen Bildungsmaßnahmen der 
externen Träger in den jeweiligen Partnerländern zu beobachten. 
Dadurch wird zum einen ein eher fragmentiertes Bild der demo-
kratiepolitischen Bildung in den Partnerländern vermittelt; zum 
anderen werden Wirkungspotentiale durch mögliche Synergie-
eff ekte und Kooperationen verschenkt.

Methoden politischer Bildung 
im Kontext der Erfolgskontrolle

Erfolgskontrolle ist spätestens seit der Formulierung der
Millenniumsentwicklungsziele im Jahr 2000 zum Schlagwort der 
EZ geworden. Kein Politikbereich steht gleichermaßen unter öf-
fentlicher Beobachtung, Rechenschaftspfl icht sowie dem Erfolgs-
druck, sichtbare Wirkungen zu präsentieren. Obwohl die Tendenz, 
Wirkungen von Projekten, Prozessen, Strategien, etc. systematisch 
zu überprüfen insgesamt einen deutlichen Bedeutungstungszu-
wachs erfahren hat, müssen insbesondere die EZ-Organisationen 
erhöhte Anforderungen der Erfolgskontrolle erfüllen.

Diese Entwicklung ist insofern positiv, als sie eine intensive, sys-
tematische Refl exion der eigenen Stärken und Schwächen initi-
iert und das Bewusstsein für Qualitätsverbesserung gesteigert 
hat. Neben institutionellen und verfahrenstechnischen Verände-
rungen auf der Systemebene, etwa durch die Einrichtung evalu-
ierungsspezifi scher Organisationseinheiten, haben sich die Trä-
ger politischer EZ diesen Anforderungen gestellt und in den 
letzten Jahren ihr Projektmanagement modernisiert, um die 
Wirkungen der politischen EZ besser erfassen zu können. Die 
Entwicklung der Methoden politischer Bildung verdeutlicht 
eine Verlagerung des klassischen lehrerzentrierten Frontal- hin 
zum aktivierenden, handlungsorientierten Unterricht. Das bein-
haltet die Suche nach alternativen, eher aktivierenden Methoden 
und Veranstaltungsformaten, die stärkere Berücksichtigung der 
Zielgruppenorientierung sowie das Ziel-Inhalt-Methoden-Leit-
bild. Ähnliches gilt für die Entwicklung potenzieller Methoden 
der Wirkungsmessung bzw. Erfolgskontrolle. Daher deuten ers-
te Erfahrungen mit modernen Methoden der Erfolgskontrolle in 
der internationalen demokratiepolitischen Bildung jenseits der 
Messbarkeit von Wirkungen ein Potenzial zum Erlernen be-
stimmter Schlüsselkompetenzen an.

Der Auftrag der demokratiepolitischen Bildung, Demo-
kratieprinzipien bzw. -werte zu vermitteln, geht beinahe zwangs-
läufi g mit dem Anspruch einher, Methoden einzusetzen, die 
demokratierelevante Schlüsselkompetenzen gleichsam en pas-
sant mit entfalten. Moderne Methoden der Wirkungsmessung 
beschränken sich ebenfalls nicht ausschließlich auf die Erfassung 
von Wirkungen (beispielsweise durch Feedbackbögen am Ende 
einer Veranstaltung), sondern fördern gleichzeitig wichtige kom-
munikative, methodische sowie soziale Fähigkeiten, die in einer 
demokratischen Gesellschaft unabdingbar sind. Als integraler 
Bestandteil der demokratiepolitischen Bildung werden sie idea-
liter sowohl begleitend als auch im Rahmen der Nachbereitung 
von Veranstaltungen eingebaut. Spontane Selbsteinschätzungen 
der Teilnehmenden, Momentaufnahmen während einer Veran-
staltung (bestenfalls durch entsprechende Methoden visuell, 
partizipativ und kommunikativ) oder Auswertungsgespräche am 
Ende einer Veranstaltung können beispielsweise dazu beitragen, 
wichtige Schlüsselkompetenzen wie zielorientiertes Denken und 
Handeln, Kommunikation, Kooperation, die Fähigkeit zur 
Selbst- und Fremdwahrnehmung sowie refl ektiertes Beobachten 
zu erlernen (vgl. Detjen 2005).

Interaktive Methoden der Erfolgskontrolle tragen somit 
zu den zentralen Zielen der demokratiepolitischen Bildung bei. 
Je nach Einbindung der Methoden motivieren sie die Teilneh-
menden nicht nur zur aktiven Teilhabe am Prozess, sondern leis-
ten einen wichtigen Beitrag zu einer (selbst-)kritischen Evaluie-
rungskultur, bei der die Teilnehmenden aufgefordert sind, das 
Erlebte selbst zu bewerten und konkrete Verbesserungsvorschläge 
zu machen. Dadurch erlernen sie den Blick für mögliche Aspekte 
der Qualitätsverbesserung und werden motiviert, auf Verände-
rungen hinzuwirken sowie Selbstverantwortung zu übernehmen. 
Sie werden für eine Fehlerkultur sensibilisiert, die Kritik positiv 
aufgreift und als integralen Bestandteil von Prozessen auff asst. Die 
Teilnehmenden werden dadurch zu kreativem und eigenverant-
wortlichem Handeln ermuntert (vgl. Egloff  2006). Somit tragen 
die Methoden der Erfolgskontrolle gleichzeitig zur Entwicklung 
zentraler Demokratiekompetenzen bei. Plausibel erscheint hier-
bei der Zusammenhang zwischen der positiven Resonanz der 
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Teilnehmenden während der Veranstaltung und der Wahrschein-
lichkeit, dass daraus langfristige positive Wirkungen resultieren. 
Diese zu messen, bedeutet wesentlich mehr Aufwand, ist jedoch 
möglich (Biographieforschung, Verbleibstudien, kalte Befra-
gungen u. ä.) und wichtig, um erfolgreiche Veranstaltungsfor-
mate zu identifi zieren und die langfristigen Eff ekte der Bildungs-
arbeit festzuhalten. Ob jenseits der Motivation auch Einstellungen, 
Wertentscheidungen oder Verhaltensorientierungen resultieren 
und damit die Kernziele der demokratiepolitischen Bildung er-
reicht werden, kann nur durch langfristige Beobachtungen über-
prüft werden. Ahlheim warnt davor, das Messbare zum Maß aller 
Dinge zu machen und Mess- bzw. Kontrollphantasien anheim zu 
fallen (vgl. Ahlheim 2005). Diese Warnung ist ernst zu nehmen. 
Insbesondere in einem so komplexen und vielschichtigen Arbeits-
feld wie der politischen EZ, wo zahlreiche Faktoren für das Errei-
chen oder Verfehlen von Wirkungen mitverantwortlich sind, ist 
Nicht-Erreichen von Zielen nicht gleichzusetzen mit Misserfolg. 
Demokratiepolitische Bildung darf sich nicht auf ihren Erfolg 
reduzieren lassen, sondern ist ein Gut an sich.

In den Fachdiskussionen setzt sich erfreulicherweise zu-
nehmend das Bewusstsein durch, dass es allein aufgrund der viel-
fältigen und komplexen Einfl ussfaktoren bei der Erfolgskon-
trolle politischer EZ nicht um die Abbildung monokausaler Ur-
sache-Wirkungszusammenhänge gehen kann, sondern vielmehr 
um die Herausforderung, Wirkungszusammenhänge aufzuzei-
gen und deren Plausibilität wie Nachvollziehbarkeit durch Mo-
nitoring-Daten, d.h. Bewertungen im Projektverlauf, zu unter-
mauern. Darüber hinaus kann die Frage nach der Messbarkeit 
von Wirkungen nicht losgelöst von der Frage nach dem zusätz-
lichen Aufwand thematisiert werden. Erfolgskontrolle darf nicht 
zum Selbstläufer und Mittelpunkt der gesamten EZ werden, son-
dern muss sinnvoll, begleitend und stichprobenhaft eingesetzt 
werden, um Verbesserungspotentiale zu identifi zieren, Erfolge 
oder Misserfolge sichtbar und deren Gründe fassbar zu machen. 
Wirkungsmessung ist wichtig, bindet zugleich jedoch Ressour-
cen und muss daher das Wünschenswerte mit dem Leistbaren in 
Einklang bringen. Hier fehlen bisher belastbare empirische Da-
ten, die dem Wünschenswerten das praktisch Leistbare vor Augen 
führen. Hier sollten die Träger politischer EZ verstärkt ansetzen, 
damit die Wirkungsdebatte nicht den Realitätsbezug verliert.

Perspektiven für die demokratiepolitische 
Bildung in der politischen
Entwicklungszusammenarbeit

Ganz allgemein wird den Methoden der demokratiepolitischen 
Bildung im Rahmen der internationalen Demokratieförderung 
noch zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Aber „methods mat-
ter“! Lange standen Th emen und Inhalte im Vordergrund der Auf-
merksamkeit, wenn es um die Gestaltung von Maßnahmen der 
demokratiepolitischen Bildung in der EZ ging. In den letzten Jah-
ren gewann dann vor allem die Ziel- und Wirkungsorientierung 
an Bedeutung. Methodische Fragen werden dagegen noch zu oft 
vernachlässigt. Wie weiter oben schon angesprochen, sind jedoch 
Ziele, Inhalte und Methoden unaufl öslich miteinander verbun-
den, wenn man die Wirkungspotenziale voll ausschöpfen will.

Um diesbezüglich etwas zu verbessern, muss zunächst 
das Bewusstsein für die Bedeutung der Methodenauswahl für 
die Zielerreichung geschärft werden. Meinen es v.a. die öff ent-
lichen Zuwendungsgeber ernst mit ihrem Bekundungen, dass 

Demokratieförderung durch demokratiepolitische Bildung ein 
zentrales Anliegen deutscher EZ ist, wäre zu prüfen, ob die Ver-
gabe öff entlicher Fördermittel an Träger demokratiepolitischer 
Bildung im Ausland künftig mindestens teilweise an den Nach-
weis entsprechender Methodenkompetenz gekoppelt wird.

Daneben gilt es, kontinuierlich Methodenkompetenzen 
auszubilden und zu fördern. Hier spielt die Trainerausbildung 
eine wichtige Rolle. Geeignete Methoden können helfen, Krea-
tivität, innovative Kräfte und „Gestaltungskompetenzen“ (De 
Haan 2004) zu entfalten, was auch für die allgemeine Entwick-
lung in einem Partnerland förderlich ist. Vor allem in autoritären 
und stark paternalistischen Regimes ist mehr emanzipatorische 
Bildungsarbeit (Empowerment) wichtig. Dabei sind Methoden 
kein Manipulationsinstrument, schon gar nicht in der demokra-
tiepolitischen Bildung. Selbstständiges Urteilen ist gefragt und 
nicht das ‚Überstülpen‘ demokratischer Prinzipien und Normen 
als verbindliche Weltsicht.

Demokratiepolitische Bildung in der EZ – vor allem, aber 
nicht nur, in den so genannten Ankerländern (allen voran die 
BRIC-Staaten Brasilien, Russland, Indien und China) – muss sich 
sowohl thematisch als auch methodisch stärker der Partizipations-
bereitschaft und -kompetenz der jeweiligen Zielgruppen in der 
Weltgesellschaft widmen. Nur so können diese Länder mittel- und 
langfristig ihrer stetig wachsenden Verantwortung für eine nach-
haltige und friedlich-demokratische Entwicklung der Welt gerecht 
werden. Die „politische Bildung in der globalen Weltgesellschaft“ 
(Wessely 2004) kann dabei von den vielfältigen Erfahrungen des 
Bildungskonzepts „globales Lernen“ und von Maßnahmen zur 
Förderung interkultureller Kompetenzen profi tieren. 

Was ist mit partizipativer Bildungsplanung? Im Sinne 
einer demokratischen Entwicklung des Bildungsangebots wäre 
eventuell eine stärkere Gewichtung partizipativer Ansätze bei der 
Curriculum- bzw. Modulentwicklung zu überlegen (vgl. Taylor 
2003). Diese Ansätze gehen über die Berücksichtigung von Teil-
nehmer- und Teilnehmerinnen-Feedback bei der Bildungspla-
nung weit hinaus. Neben den verantwortlichen Bildungsplanern 
und Trainern sollten vielmehr auch Lernende schon am Prozess 
der Curriculum- und Modulentwicklung beteiligt werden. So 
verstanden, beginnt Lernen gleichsam mit einer demokratischen 
Defi nition der Lernziele und -inhalte sowie der Methoden.

Trotz begrenzter Wirkungen ist und bleibt die demokra-
tiepolitische Bildungsarbeit das Kerngeschäft der politischen 
EZ. Daher müssen die politischen Bildner und Bildnerinnen 
dem Zusammenhang zwischen Ziel, Inhalt und Methode zu-
künftig noch mehr Bedeutung beimessen. Dafür braucht es vor 
allem einen methodischen Innovationsschub für eine umfas-
sendere Verbreitung von aneignungs-, handlungs- und kompe-
tenzorientierten Methoden der demokratiepolitischen Bildung 
in der EZ. Anregende Beispiele sind in vielfältiger Form vorhan-
den – nun muss es darum gehen, von diesen Best Practices und 
Erfolgsgeschichten zu lernen und daraus neue Qualitätsmaßstä-
be vor allem im methodischen Bereich abzuleiten. In einem 
nächsten Schritt sollten diese im Bewusstsein und in der Bil-
dungspraxis der Träger in den Partnerländern etabliert werden. 
Letztlich kann in einem Erfahrungsaustausch ‚auf Augenhöhe‘ 
aber auch die demokratiepolitische Bildungspraxis in Deutsch-
land von einer Vielzahl interessanter Methoden – vor allem, aber 
nicht nur – im Bereich der partizipativen Wirkungsforschung in 
der politischen EZ lernen.
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Anmerkungen:
1  Koalitionsvertrag der Großen Koalition von 2005 im Kapitel VI.8.

2  Beispielhaft seien hier die politischen Stiftungen genannt, d.h. die Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES), die Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit (FNS), 
die Hanns-Seidel-Stiftung (HSS), die Heinrich-Böll- Stiftung (HBS), die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung (KAS) und die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS).

3  Die Autoren sind sich bewusst, dass sich auch in der Bundesrepublik die Fach-
pädagogen und Fachpädagoginnen noch nicht endgültig auf ein allgemeingül-
tiges Konzept der „Demokratiepädagogik“ einigen konnten. Der fachdidakti-
sche (und zum Teil sehr persönliche) Disput wirkte und wirkt, wie er an der 
Diskussion um den Modellversuch „Demokratie lernen und leben“ deutlich 
wird, auf die Praktiker der demokratiepolitischen Bildung in der EZ jedoch 
sehr akademisch und polarisierend. In der EZ dominiert eher die pragmatische 
Suche nach eff ektiven und zielführenden Methoden als eine Suche nach Klä-
rung konzeptioneller Grundsatzfragen.
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Monika Helene Feist

Interkulturelle Bildung zwischen kultureller  
Diversität und Assimilation 

Zur Funktion interkultureller Bildung in Guatemala

Zusammenfassung:
Der Aufsatz analysiert die Funktion von interkulturellen Bildungs-
maßnahmen innerhalb einer Nationalgesellschaft am Fallbeispiel 
von Guatemala. Die grundlegende Problematik, die den Anlass 
zur Analyse bietet, ist die global in der Bildungspolitik verbreitete 
Annahme, interkulturelle Bildungsmaßnahmen stellen den 
pädagogischen Königsweg in der Bearbeitung ‚kultureller 
Konfl ikte‘ dar. Guatemala bietet sich in besonderem Maße 
zur Analyse an, da hier mit insgesamt 23 unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen in einem Nationalstaat die kulturelle 
und sprachliche Diversität groß ist. Als Reaktion auf die inter-
ethnischen Spannungen zwischen der indigenen und nicht-
indigenen Bevölkerung ist die interkulturelle Bildung seit den 
1990er Jahren das prominenteste Konzept der Politik. Durch 
einen Abgleich des bildungspolitischen und pädagogischen 
Diskurses um interkulturelle Bildung und Interkulturalität mit 
den tatsächlich identifi zierbaren Maßnahmen auf schulischer 
Ebene und deren Auswirkungen wird aufgezeigt, welche 
Funktion sie innerhalb der Nationalgesellschaft erfüllen. Im 
Falle von Guatemala ist so nachweisbar, dass die Maßnahmen 
zur interkulturellen Bildung in staatlicher Verantwortung die 
Historie der kolonialistischen Assimilationsbestrebungen durch 
Bildung fortschreiben.

Schlüsselwörter: Bildungspolitik, Maya, Bildungsprogramme

Abstract:
Th is article provides a case study of Guatemala, in order to 
analyze the function of intercultural education measures in a 
society. Th e analysis is based on the stated problem of a global 
trend in which intercultural education is seen as the ultimate 
solution for dealing with ‚cultural clashes‘. On the basis of its 
extraordinary cultural und linguistic diversity Guatemala had 
been chosen for this case study. Since the 1990s intercultural 
education measures have been the prominent political reaction 
to the high ethnic tensions between indigenous and non-indi-
genous parts of the population. By comparing the discourse 
about interculturalism and intercultural education with the 
actual measures taken and their impacts, the true social func-
tion of the measures is revealed. In the case of Guatemala, a 
historical perpetuation of colonial eff orts of assimilation can 
be detected.

Keywords: educational policy, Maya, educational programme

Guatemela bietet sich für die kritische Analyse der Funktion 
interkultureller Bildung in einer plu riethnischen Gesellschaft 
in besonderem Maße an, da die Nationalgesellschaft einen 
hohen Grad an ethnischer, kultureller und sprachlicher Diver-
sität zu bieten hat. Die guatemaltekische Gesell schaft setzt 
sich aus 60 Prozent ladinischer, also nicht-indigener und 40 
Prozent indigener Bevöl kerung zusammen. Die indigene Be-
völkerung besteht wiederum aus 22 Populationen, die jeweils 
eine eigene Sprache sprechen. Eine so weitreichende ethnische 
und sprachliche Diversität wie in Guatemala fi ndet sich selten 
in einem Nationalstaat und stellt einen großen kulturellen 
Reichtum, aber auch eine immense gesellschaftliche Heraus-
forderung dar. Die interethnischen Beziehungen in der gua-
temaltekischen Gesellschaft sind seit der Kolonialisierungs-
phase bis in die Gegenwart angespannt geblieben und die 
interkulturelle Bildung wird als Instrument der Bildungspo-
litik be trachtet diesem Zustand entgegen zu wirken. Nun 
gehört interkulturelle Bildung an sich mittler weile global zu 
den bildungspolitischen ‚Wärmemetaphern‘. In diesem Auf-
satz soll gezeigt wer den, dass interkulturelle Bildung dringend 
einer kritischen Untersuchung ihrer Funktion in der jewei-
ligen Nationalgesellschaft und deren Bildungssystem bedarf, 
da sie keineswegs stets für Pluralität und Toleranz steht, son-
dern ebenso gut als bildungspolitisches ‚Assimilationswerk-
zeug‘ dienen kann. Diese Analyse der Funktion interkulturel-
ler Bildung ist im Fall von Guatemala und anderen 
sogenannten Entwicklungsländern besonders dringlich, da 
nicht unerhebliche Mengen an Hilfsgeldern in die Förderung 
von Programmen zur interkulturellen Bildung fl ießen, die 
ihren Teil zu einer weiteren Marginalisierung der indigenen 
Kultur und Sprache beitragen können. Dieser Aufsatz soll 
eine konzentrierte Darstellung der Problematik leisten und 
einen Anstoss zu einer weiterführenden wissenschaftlichen 
Betrachtung des Th emengebietes bilden.

Interkulturalität und interkulturelle 
Bildung im lateinamerikanischen Diskurs

Verfolgt man den Diskurs in Guatemala seit den 1990er Jah-
ren, lassen sich folgende zentralen Forderungen an Interkul-
turalität und interkulturelle Bildung identifi zieren:

Interkulturalität beinhaltet das Recht auf kulturelle Diversität.
Interkulturalität darf nicht auf den Bildungssektor be-
grenzt bleiben, sondern muss sich in allen gesellschaft-
lichen Bereichen manifestieren.

–
–



Interkulturalität darf nicht nur für die indigene Bevölke-
rung gelten, sondern muss auch für die nicht-indigene 
Bevölkerung verbindlich sein.
Interkulturelle Bildung ist die Umsetzung von Interkul-
turalität im Bildungssektor.
Interkulturelle Bildung muss nicht nur der kulturellen, 
sondern auch der sprachlichen Diversität gerecht werden.
Sprache ist nicht nur Kommunikationsmedium, sondern 
auch wichtiger Faktor in der Konstituti on von kollektiver, 
kultureller und individueller Identität.
Interkulturelle Bildung muss bilingual arbeiten und den 
Erwerb und Erhalt indigener Sprachen fördern.
In der interkulturellen Bildung sollen unterschiedliche eth-
nische und kulturelle Repräsentationen Platz fi nden, wobei 
das Konzept der Educación Maya in Guatemala fester Be-
standteil der inter kulturell-bilingualen Bildung sein muss.
Es darf der interkulturellen Bildung nicht nur darum ge-
hen einen kulturellen Austausch zu initiie ren, sondern 
auch darum die Ursache von interethnischen Konfl ikten 
aufzuspüren und behandel bar zu machen. (Vgl. Il Con-
greso Latinoamericano de Educación Intercultural Bil-
ingüe 1997; VIII Congreso Latinoamericano de Edu-
cación Intercultural Bilingüe 2008; Barnach-Calbó 1997; 
Heckt 2000; Zimmermann 1997).

Soweit die inhaltlichen Schnittpunkte des Diskurses um In-
terkulturalität und interkulturelle Bil dung. Unterschiedliche 
und zum Teil widersprüchliche Positionen fi nden sich bei der 
Verortung in wessen Interesse die interkulturelle Bildung ar-
beitet und für welchen Adressatenkreis sie bestimmt ist. Wäh-
rend es auf der einen Seite die Stimmen im Diskurs gibt, die 
die interkulturelle Bildung als exklusives Konzept für die in-
digene Bevölkerung begreifen und diese Exklusivität auch 
positiv als Strategie zur Emanzipation der indigenen Bevöl-
kerung bewerten (vgl. die Positionen der lateiname rikanischen 
Kongresse zur EIB 1995–2008), gibt es auf der anderen Seite 
Stimmen, die sowohl in haltlich eine Ausgewogenheit zwi-
schen indigener und ladinischer Kultur im Curriculum der 
in terkulturellen Bildung fordern, als auch den Adressaten-
kreis auf die ladinische Bevölkerung erwei tern wollen (vgl. 
Zimmermann 1997). Zusätzlich zu diesen beiden Positionen 
ist eine dritte erwähnenswert, die im Vergleich die Stellung
einer Außenseiterposition einnimmt und am stärksten und 
radikalsten von Dr. Demetrio Cojtí vertreten wird, der als 
einer der ‚führenden Maya-Intellektuel len‘ gehandelt wird. 
Cojtí ist der Auff assung, dass das Prinzip der Interkulturalität 
und das Konzept der interkulturellen Bildung zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nur Nachteile für die indigene Bevölke rung 
birgt und deren genocido cultural, wie er sich ausdrückt, be-
schleunigen würden. Er setzt dem Prinzip der Interkulturali-
tät das Recht auf kulturelle Diff erenz entgegen, das in seinen 
Augen zuerst gefestigt werden muss, bevor von Interkultura-
lität die Rede sein kann (vgl. Heckt 2000, S. 143). An-
schlussfähig an diese Position ist in gewissem Sinne auch die 
Kritik der UNICEF. Sie stellt den Widerspruch zwischen dem 
theoretischen Anspruch von Interkulturalität und der Kon-
zeption auf Ebene der interkulturellen Bildung heraus: „ (…) 
la contradicción entre un discurso que reconoce la diversidad 
y una práctica cuyo resultado es la homogeneización.“ 

–

–

–

–

–

–

–

(UNICEF/TACRO 1992). Die grundlegende Problematik 
der interkulturellen Bildung im lateinamerikanischen Raum, 
ihre Positionierung zwischen dem Recht auf kulturelle Diver-
sität auf der einen und Assimilationsbestrebungen auf der  
anderen Seite, fi ndet sich also nicht nur auf Maßnahmenebe-
ne, sondern ist bereits ein in ihrer Konzeption angelegtes Di-
lemma.

Bildungspolitische Maßnahmen zur 
interkulturellen Bildung in Guatemala

Es soll nun eine Übersicht über die bildungspolitischen Maß-
nahmen zur interkulturellen Bildung geschaff en werden, die 
seit den 1980er Jahren identifi zierbar sind. Hierbei ist eine Un-
terteilung in staatliche und nichtstaatliche Maßnahmen und 
Projekte vorzunehmen. 

Von 1985 bis 1993 existierte das Proyecto Nacional de 
Educación Bilingüe Intercultural, kurz PRONEBI, das vom 
guatemaltekischen Bildungsministerium mit Hilfe der Nicht-
regierungsorgani sation USAID und der Universidad Rafael 
Landivar durchgeführt wurde. Das Programm erstreckte sich 
auf 13 Sprachregionen, 800 Schulen und beschäftigte 1.200 
bilinguale Lehrkräfte (vgl. Moya 1997; von Gleich 1989). Zu 
Beginn war das Unterrichtsprogramm auf die Vorschule und 
die erste Klasse begrenzt, später wurde es in seiner Anwendung 
bis zur vierten Grundschulklasse ausgeweitet. Im Aufbau des 
Curriculum ist zu erkennen, dass die Lehre der indigenen 
Mutterspra che zu Anfang 90 Prozent des Unterrichts ausmacht, 
bis zum Ende der dritten Klasse ein ausgewo genes Verhältnis 
von indigener Muttersprache und spanischer Zweitsprache er-
reicht ist (vgl. von Gleich 1989, S. 267). Ein konstitutiver Be-
standteil des PRONEBI-Curriculum ist die Vermittlung von 
kulturellen Aspekten der Maya-Bevölkerung. Die Unterrichts-
materialien von PRONEBI sind sprachlich und inhaltlich auf 
die vier größten Maya-Populationen, die Kakchikels, Mams, 
K‘ichés und Q‘eqchi‘s zugeschnitten. Bei PRONEBI handelt es 
sich um ein staatliches interkulturell-bilin guales Bildungspro-
gramm, das ausschließlich für die indigene Bevölkerung ge-
dacht ist. 

Das Projekt wurde 1995 in eine neu geschaff ene Abteilung 
des guatemaltekischen Bildungsminis teriums eingegliedert die Di-
rección General de Educación Bilingüe Intercultural, kurz DIGEBI. 
Diese Abteilung besteht bis heute und ist der PRONEBI-Program-
matik treu geblieben, mit dem Un terschied, dass ein größeres Ge-
wicht auf die interkulturelle Komponente gelegt wird. Das 
Schulcur riculum umfasst das Erlernen der indigenen Mutterspra-
che, Maya-Mathematik, Aspekte der Maya kultur und Spanisch als 
zweite Sprache (vgl. Vásquez 2002). Der Adressatenkreis der Edu-
cación Bilingüe Intercultural, im Folgenden als EBI abgekürzt hat 
sich nicht verändert: „En Guatemala, la EBI es sobre todo una 
propuesta educativa estatal dirigida a la atención exclusiva de la 
población indígena.“ (DIGEBI 2009. Punkt 13). Die DIGEBI ist 
mit ihrem Programm zu interkulturell-bilingualen Bildung heute 
für 1.200 Grundschulen und 2.193 Vorschulen in Guatemala ver-
antwortlich. Die interkulturell-bilinguale Bildung in den Schulen 
soll sowohl die verschiedenen ethnischen Identitäten stärken, als 
auch zur Erschaff ung einer interkulturellen Identität beitragen. 
Die Träger der Educación Bilingüe Intercultural standen und stehen 
unter staatlicher Planungsverantwortung. Die Eingliederung von 
PRONEBI in das Bildungsministerium war ein wichtiger Schritt 
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der Institutionalisierung. Die daraus entstandene Direccion General 
de Educación Bilingue Intercultural ist die einzige Abteilung des 
Videspacho Bilingüe Intercultural des guatemaltekischen Bildungs-
ministeriums, das heißt die EBI ist die einzige institutionalisierte 
Form der interkulturellen Bildung in staatlicher Verantwortung 
(vgl. MINEDU 2008).

Alternativ zur staatlichen Educación Intercultural Bilin-
güe gibt es zahlreiche interkulturelle und bi linguale Programme 
und Schulen in Trägerschaft von Nichtregierungsorganisatio-
nen, Mayaorgani sationen und der Kirche. 1997 gab es in Gua-
temala 40 Unidades Lingüísticas de Educación Maya, kurz 
ULEM, sowie 44 Escuelas Mayas. Eine dezidierte Ausrichtung 
auf die interkulturelle Bildung hat das 1995 angelaufene Proyec-
to Educación Maya Bilingüe Intercultural (PEMBI). Dieses Pro-
jekt wird unter anderem von der deutschen Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit, GTZ durchgeführt (vgl. Moya 
1997, S. 145). Ziel des Projektes ist in erster Linie die Lehrer-
ausbildung in den Sprachen Mam, K‘iché und Tz‘utujil für bi-
lingual-interkulturelle Maya-Schulen. Das PEMBI ar beitet mit 
dem CNEM, dem Consejo Nacional de Educación Maya und der 
ACEM, der Asociación de Centros Educativos Mayas zusammen, 
um ein gemeinsames Curriculum für die Lehrerausbil dung der 
Escuelas primarias maya bilingüe intercultural auszuarbeiten (vgl. 
ebd. S. 145). Ein Hauptunterschied zum staatlichen Modell der 
EBI besteht darin, dass hier die indigenen Sprachen nicht nur 
in der Grundschule, sondern auch in der Sekundarstufe ange-
wandt werden, außerdem wird der Spiritualität und dem Welt-
bild der Maya ein größerer Stellenwert im Curriculum einge-
räumt. 2005 gab es 56 Escuelas Mayas unter Verantwortung des 
CNEM. Eine weitere wichtige Maya-Organisation neben der 
CNEM ist die Majawil Q‘ij, die in Zusammenarbeit mit regio-
nalen und lokalen Maya-Organisationen Escuelas Mayas betreut 
und Fortbildungskurse für Lehrkräfte anbietet. Der Schwer-
punkt der bilingual-interkulturellen Bildung liegt hier darauf, 
dass zuerst die eigene Sprache und Kultur der indigenen Bevöl-
kerung gefördert wird, bevor eine Ausein andersetzung mit der 
spanischen Sprache und der ladinischen Kultur statt fi ndet  
(vgl. Heckt 2000, S. 119). Die Programme PRODESSA und 
ESEDIR stellen Mischformen der Trägerschaft dar, sie lassen 
sich sowohl den Mayaorganisationen, als auch der Volksbewe-
gung und der katholischen Kir che zuordnen. Entstanden sind 
die Programme am Instituto Indígena Santiago, sie beziehen sich 
in ihrer Programmatik explizit auf das Konzept der Interkul-
turalität und haben das Ziel größeren Tei len der indigenen Be-
völkerung den Zugang zur Hochschulbildung zu ermöglichen 
(vgl. Heckt 2000, S. 117 f.). 

Allen vorgestellten staatlichen wie nichtstaatlichen In-
itiativen zur interkulturellen und bilingualen Bildung in Gua-
temala ist gemein, dass sie als Adressaten ausschließlich die in-
digene Bevölkerung haben. Im Rahmen der Recherche für den 
vorliegenden Aufsatz konnten keine Bildungsmaßnahmen zur 
interkulturellen Bildung für die ladinische Bevölkerung identi-
fi ziert werden. Einzige Referenz für eine Veränderung dieser 
Ausrichtung liefert die aktuelle Veröff entlichung des 
Bildungsministeri ums Educación Intercultural Bilingüe, in der 
konstatiert wird: „La política de educación intercultu ral se diri-
ge a todas y todos los guatemaltecos (...)“ (MINEDUC 2008, 
S. 1). Eine Umsetzung dieses Postulates ist auf Maß nahmenebene 
bisher nicht zu erkennen.

Interkulturelle Bildungsmaßnahmen 
zwischen Pluralität und Assimilation

Wenn man die zentralen Th esen aus dem Diskurs um Interkul-
turalität und interkulturelle Bildung im lateinamerikanischen 
Raum mit den identifi zierten Maßnahmen zur interkulturellen 
Bildung in Guatemala abgleicht, ist eine klaff ende Lücke zwi-
schen Th eorie und Praxis nicht zu übersehen. Die elementarste 
Forderungen des Diskurses, nämlich dass das Konzept der In-
terkulturalität in die Bil dung der gesamten Bevölkerung ein-
fl ießen muss, wird nicht erfüllt. Trotz ausführlicher Recherche 
in dem Bereich, konnte keine interkulturelle Bildungsmaß-
nahme identifi ziert werden, die sich ex plizit an die ladinische 
Bevölkerung richtet. Die existierenden 1.200 interkulturell-bi-
lingualen Schu len in staatlicher Verantwortung beschulen aus-
schließlich indigene Kinder. Auf diese Art ist die Se gregation 
des Schulsystems, die während der Kolonialzeit zwischen den 
Schulen für die Kinder der spanischen Eroberer und den Schu-
len für die indigene Bevölkerung bestand, mit neuer ethnischer 
Grenzziehung reimplementiert worden. Statt einer Hinterfra-
gung der ethnischen Grenzziehung durch die Bildungspro-
gramme, affi  rmieren diese die Trennung der Bevölkerung. 
Diese Grenzzie hung ist auch nicht durch den Anspruch einer 
bedarfsgerechten Förderung zu legitimieren. 

Wie bereits angeschnitten, gibt es durchaus kritische 
Stimmen gegenüber der interkulturellen Bil dung in Guatema-
la, ein prominenter Gegner ist UNICEF-Mitarbeiter Dr. De-
metrio Cojtí. Bei einer Vergegenwärtigung der Ausrichtung der 
interkulturellen Bildungsmaßnahmen wird sein, auf den ersten 
Blick sehr radikaler Standpunkt, nachvollziehbar. Cojtí ist der 
Ansicht, dass zuerst das Recht auf kulturelle Diff erenz kommen 
müsse und ein Abbau der strukturellen Diskriminierung der 
indi genen Bevölkerung auf sozialer, politischer und rechtlicher 
Ebene erfolgen müsse, bevor an Inter kulturalität zu denken sei 
(vgl. Heckt 2000, S. 143). Cojtí konstatiert, dass die interkul-
turelle Bil dung zum jetzigen Zeitpunkt deutlich zum Nachteil 
der indigenen Bevölkerung wirkt, weil sie einen Prozess be-
schleunigt, den er als „genocido cultural“, bzw. „etnocidio“ 
bezeichnet (vgl. ebd.). Wäh rend sich über seine Wortwahl 
durchaus streiten lässt, ist der Gedanke dahinter nachvollzieh-
bar. Ed wards hat diesen Gedanken in seiner 2002 erschienen 
Studie sogar empirisch belegen können. Er stellt die Berech-
nung auf, dass die Chance eine indigene Sprache zu beherr-
schen, mit jedem besuchten Schuljahr um 2,4 Prozent sinkt. 
Der Grund für die Ablehnung der interkulturellen Bildung, 
liegt in Cojtís Argumentation vor allem bei der einseitigen Aus-
richtung auf die indigene Bevölkerung. Er formuliert seine 
Kritik daran wie folgt: 

„Da das Konzept bislang überwiegend einseitig auf In-
dígenas angewandt wird, halte ich die In terpreation dessen, was 
interculturalidad ist, für schief und kolonialistisch. Für mich ist 
es ein sinnvolles Konzept, um es den Nicht-Indígenas zu ver-
kaufen. Sie sind es die interculturalidad brauchen, weil sie allem 
was indigen ist, den Rücken kehren und es nicht anerkennen 
wollen, es zurückweisen und abqualifi zieren“ (Heckt 2000, S. 
143 f.).

Was Cojtí mit seine Argumentation impliziert ist, dass 
das Konzept der Interkulturalität und die in terkulturelle Bil-
dung in Guatemala missbraucht werden, um die traditionellen 
Assimilationsbestre bungen gegenüber der indigenen Bevölke-



rung fortzuführen. Dies kommt sowohl in seiner Begriff s wahl 
des kulturellen Genozides, als auch in der Einstufung des Kon-
zeptes als kolonialistisch deut lich zum Ausdruck. 

Die Strategie der Assimilierung durch Bildung ist nicht 
neu in Guatemala, sie fi ndet ihre Vorläufer in der Bildungspo-
litik der liberalen Regierung Ende des 19. Jahrhunderts. Nicht 
nur die einseitige Anwendung der interkulturellen Bildung auf 
die indigene Bevölkerung ist ein Hinweis auf Assimi-
lierungstendenzen, sondern auch die Struktur des Curriculum 
der interkulturellen und bilingualen Bildung. In den staatli-
chen Programmen und Schulen ist das Curriculum zur inter-
kulturellen und bi lingualen Bildung auf die ersten vier Schul-
jahre beschnitten, danach wird zum monolingualen Regel-
schulbetrieb übergegangen. Weiterführende Programme zur 
interkulturellen und bilingualen Bil dung in der Sekundarstufe 
sind nur in den, in Trägerschaft von indigenen Organisationen 
befi ndli chen Escuelas Mayas zu fi nden. Käme auch in staatli-
chen interkulturellen Curricula der Entwick lung, Wertschät-
zung und dem Erhalt der Maya-Sprachen ein hoher Stellenwert 
zu, wie es in unzäh ligen Abkommen, Gesetzestexten und Pro-
grammatiken formuliert ist, müssten diese länger Lernin halt 
sein. Durch den curricularen Aufbau in dieser Form wird viel-
mehr eine langsame Heranführung der indigenen Schüler/-in-
nen über ihre Muttersprache an das guatemaltekische mono-
linguale Regel schulsystem gewährleistet. 

Wenn man die staatlichen interkulturellen Bildungs-
maßnahmen als Fortsetzung der Historie der Assimilations-
bestrebungen der guatemaltekischen Regierungen einordnet, 
muss die Strategie der Maya-Organisationen, sich die interkul-
turelle Bildung als exklusives Konzept für die indigene Be-
völkerung anzueignen, fragwürdig in ihrem subversiven Poten-
tial erscheinen. Dennoch birgt die Strategie zwei Vorteile in 
sich: zum einen schaff t das Prinzip der Parteilichkeit einen 
Schonraum für indigene Schüler/-innen vor Diskriminie-
rungen, zum anderen stellen die Escuelas Mayas unter Pla-
nungsverantwortung indigener Organisationen die einzige 
Alternative zu einem Regelschulsystem dar, das indigene und 
weibliche Personen strukturell benachteiligt. Darüber hinaus 
sind die Escue las Mayas die einzige Schulform, in der auch in 
der Sekundarstufe die interkulturelle und bilinguale Bildung 
fortgesetzt wird. Insofern ist die Strategie der Aneignung der 
interkulturell-bilingualen Bil dung zumindest ein Weg, die 
strukturellen Benachteiligungen des staatlichen Bildungssys-
tems zu umgehen und die Chancen auf den Zugang der indi-
genen Bevölkerung auf höhere Bildung zu ver bessern. 

Nach eingehender Betrachtung der Funktion der staat-
lichen Maßnahmen zur interkulturellen Bil dung in der guate-
maltekischen Nationalgesellschaft, muss zu dem Schluss ge-
kommen werden, dass diese nicht auf Erhalt und Ausbau 
kultureller Diversität abzielen, sondern der Heranführung der 
in digenen Bevölkerung an Amtssprache und die ‚Nationalkul-

tur‘ dienen. Im Gegensatz dazu tragen die Escuelas Mayas mit 
ihrem interkulturell-bilingual ausgerichteten Curriculum zu-
mindest zu einer Verbesserung der Bildungschancen der indi-
genen Bevölkerung bei. Aus diesem Grund sind diese zwar 
förderungswürdig, einen Beitrag zu interkulturellen Bildung 
der Gesamtbevölkerung im Sinne der im Diskurs vorgestellten 
Forderungen, leisten sie jedoch auch nicht. Diametral entge-
gengesetzt zu den Ansprüchen des Diskurses, tragen die staat-
lichen Programme gar zur ‚kulturellen Erosion‘ bei. Es zeigt 
sich am Beispiel der guatemaltekischen Bildungsmaßnahmen, 
dass Programme zur in terkulturellen Bildung immer einer kri-
tischen Analyse ihrer Funktion innerhalb einer Gesellschaft 
bedürfen und nicht unhinterfragt ihre Wirkung als Wärmeme-
tapher auf dem Parkett der internatio nalen Bildungspolitik 
entfalten dürfen.
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Anna Gleistein

Wo steht Senegal          
im „Education for All“-Programm?

Zusammenfassung:
Das internationale Bildungsprogramm Bildung für Alle (Education 
for All/EFA) defi niert sechs Schlüsselziele für den weltweiten Aus-
bau der Grundbildung, die Reduzierung des Analphabetismus und 
den Ausgleich des Geschlechtergefälles im Bildungsbereich bis 
2015. Dieser Artikel untersucht die Fortschritte, die Senegal beim 
Erreichen dieser Ziele macht. Nach grundlegenden Informationen 
über das Land und sein Bildungssystem, werden die Fortschritte 
für jedes der Ziele mithilfe der Daten aus dem aktuellen Weltbil-
dungsbericht abgeprüft. Der Artikel versucht die Ergebnisse durch 
nationale Faktoren zu erklären.

Schlüsselwörter: Afrika, Grundbildung, Geschlecht, Bildungsziele

Abstract:
Th e international „Education for All“-program (EFA) defi nes six 
goals which aim to improve basic education, reduce illiteracy and 
eliminate the gender gap in education by 2015. Th is article exa-
mines the progress Senegal makes in the EFA-process. At fi rst it 
obtains some basic information about the country and its educa-
tion system. After that the progress for each goal will be examined 
with data from the recent Global Monitoring Report. Th e article 
tries to explain the results by referring to national factors. 

Keywords: Africa, basic education, gender, educational goals

Einleitung
Die westafrikanische Republik Senegal gehört zu den politisch 
stabileren Ländern Afrikas, dennoch schneidet das Land in inter-
nationalen Bildungsvergleichen auff allend schlecht ab. Zwar liegt 
Senegal im subsaharischen Afrika und damit in einer Region in 
denen die Lage im Bildungsbereich allgemein defi zitär ist, trotz-
dem erscheinen die Ergebnisse auch im regionalen Vergleich de-
solat. Senegals Bildungssystem ist geprägt von der frühen Islami-
sierung aus Nordafrika einerseits und der Kolonierung durch 
Frankreich im 19. Jahrhundert andererseits. Beide historischen 
Prozesse haben bis heute ihren Einfl uss auf das Bildungswesen 
behalten, so dass ein französisch geprägtes staatliches und ein isla-
misches Bildungssystem koexistieren (vgl. Wiegelmann 2002).

Länderinformationen Senegal
Senegal liegt an der Westküste des subsaharischen Afrika und wird 
von der Republik Gambia in zwei Teile geteilt (vgl. Sow 1994, S. 

5417). Senegal ist eine ehemalige französische Kolonie und erreichte 
die Unabhängigkeit im Jahr 1960 (ebd.). Die Bevölkerung des 
Landes umfasst 12.379.000 Einwohner mit einer durchschnitt-
lichen jährlichen Wachstumsrate von 2,5 % (vgl. UNESCO 2010, 
S. 320) und verteilt sich auf verschiedene ethnische Gruppen. Die 
wichtigsten davon sind die Wolof mit ca. 40 %, die Fulani, die 
Diola und die Mandinka (vgl. Sow 1994, S. 5417). Dies schlägt sich 
auch in der Verteilung der Nationalsprachen nieder, denn der größ-
te Teil der Bevölkerung spricht Wolof. (vgl. Wiegelmann 1999, S. 
22). Die offi  zielle Amts- und Verwaltungssprache, wie auch Unter-
richtssprache ist jedoch Französisch obwohl sie für den überwie-
genden Teil der Bevölkerung nicht die Muttersprache ist (ebd.).

Senegal gehört, laut DAC-Liste der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), zu den soge-
nannten „Least Developed Countries“, d.h. zu den am wenigsten 
entwickelten Ländern. Im Ranking des Human Development Index 
des United Nations Development Programme (UNDP) befi ndet sich 
Senegal auf Platz 144 von insgesamt 169 Ländern (vgl. 2010, S. 145) 
und wird somit als Land mit geringem Entwicklungsstand bewertet. 
Von einem geringen Entwicklungsstand wird gesprochen, wenn der 
Human Development Index (HDI) unter 0,50 liegt. Der HDI misst 
die durchschnittliche Leistung in drei grundlegenden Kategorien: ein 
langes und gesundes Leben, Zugang zu Bildung und einem angemes-
senen Lebensstandard (vgl. ebd. 2009, S. 210). 

Das Bildungssystem in Senegal
Das staatliche Bildungssystem in Senegal, von der früheren Kolonial-
mach Frankreich beeinfl usst, ist in eine sechsjährige Primarschule, vier 
Jahre mittlere Sekundarschule und eine dreijährige höhere Sekundar-
schule unterteilt. Es gibt zwei staatliche Universitäten: die Cheikh 
Anta Diop Universität in Dakar und die Gaston Berger Universität in 
Saint Louis. Als Senegal 1960 unabhängig wurde, übernahm es zu-
nächst das frankophone Bildungssystem, welches Frankreich im ge-
samten Französisch-Westafrika als einheitliches und laizistisches Bil-
dungswesen seit 1903 aufgebaute (vgl. Adick 1997, S. 452).

1971 gab es erste Reform- und Anpassungsentwürfe, die 
unter dem Prinzip „Verwurzelung und Öff nung“ standen. Diese 
zielten auf die Afrikanisierung der Bildungsinhalte und die Ein-
führung von Nationalsprachen in den Unterricht auf der einen 
Seite, und die gleichzeitige Anpassung an internationale Stan-
dards, sowie das Festhalten am Französischen als Nationalsprache, 
auf der anderen Seite ab. Es wurden allerdings nur wenige der 
damals angestrebten Ziele umgesetzt (vgl. Wiegelmann 2002, S. 
66f.). Aufgrund einer massiven Krise im senegalesischen Bildungs-



wesen Ende der 1970er Jahre wurden Anfang der 1980er Jahre von 
einer Reformkommission Empfehlungen und Vorschläge für die 
Konzeption einer neuen Schule (ecole nouvelle) verfasst (ebd.). Die 
Konzeption der ecole nouvelle umfasste u.a. die Reorganisation der 
Bildungsverwaltung und die Umstrukturierung des gesamten Bil-
dungswesens, die Einführung eines fakultativen religiösen Unter-
richts, die Beachtung der arabischen Sprache, sowie die sukzessive 
Einführung der Nationalsprachen in den Unterricht. Die meisten 
Vorschläge der Reformkommission wurden von der Regierung ak-
zeptiert, allerdings wurden sie erst 1991 auf Druck der internatio-
nalen Weltbildungskonferenz in Jomtien (Th ailand) in das Bil-
dungsrahmengesetz aufgenommen (ebd., S. 67f.).

Neben dem staatlichen existiert ein französisch geprägtes pri-
vates Bildungswesen, welches vorwiegend von katholischen Missionen 
und Ordensgemeinschaften getragen wird. Die Schüler/-innen dieser 
Schulen erzielen in der Regel bessere Erfolge als die staatlichen Schulen. 
Allerdings verlangen private Schulen meist hohe Einschreibungs-, 
Schul- und Prüfungsgebühren und sind daher nicht für jeden zugäng-
lich (ebd., S. 69f.). Zusätzlich gab es bereits vor dem Aufbau des Bil-
dungssystems durch Frankreich oder Missionare ein islamisch geprägtes 
Schulwesen, welches aus der Islamisierung Westafrikas hervorging und 
neben dem kolonialen Bildungswesen koexistiert (vgl. Adick 1997, S. 
453). Im Zuge des Aufbaus des kolonialen frankophonen Schulsystems 
ab 1903 wurde zunächst versucht das islamische Bildungswesen zu re-
duzieren oder zumindest zu begrenzen, allerdings wurde schnell deut-
lich, dass dies nicht im Sinne der Bevölkerung war und nicht funktio-
nieren würde (ebd.,  S. 457). Statt einem Rückgang hat sich das islam-
ische Bildungswesen weiter ausgebaut und besteht mittlerweile neben 
einfachen traditionellen Koranschulen (Daaras) auch aus deutlich kom-
plexeren arabischen, französisch-arabischen und islamischen Schulen 
und Instituten (ebd.). Während in den traditionellen Koranschulen, 
primär grundlegende Kenntnisse des Korans in Arabisch vermittelt wer-
den und die partielle Alphabetisierung und die Vermittlung einer gewis-
sen Grundbildung eher sekundäre Eff ekte darstellen (ebd.), wurde in 
den anderen Schultypen das grundlegende Curriculum erweitert. Ne-
ben der Vermittlung der Koraninhalte erfolgt hier z.B. auch die Vermitt-
lung grundlegender Kenntnisse in Rechnen, Geschichte, Arabisch und 
z.T. Französisch (ebd., S. 458f.). Trotzdem sind die meisten islamischen 
Bildungseinrichtungen und die dort erworbenen Abschlüsse in Senegal 
nicht staatlich anerkannt. Lediglich in den franko-arabischen Schulen 
(école franco-arabe) können neben den arabischen auch die offi  ziellen 
französischen Abschlüsse gemacht werden. Im Unterricht werden Fran-
zösisch und Arabisch sowohl als Fach- wie auch als Unterrichtssprache 
verwendet (vgl. Wiegelmann 1994, S. 814f.).

Education for All (EFA) – Bildung für Alle
Bildung für alle ist das größte internationale Bildungsprogramm der 
UNESCO (vgl. www.unesco.de/efa). Es wurde 1990 auf der Welt-
bildungskonferenz in Jomtien (Th ailand) von UNESCO (United 
Nations Educational, Scientifi c and Cultural Organization), UNDP 
(United Nations Development Programme), UNFPA (United Na-
tions Fund for Population Activities), UNICEF (United Nations 
Children’s Fund) und der Weltbank ins Leben gerufen (vgl. www.
unesco.org/new/en/education/themes/leading-the-international-
agenda/education-for-all-international-coordination/the-efa-move
ment/). An der Konferenz nahmen Abgeordnete aus 155 Ländern 
sowie Repräsentanten von über 150 Regierungs- und Nichtregie-
rungsorganisationen teil, die sich gemeinsam darauf verständigten bis 
zum Jahr 2010 Kindern weltweit den Zugang zu Grundbildung zu 

ermöglichen und Analphabetismus zu reduzieren (vgl. ebd.). Zehn 
Jahre später zeigte sich, dass viele Ländern noch weit entfernt waren 
die gemeinsam beschlossenen Ziele zu verwirklichen und es fand 
eine zweite Konferenz, das Weltbildungsforum in Dakar (Senegal), 
statt. Die beschlossenen Ziele von „Bildung für alle“ wurden bekräf-
tigt und für dessen Erreichung unter der Koordination durch die 
UNESCO das Jahr 2015 festgesetzt. Insgesamt wurden sechs 
Schlüsselziele für den Bildungsbereich festgelegt, die sich auf die 
Reduzierung des Analphabetismus, den Ausgleich des Geschlechter-
gefälles im Bildungsbereich und den Ausbau der Grundbildung 
beziehen. 

Der Fortschritt den die Länder in Richtung Erreichung der 
EFA-Ziele machen, wird in den jährlich erscheinenden EFA Global 
Monitoring Reports (Weltbildungsberichten) mithilfe einer Viel-
zahl an Indikatoren überprüft. Die Berichte widmen sich jedes Jahr 
einem unterschiedlichen Schwerpunktthema. Eine deutsche Zu-
sammenfassung der Ergebnisse für fast alle Berichte ist auf der deut-
schen UNESCO-Homepage abrufbar (www.unesco.de/efareport). 
Die statistischen Daten für die Berichte stammen in der Regel vom 
UNESCO Institute for Statistics (UIS).

Bevor die Ergebnisse für Senegal zu den einzelnen EFA-Zielen 
vorgestellt und näher erklärt werden, sollen an dieser Stelle zunächst 
einige wichtige Indikatoren in ihrer Bedeutung erläutert werden 
(UNESCO 2010, S. 446–448). Der EFA Development Index (EDI): 
Zusammengesetzter Index, der den generellen Fortschritt bei den 
EFA-Zielen misst. Der EDI beinhaltet vier der sechs EFA-Ziele:

Die universelle Grundbildung: gemessen durch die „primary 
adjusted net enrolment ratio“ 
Lese- und Schreibfähigkeit der erwachsenen Bevölkerung
Geschlechtergleichheit, gemessen durch den geschlechtsspe-
zifi schen EDI
Qualität der Bildung, gemessen durch die Übergangsrate in 
die 5. Jahrgangstufe des Bildungssystems

Gender Parity Index (GPI): Verhältnis von weiblichen zu männ-
lichen Einschreibungen je nach Bildungsstufe. Bei einem GPI von 
1,00 ist das Verhältnis ausgeglichen, liegt der GPI über oder unter 
1,00 besteht ein Ungleichgewicht zwischen den Geschlechtern.

Gender specifi c EFA Index (GEI): Zusammengesetzter In-
dex der die Geschlechtergleichheit in der Bildungsbeteiligung im 
Primar- und Sekundarschulbereich sowie bei der Lese- und 
Schreibfähigkeit der Erwachsenen misst. Er setzt sich aus den 
durchschnittlichen GPIs der gross enrolment ratio primary und 
secondary und adult literacy rate zusammen.

Gross enrolment ratio (GER): Anzahl der Einschreibungen 
in einer bestimmten Jahrgangsstufe ohne Berücksichtigung des 
Alters, ausgedrückt als Prozentsatz der Bevölkerung in der offi  zi-
ellen Altersgruppe für die entsprechende Jahrgangsstufe.

Net enrolment ratio (NER): Einschreibung der offi  ziellen 
Altersgruppe für eine bestimmte Jahrgangsstufe, ausgedrückt als 
Prozent der Bevölkerung in der entsprechenden Altersgruppe.

Primary adjusted net enrolment ratio (ANER): Einschrei-
bungen der Kinder der offi  ziellen Grundschulaltersgruppe in 
Grund- oder Sekundarschulen, ausgedrückt als Prozent der Be-
völkerung in der entsprechenden Altersgruppe.

Senegals Fortschritte im EFA-Programm
Insgesamt wird der Fortschritt bei der Erreichung der EFA-Ziele 
durch den EFA Development Index (EDI) gemessen (UNESCO 

–

–
–

–
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2010, S. 278). Liegt der EDI unter 0,8 gilt ein 
Land als weit entfernt vom Erreichen der Ziele 
(ebd., S. 279). Senegal hat einen EDI von 0,65 
(ebd., S. 291) und befi ndet sich in der Rangfol-
ge auf Platz 118 von insgesamt 128 aufgeführ-
ten Ländern (ebd., S. 286). Dieses Ergebnis 
zeigt bereits, dass Senegal noch weit davon ent-
fernt ist eine universelle Grundbildung im Land 
zu erreichen. Im Folgenden werden die Fort-
schritte Senegals für jedes der sechs Ziele mit-
hilfe der Indikatoren aus den Weltbildungsberichten näher be-
trachtet. Mit den Daten und einigen Hintergrundinformationen 
zur Situation des Bildungswesens soll versucht werden, einzu-
schätzen ob und in wie weit eine Erreichung der Ziele für Sene-
gal realistisch erscheint und welche spezifi schen nationalen Fak-
toren das Land von der Erreichung der EFA-Ziele abhalten. 

Ziel 1: Die frühkindliche Bildung soll ausgebaut und ver-
bessert werden, insbesondere für benachteiligte Kinder. 

Die Einschulungsraten im vorschulischen Bildungsbereich 
haben sich von 2,4 % im Jahr 1990 (UNESCO 2003/04, S. 318) 
auf 9 % im Jahr 2007 (UNESCO 2010, S. 330) verbessert. Bei 
den Mädchen lag die Einschulungsquote mit 10 % (ebd.) sogar 
geringfügig über der der Jungen. Insgesamt ist die Einschulungs-
quote jedoch trotz dieser deutlichen Verbesserung noch immer sehr 
gering. Der weltweite Durchschnitt liegt bei 41 %, der Durch-
schnitt für Subsahara-Afrika, der schwächsten Region, bei 15 % 
(ebd., S. 331).

Gründe für das schlechte Abschneiden Senegals, auch im 
regionalen Vergleich, liegen vermutlich in der defi zitären Infra-
struktur in der vorschulischen Bildung. Im Jahr 1998/99 gab es im 
ganzen Land gerade einmal 313 Vorschulen, davon waren 225 Pri-
vatschulen (UNESCO/IBE 2006, S. 8). 2001/02 gab es 377 Vor-
schulen, davon wurden 281 privat betrieben (ebd.). Während der 
Besuch einer staatlichen Vorschule kostenlos ist, muss für den Be-
such einer privaten Vorschule Schulgeld entrichtet werden, welches 
sich die Mehrzahl der Familien nicht leisten kann.

Die Einschulungsrate in vorschulische Bildungseinrich-
tungen diff eriert innerhalb des Landes von Region zu Region. 
Laut dem UNESCO Country Profi le 2006 betrug die Einschu-
lungsrate in städtischen Gebieten 4,3 %, während sie in länd-
lichen Regionen bei nur 0,3 % lag. Die senegalesische Regierung 
arbeitet zurzeit an der Verbesserung der vorschulischen Bildungs-
möglichkeiten und verfolgt das Ziel, die Einschulungsrate bis 
zum Jahr 2015 auf 30 % zu erhöhen (ebd.). Es gibt einige Pro-
jekte und Programme im Land, die mithilfe internationaler Or-
ganisation versuchen die Situation vorschulischer und frühkind-
liche Bildung zu verbessern:

Projekt des United Nations Development Programme (UNDP) 
zum Aufbau von Gemeindekindergärten in ländlichen Gebieten
Forschungsprojekt der Japan International Cooperation Agency 
(JICA) zur Verbesserung der frühkindlichen Lebensumstände
Projekt des Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
UNICEF
Projekt der UNESCO zur Entwicklung frühkindlicher Lese- 
und Schreibfähigkeit zu Hause
Projekt von PLAN International zum Ausbau der lokalen Ka-
pazitäten zur Förderung der frühen Kindheit in der Louga-
Region

–

–

–

–

–

Ziel 2: Bis 2015 sollen alle Kinder – insbesondere Mädchen, Kinder in 
schwierigen Lebensumständen und Kinder, die zu ethnischen Minder-
heiten gehören – Zugang zu unentgeltlicher, obligatorischer und qualitativ 
hochwertiger Grundschulbildung erhalten und diese auch abschließen. 
Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der Bildungsbeteiligung im Grund-
schulbereich zwischen 1990 und 2007. Obwohl eine stetige Zunah-
me der Schülerzahlen erkennbar ist, war Senegal 2007 immer noch 
weit von der 100 % Marke entfernt. Allerdings konnte das Un-
gleichgewicht der Geschlechter bis 2007 ausgeglichen werden. 

Im Jahr 1971 schätzte die senegalesische Regierung, dass 
eine universelle Primarschulbildung nicht vor dem Jahr 2030 
oder 2060 erreicht werden könne (vgl. Michel 1988, S. 1070). 
Diese Einschätzung zeigt die schlechte Ausgangssituation, die 
Senegal für die Verbesserung der Bildung und die Reduzierung 
von Analphabetismus hat und erklärt zum Teil, warum die Ein-
schulungsraten auch im Jahr 2007 noch deutlich unter 100 % 
und unter dem weltweiten und regionalen Durchschnitt liegen. 
Zusätzlich gibt es regionale Unterschiede. In ländlichen Gebie-
ten ist die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder keine Schule besu-
chen doppelt so hoch wie in der Stadt (vgl. UNESCO 2010, S. 
59). Strukturelle Probleme und fehlende Kapazitäten, mit denen 
insbesondere ländliche Primarschulen zu kämpfen hatten und 
immer noch haben, zeigt zum Beispiel Adick (1997) in ihrer 
Untersuchung einer ländlichen Primarschule in Ngohé. So bleibt 
Eltern teilweise keine andere Wahl als ihre Kinder auf eine Ko-
ranschule zu schicken, wenn die staatlichen Schulen überfüllt 
und Privatschulen kostenpfl ichtig sind. 

Ein weiterer möglicher Grund liegt in der Existenz des 
bereits erwähnten islamischen Bildungswesens. Da die mei-
sten der islamischen Schulen, vor allem die traditionellen Ko-
ranschulen (Daaras), keine staatliche Anerkennung haben, 
tauchen diese Schüler/-innen nicht in den offi  ziellen Statisti-
ken auf. Das bedeutet, dass nicht jeder der nicht in den Ein-
schulungsstatistiken auftaucht, zwangsläufi g keine Schule 
besucht, sondern lediglich nicht im formalen Bildungswesen 
eingeschult wurde. Zur Zahl der aktuellen Koranschüler/-in-
nen gibt es keine offi  ziellen Angaben, laut UNICEF Schätzun-
gen waren es im Jahr 2006 ca. 100.000 Kinder die ausschließ-
lich traditionelle Daaras besuchten (UNICEF 2006).

Ziel 3: Die Lernbedürfnisse von Jugendlichen und Erwach-
senen sollen durch Zugang zu Lernangeboten und Training von 
Basisqualifi kationen (life skills) abgesichert werden.

Tabelle 2 zeigt, (s. nächste Seite) dass die Alphabetisierungs-
rate zwischen 15–24 Jahren sehr niedrig ist und die Schätzungen für 
2015 machen deutlich, dass Senegal dieses Ziel vermutlich nicht er-
reichen wird. Gründe hierfür könnten in der geringen Verweilungs-
dauer im Bildungswesen liegen. So hat diese sich von durchschnitt-
lich 5,2 Jahren im Jahr 1999 auf gerade einmal 7,2 Jahre bis 2007 
erhöht (vgl.  UNESCO 2010, S. 339). Der weltweite Durchschnitt 

Nettoeinschul-
ungsrate Pri-
marbereich %

GPI
(F/M)

Bruttoeinschul-
ungarate Primar-
bereich %

GPI
(F/M)

1990 2007 1990 2007 1990 2007 1990 2007
Senegal 48 72 0,75 1,00 58,9 84 0,73 1,00

Sub-Sahara Afrika 55 73 0,86 0,93 77,5 99 0,79 0,90
Entwicklungsländer 79,8 86 0,86 0,97 99,4 107 0,86 0,95

Welt 81,8 87 0,88 0,97 99,5 106 0,88 0,96

Tab. 1: Bildungsbeteiligung im Grundschulbereich
(Quelle: UNESCO 2003/2004, S. 335ff ./UNESCO 2010, S. 347ff .)



liegt bei 11 Jahren (ebd.). Die Geschlechterungleichheit bei der Al-
phabetisierungsrate spiegelt sich in der Verweilungsdauer im Schul-
wesen wider. Während Jungen im Jahr 2007 durchschnittlich 7,5 
Jahre eine Schule besuchten, waren es bei den Mädchen nur 6,8 
Jahre (ebd.).

Ein weiterer Faktor zur Erklärung der Ergebnisse liegt 
vermutlich darin, dass Schüler/-innen, die mit der Grundschu-
le beginnen, diese nicht zwangsläufi g auch beenden. Im Jahr 
2000 haben gerade einmal 41 % der Grundschüler/-innen die 
Grundschule beendet (vgl. Nordtveit 2004, S. 4). Die Eff ekte 
geringer Einschulungs- und Komplettierungsraten im Grund-
schulbereich werden zusätzlich durch die Sprachsituation im 
Land verstärkt. Wie bereits erwähnt ist die Unterrichtssprache 
in Senegal Französisch, obwohl dies in der Regel nicht die Mut-
tersprache der Schüler/-innen ist. Dies führt zu der Vermutung, 
dass die Schüler/-innen Probleme haben dem Unterricht zu fol-
gen und die Lerneff ekte dementsprechend gering sind. Ein Pro-
blem, welches auch die Lernleistungen in anderen Schulfächern 
negativ beeinfl usst. Ähnliches zeigt auch eine Pilotstudie von 
Wiegelmann (1999) zu den Lese-, Schreib- und Rechenfähig-
keiten Kinder und Jugendlicher der vierten und sechsten 
Grundschulklassen in öff entlichen, privaten und arabischen 
Schulen einer ländlichen Gemeinde in der Region Diourbel. Im 
Rahmen der Untersuchung schnitten vor allem die Schüler/-
innen ländlicher staatlicher Grundschulen sehr schwach in den 
Leistungstests ab (vgl. Wiegelmann 1999, S. 243ff .). Auch in 
einer 1996 durchgeführten staatlichen Lernerfolgsstudie im 
Grundschulbereich mit den Schwerpunkten Französisch und 
Mathematik fi elen die Ergebnisse auf allen Ebenen schlecht aus 
(vgl. ebd., S. 119ff .). 

Ziel 4: Die Alphabetisierungsrate unter Erwachsenen, besonders 
unter Frauen, soll bis 2015 um 50 Prozent erhöht werden. Der Zugang 
von Erwachsenen zu Grund- und Weiterbildung soll gesichert  werden.

Wie Tabelle 3 zeigt, ist die Alphabetisierungsrate, besonders 
unter der weiblichen Bevölkerung sehr gering. Zwar hat zwischen 
1985−2007 eine deutliche Steigerung stattgefunden, trotzdem liegt 
sie im Jahr 2007 noch immer unter 50 %. Damit liegt Senegal im 
regionalen Vergleich, sowie im Vergleich mit anderen Entwicklungs-
ländern im Bereich der Alphabetisierung deutlich unter dem Durch-
schnitt. Gründe für diese Ergebnisse könnten in den niedrigen Schü-
lerzahlen im Grundschulbereich in der Vergangenheit liegen. Als 

Senegal 1960 unab-
hängig wurde, be-
suchten  28 % der  
Kinder eine Grund-
schule (vgl. Michel 
1988, S. 1070),  in den 
frühen 1980er Jahren 
lag diese Zahl bei nur 
53 % (vgl. ebd.). 

Obwohl die Zahlen 2007 immer noch desolat erscheinen, hat die 
senegalesische Regierung begonnen dem Problem mit einer neuen 
politischen Strategie und Alphabetisierungsprogrammen zu begeg-
nen (vgl. Nordtveit 2004). Mit fi nanzieller  Unterstützung der Welt-
bank und der Canadian International Development Agency (CID) 
wurden Projekte durchgeführt und erste Fortschritte in der Alphabe-
tisierung gemacht. Nach Angaben der Weltbank haben bis 2004 ca. 
190.000 Menschen an Alphabetisierungsprogrammen teilgenom-
men, davon waren 87 % Frauen (vgl. ebd.).

Ziel 5: Bis 2005 soll das Geschlechtergefälle in der Primar- und 
Sekundarbildung überwunden werden. Bis 2015 soll Gleichberechti
gung der Geschlechter im gesamten Bildungsbereich erreicht werden, wobei 
ein  Schwerpunkt auf der Verbesserung der Lernchancen für Mädchen 
liegt.

Tabelle 1 hat bereits gezeigt, dass Senegal das Ungleichge-
wicht der Geschlechter im Primarschulbereich schon 2007 ausgegli-
chen hat. Anders stellt sich die Situation im Sekundarschulbereich da, 
wo der GPI für die Bruttoeinschulungsrate sich zwischen 1991−2007 
von 0,53 auf 0,76 verbessert hat (vgl. UNESCO 2010, S. 419). Es 
besuchen demnach also immer noch deutlich mehr Jungen als Mäd-
chen eine Sekundarschule, was zu der Vermutung führt, dass schu-
lischer Bildung von Mädchen eine geringere Bedeutung als bei Jungen 
beigemessen wird. Vielfach werden Mädchen sehr jung verheiratet 
oder arbeiten als Dienstmädchen in fremden Haushalten, um so ihre 
Familie fi nanziell zu unterstützen (vgl. Adick 1997, S. 456). 

Allgemein ist die Bildungsbeteiligung im Sekundarschulbe-
reich mit einer Bruttoeinschulungsrate von nur 26 % im Jahr 2007 
sehr gering (vgl. UNESCO 2010, S. 371). Gründe hierfür liegen 
vermutlich in der schlechten Infrastruktur im Sekundarbereich, vor 
allem in den ländlichen Gebieten. So beträgt die durchschnittliche 
Zeit, die ein Kind braucht um eine mittlere Sekundarschule zu 
erreichen auf dem Land 80 Minuten. Die durchschnittliche 
Entfernung zu einer mittleren Sekundarschule ist damit 25 Mal 
weiter als zu einer Grundschule (vgl. ebd., S. 89). 

Ziel 6: Die Qualität von Bildung muss verbessert werden.
Bezüglich der Qualität des öff entlichen Bildungssystems sind 

für Senegal in den Global Monitoring Reports nur wenige Daten 
vorhanden. Die niedrigen Alphabetisierungsraten führen zu der Ver-
mutung, dass der qualitative Zustand des Bildungswesens defi zitär 
ist. Das Schüler-Lehrer-Verhältnis im Grundschulbereich hat sich 
von 53:1 im Jahr 1991 auf 34:1 im Jahr 2007 verbessert (vgl. ebd., 

S. 426). Allerdings ist 
die Übergangsrate in 
das 5. Schuljahr von 
85 % im Jahr 1991 
2007 auf 65 % gesun-
ken (vgl. ebd.).

Wie  erwähnt, 
gibt es bezüglich der 
Infrastruktur im staat- 

Alphabetisierungsrate Jugendliche (15–24 Jahre) (%)
1985–1994 2000–2007 erwartet für 2015

männlich weiblich gesamt männlich weiblich gesamt männlich weiblich gesamt
Senegal 49 28 38 58 45 51 60 53 56

Sub-Sahara Afrika 70 58 64 77 68 72 83 80 82
Entwicklungsländer 85 75 80 90 85 87 92 90 91

Welt 88 79 84 91 87 89 93 91 92

Tab. 2: Alphabetisierungsrate Jugendliche (Quelle: UNESCO 2010, S. 315ff .)

Tab. 3: Alphabetisierungsrate Erwachsene (Quelle: UNESCO 2010, S. 314ff .)

Alphabetisierungsrate Erwachsene (15 Jahre und älter) (%)
1985–1994 2000–2007 erwartet für 2015

männlich weiblich gesamt männlich weiblich gesamt männlich weiblich gesamt
Senegal 37 18 27 53 32 42 65 40 47

Sub-Sahara Afrika 63 45 53 71 54 62 77 66 72
Entwicklungsländer 77 59 68 85 74 80 88 79 84

Welt 82 70 76 89 80 84 90 83 87
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lichen Bildungswesen ein deutliches Gefälle zwischen Stadt und 
Land. Auf dem Land stellen Kapazitätsprobleme und ein genereller 
Mangel an Schulen ein Hauptproblem dar. Dies wird von der 
Sprachproblematik und der, im Sekundarschulbereich, geringer 
Bildungsbeteiligung zusätzlich verschärft.

Die Fast-Track Initiative
Trotz zum Teil desolater Ergebnisse in den Weltbildungsberichten 
hat die senegalesische Regierung den Kampf zur Verbesserung der 
Bildungssituation im Land aufgenommen. Seit 2006 ist Senegal 
Mitglied der Fast-Track Initiative (FTI) (vgl. ebd., S. 256). Die 
diese wurde 2002 ins Leben gerufen um Länder mit geringem Ein-
kommen, die sich ernsthaft um die Erreichung einer universellen 
Grundbildung bis 2015 bemühen, fi nanzielle und technische Un-
terstützung zu gewähren (vgl. www.educationfasttrack.org). Sie 
zielt auf eine beschleunigte Umsetzung der Grundbildungsziele in 
Ländern ab, die dafür gute Voraussetzungen bringen (vgl. Hay 
2002, S. 253). Die FTI startet 2002 mit 18 Ländern: Äthiopien, 
Burkina Faso, Gambia, Ghana, Mauritanien, Mosambik, Niger, 
Sambia, Tansania, Uganda, Jemen, Vietnam, Bolivien, Honduras, 
Nicaragua, Guyana und Albanien (vgl. ebd.). Mittlerweile sind 43 
Länder Mitglieder der Fast-Track Initiative, darunter 22 Länder des 
subsaharischen Afrika. Um Mitglied der Fast-Track Initiative zu 
werden, muss ein Land einen Plan zur Armutsbekämpfung (pover-
ty reduction strategy) sowie eine strategischen Plan zur Verbesse-
rung des Bildungssystems (education sector plan) einreichen.

In Senegal trägt die Fast-Track Initiative  z.B. zur Verbesserung 
der Grundbildung durch den Bau und die Ausstattung von Klassen-
räumen bei (vgl. World Bank 2010). Mit  fi nanzieller  Unterstützung 
sollen  2010 zusätzliche Klassenräume an Schulen geschff en werden, 
die in Gebieten liegen wo es zu wenig Kapazität in den Schulen gibt. 
Darüber hinaus sollen 450 neue Klassenräume an insgesamt 150 neu-
en Schulen geschaff en werden, davon sollen 100 Schulen franko-ara-
bische Schulen sein, die das offi  zielle Curriculum anbieten (vgl. ebd.).

Fazit
Die Ergebnisse aus den Weltbildungsberichten für Senegal zei-
gen deutlich, dass das senegalesische Bildungssystem noch im-
mer sehr defi zitär ist und die weltweiten Ziele einer universellen 
Grundbildung und Reduzierung des Analphabetismus bisher 
kaum realisiert werden konnten. Zwar wurden Fortschritte, z.B. 
bei der Erhöhung des Einschulungszahlen und dem Ausglei-
chen des Geschlechtergefälles im Primarschulbereich gemacht, 
dennoch befi ndet sich Senegal im Jahr 2010 noch weit entfernt 
von den Zielen, deren Erreichung schon für 2015 geplant war. 
Gerade was die Anzahl der Analphabeten und die niedrigen 
Schülerzahlen im Sekundarschulbereich betriff t, zeigt sich wohl 
auch schon jetzt, dass Senegal die EFA-Ziele bis 2015 nicht 
vollständig erreichen kann. Erstaunlich ist dabei, dass, auch 
wenn Subsahara-Afrika zu den strukturschwächsten Regionen 
im weltweiten Bildungsvergleich zählt, Senegal auch im regio-
nalen Vergleich oder dem Vergleich mit den Entwicklungslän-
dern, oftmals unterdurchschnittlich abschneidet. Mit der Ko-
existenz des islamischen Bildungswesens, den mangelnden 
Kapazitäten des formalen Schulwesens und einer Fremdsprache 
als Unterrichtssprache wurden hier einige vermutlich grundle-
gende Erklärungsansätze für diese Tatsache geliefert.

Trotz schlechter Ergebnisse konnte gezeigt werden, dass 
die senegalesische Regierung durch Hilfe internationaler Organi-

sationen und Beteiligung an der Fast-Track Initiative versucht die 
Probleme im Bildungssystem in den Griff  zu kriegen und an der 
Erreichung der EFA-Ziele arbeitet. Allerdings wird dies wohl ver-
mutlich mehr Zeit als bis zum Jahr 2015 in Anspruch nehmen. 
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Ina Nnaji

Sprungbrett in ein besseres Leben?    
Kinderarbeit in fremden Haushalten in Nigeria

Zusammenfassung:
Der Artikel handelt über Arbeit von Kindern in fremden Pri-
vathaushalten in Nigeria. Er basiert z.T. auf eigenen For-
schungsergebnissen aus einer von der Autorin durchgeführten 
einjährigen Feldstudie in Nigeria. Es wird zum einen die Frage 
nach den Motiven zu dieser Arbeit verfolgt. Zum anderen wird 
der Frage nachgegangen, ob diese Arbeit von Kindern, die als 
eine der schlimmsten Formen von Kinderarbeit eingestuft 
wird, derart reguliert werden kann, dass sie einer Arbeit unter 
würdigen Bedingungen gleichkommt. 

Schlüsselwörter: arbeitende Kinder, Kinderrechte, Interview

Abstract:
Th e article deals with the topic domestic child labour in Nige-
ria. Th e text is partially based on research results of the author 
which she gathered during her one-year fi eld research in Nige-
ria. Th e text addresses the question which motives children 
have to migrate and work as a domestic child labourer and in 
how far this type of work, which has been classifi ed as one of 
the worst forms of child labour, can be regulated in a way that 
it is in accordance with work undertaken under dignifi ed con-
ditions. 

Keywords: child domestic worker, children’s rights, interview

Einleitung
Nigeria (vgl. Abb. 1) ist mit ca. 152 Millionen Menschen das 
bevölkerungsreichste Land des Kontinents Afrika (vgl. CIA 
2011). Trotz hoher Erdöl- und Gasvorkommen, die den größ-
ten Anteil des Bruttoinlandproduktes darstellen (Bureau of 
African Aff airs 2010), zählt Nigeria zu den einkommens-
schwachen Ländern („low-income-countries“), weist aber beim 
Human Development Index (HDI) mit einem Wert von 0,511 
einen mittleren Entwicklungsstand auf (UNDP database 
2010). Nach dem Child Development Index (CDI) hat sich 
die Lage der Kinder im Verlauf der Jahre 1990–2006 zaghaft 
verbessert (Save the Children UK 2008, S. 22), obwohl weiter-
hin 70 % der gesamten Bevölkerung unterhalb der Armuts-
grenze leben (vgl. CIA 2011). Insbesondere die Lage der Kin-
der auf dem Land ist durch mangelnde soziale Infrastruktur 
gekennzeichnet: Schulen liegen in zu weiter Entfernung vom 
Wohnort und weisen eine schlechte Qualität auf; zahlreiche 

Eltern schaff en es z.T. nicht ohne fremde Hilfe, ihren Kindern 
angemessene Lebensbedingungen zu bieten und greifen dabei 
auf traditionelle Sozialisationsmodelle zurück, nach denen 
Kinder u.a. zu entfernten wohlhabenderen Verwandten ge-
schickt werden, um dort unter besseren Bildungs- und Ent-
wicklungsbedingungen aufwachsen zu können (vgl. Ekechi 
2003, S. 173). Oftmals entscheiden sich Kinder insbesondere 
aus ländlichen Gebieten, in urbane Regionen zu migrieren, um 
als house-help bei fremden Menschen oder entfernten Ver-
wandten tätig zu sein und eine bessere Zukunft für sich zu er-
langen. Ihre Arbeit dient somit dem Überleben und dem Fort-
kommen fi nanziell bedürftiger Menschen in Nigeria.

Gemäß der Konvention der Rechte des Kindes der Ver-
einten Nationen (UN KRK) sind Kinder all jene Personen, die 
jünger als 18 Jahre sind. Im Folgenden wird mit Bezug auf 
diese Defi nition von „Kinderarbeit“ gesprochen. Wie in vielen 
anderen sub-saharischen Staaten Afrikas, ist die Arbeit von 
Kindern in Haushalten eine traditionelle Verpfl ichtung von 
Kindern und Jugendlichen und wird als sozialisatorische Maß-
nahme sowie als Zeugnis ihrer solidarischen Teilhabe an der 

Abb. 1: Karte mit den Forschungsstandorten Lagos und Enugu in der Föderalen 
Republik Nigeria (Quelle: CIA 2011).



Gemeinschaft begriff en (vgl. African Charter on the Rights and 
Welfare of the Child,  Artikel 31). Wenn Kinder also in fremden 
Privathaushalten arbeiten, so zählt dies aufgrund der mit dieser 
Arbeit einhergehenden Risiken und Gefahren, aber auch auf-
grund der mit dieser Tätigkeit oftmals einhergehenden Rechts-
verletzungen zur Kategorie der wirtschaftlichen Ausbeutung von 
Kindern sowie zu den schlimmsten Formen von Kinderarbeit 
entsprechend der Konvention 182 der Internationalen Arbeits-
organisation (vgl. ILO 2004, S. 4).

In einer einjährigen qualitativen Feldforschung zum 
Th ema Kinderarbeit in fremden Haushalten in Nigeria, insbe-
sondere in den Räumen Lagos und Enugu (vgl. Abb. 1), im 
Zeitraum 2008/2009 hat die Autorin versucht, die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen von sogenannten arbeitenden Kin-
dern in fremden Privathaushalten zu erforschen. Man nennt 
diese Minderjährigen in der Literatur auch „house-help“ „child 
domestic worker“ oder „domestic servant“; im Folgenden wird 
der Begriff  „house-help“ verwendet. Die Feldforschung umfas-
ste neben zahlreichen Interviews mit diesen house-helps Inter-
views mit weiteren Akteuren (Arbeitgebern, Eltern, Ministeri-
en, Polizei, Nichtregierungsorganisationen (NRO) etc.). Aus-
schnitte aus Interviews sowie erste vorläufi ge Auswertungs-
ergebnisse fl ießen in diesen Aufsatz mit ein. Zunächst soll ein 
kurzer Umriss zur Th ematik der house-helps gegeben werden.

Kinderarbeit in fremden Haushalten
Kinderarbeit in fremden Haushalten wird weltweit auf unter-
schiedliche Weise praktiziert. Eine entsprechende Defi nition 
von UNICEF (1999, S. 2) bezieht sich auf Kinder, die jünger 
als 18 Jahre sind und in fremden Privathaushalten, also anderen 
Haushalten als denen ihrer eigenen Eltern, arbeiten. Sie führen 
dort Haushaltstätigkeiten durch, hüten Kinder und verrichten 
Erledigungen sowie andere anfallende Tätigkeiten wie Wäsche 
waschen, putzen, kochen etc. (vgl. Bourdillon 2007; Camacho 
1999; Ebigbo 2003; ILO 2004; Jacquemin 2004; 2009; Lawson 
1998; Oloko 1992; 2004; 2004a). Überwiegend sind es Mäd-
chen zwischen sechs und 17 Jahren, die hinter verschlossenen 
Türen in den Hauhalten fremder Personen oder auch fi nanziell 
besser gestellter Verwandten arbeiten (vgl. ILO 2004; Interna-
tionales Arbeitsamt 2002, S. 32). Kinderarbeit in fremden 
Haushalten ist Schätzungen der ILO (2004, S. 1 und 15) zufol-
ge die weltweit am weitesten verbreitete Form von Arbeit von 
Kindern und Jugendlichen – insbesondere in den Kontinenten 
Afrika, Asien und Lateinamerika.

In der Literatur herrscht eine terminologische Uneinigkeit 
gegenüber diesem Tätigkeitsbereich. Dies liegt insbesondere an 
der Heterogenität der besagten Gruppe, bei der es sich entweder 
um Kinder handelt, die in Privathaushalten im weiteren Ver-
wandtschaftskreis („extended family“) arbeiten, oder aber in frem-
den Privathaushalten arbeiten. Wiederum gibt es Kinder bzw. 
Jugendliche, deren Arbeit im fremden Privathaushalt vergütet 
wird, wohingegen andere keine monetäre Entlohnung erhalten, 
sondern stattdessen gegen Unterkunft und Verpfl egung dort tätig 
sind. Ferner erledigen zahlreiche house-helps neben ihrer Arbeit 
im Haushalt Tätigkeiten für ihren Arbeitgeber, wie bspw. der Ar-
beit als fl iegende Händler („hawking“) oder sie arbeiten im Ge-
schäft des Arbeitgebers als Verkäufer bzw. Verkäuferin. Jacquemin 
(2009, S. 6f.) deutet auf den Trend hin, der sich in der Literatur 
und Datenerhebung abzeichne, dass die heterogene Gruppe zu 

einer homogenen Masse zusammengefasst wird, wobei die spezi-
fi schen Risiken, Lebens-und Ar-beitsbedingungen, mit denen 
diese Kinder und Jugendliche   täglich konfrontiert  sind, unter-
gehen. Mitunter  wird es jedoch versäum,  Hausarbeit in  fremden 
Privathaushalten  überhaupt als ‚Arbeit‘ zu  klassifi zieren (vgl. 
ebd.). Statistiken  beziehen sich in der Regel auf die  sogenannte 
Erwerbsarbeit, die defi nitionsgmäß monetär entlohnte Arbeiten 
umfasst (vgl. Nerdinger et al. 2008,  S. 190), worunter die übli-
cherweise unentgeltlich verrichtete Arbeit in Privathaushalt nicht 
fällt.  Generell zählt diese Arbeit zur informellen Ökonomie. Da-
bei handelt es sich um nicht gemeldete und nicht dokumentierte 
Aktivitäten, die keinerlei vertragsrechtliche Sicherheiten umfas-
sen (etwa Schutz durch Sozialversicherungen) und/oder Tätigkei-
ten, die in Privathaushalten durchgeführt werden. Typisch ist 
auch, dass Tätigkeiten in der informellen Ökonomie ein „niedri-
ges Niveau an Anerkennung und Wertschätzung“ (Enquete Kom-
mission 2002, S. 241 f.) erfahren – was für Tätigkeiten im häus-
lichen Bereich vielfach zutreff end ist. Dies liegt vor allem an der 
traditionellen geschlechtsspezifi schen Arbeitsteilung von Haus- 
und Erwerbsarbeit; denn Hausarbeit fällt auch in Nigeria tradi-
tionellerweise in den Verantwortungsbereich von Frauen – und 
Kindern (vgl. Okeke-Ihejirika 2004, S. 144). Im Folgenden wird 
auf die Arbeits- und Lebensbedingungen von house-helps in Ni-
geria eingegangen.

Child Domestic Work in Nigeria – 
Sprungbrett in ein besseres Leben?

Derzeit leben ca. 54 Millionen Kinder in Nigeria (vgl. Global 
March 2010); davon arbeiten schätzungsweise 13 Millionen 
(vgl. UNICEF 2008, S. 146). Zuverlässige aktuelle Zahlen wie 
viele von diesen Kindern in fremden Privathaushalten arbeiten, 
liegen nicht vor. Der Global March nennt ältere Quellen aus 
dem Jahr 1998, die von schätzungsweise 40.000 Kindern ausge-
hen – eine Zahl, die allerdings viel zu niedrig erscheint, da zu-

Abb.2: House-help in Enugu (Quelle: Ina Nnaji 2008/09)
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gleich auf Erhebungen verwiesen wird, nach denen nahezu die 
Hälfte aller Hausbediensteten (ca. 40 %) Kinder seien (vgl. Glo-
bal March 2011). In Nigeria leben die Kinder, die in fremden 
Haushalten arbeiten, üblicherweise in den dortigen Haushalten; 
sie werden dort versorgt und erhalten in vereinzelten Fällen auch 
eine monetäre Vergütung. Man spricht hierbei im Vergleich zu 
jenen, die sich nur tagsüber in den Haushalten ihrer Arbeitgeber 
aufhalten und abends nach Hause zurückkehren, von den soge-
nannten „live-in house-helps“ (UNICEF 1999, S. 2).

Die Migration von Kindern aus ländlichen in urbane 
Regionen wird u.a. von sogenannten „Pull-Faktoren“ forciert, 
die sich z.T. aus der zunehmenden Emanzipation nigerianischer 
Frauen genieren. Diese lösen sich heutzutage schrittweise aus 
der traditionellen Rolle der Haus- und Ehefrau heraus und sind 
verstärkt erwerbstätig. Dennoch ist es in der patriarchalisch 
organisierten Gesellschaft nach wie vor die Aufgabe der Frau, 
einen ‚Ersatz’ für ihre nun fehlende Arbeitskraft im Haushalt 
zu fi nden, da sie sich nunmehr durch ihre Berufstätigkeit zeit-
lich nur noch eingeschränkt um die Hausarbeit kümmern 
kann. Aushilfe wird im engeren und weiteren Kreis von Ver-
wandten, überwiegend denen, die im Dorf leben, gesucht (vgl. 
Okeke-Ihejirika 2004, S. 144). Oftmals sind bei der Rekrutie-
rung eines ‚passenden’ Kindes die dort lebenden Verwandten 
behilfl ich (vgl. Human Rights Watch 2007, S. 27).

Wenn Kinder sich selbstbestimmt dazu entscheiden zu 
migrieren, um in fremden Haushalten zu arbeiten und/oder 
zu leben oder auch dorthin von ihren Eltern geschickt werden, 
so zählt vielfach der sozio-ökonomische Hintergrund der El-
tern zu den sogenannte „Push-Faktoren“ ihrer Migration. Da-
bei schenken sie bzw. ihre Eltern den Mittelspersonen, die 
versprechen, dass es den Kindern dort, wo sie eine neue Bleibe 
fi nden, besser gehen wird, blindes Vertrauen. Die Migration 
in einen fremden Privathaushalt wird hoff nungsvoll als ein 
Sprungbrett in eine bessere Zukunft betrachtet. Dabei bietet 
ihnen diese Art von Arbeit einige Vorteile, da sie keinerlei be-
sonderer Ausbildung bedarf. Überdies fi ndet in der Beschäfti-
gung als house-help eine Zunahme an Kompetenzen statt (vgl. 
Black 2002, S. 8).

Im Folgenden werden anhand von vier Interviewaus-
schnitten (die Personen wurden durch Namensänderung an-
onymisiert) vorläufi g entwickelte positive und negative Bedeu-
tungskategorien der Arbeit als house-help aus der Perspektive 
der Betroff enen vorgestellt. Es wird dabei auf deren Motive zur 
Migration eingegangen, die unter der Kategorie „Bessere Lern- 
und Entwicklungschancen“ zusammengefasst werden. Mit 
weiteren Interviewpassagen wird auf die Kehrseite  der Medail-
le – deren Probleme mit den Arbeitgebern, insbesondere durch 
Menschen- bzw. Kinderrechtsverletzungen durch körperliche 
Züchtigungsmaßnahmen oder in Akten sexuellen Missbrauchs 
eingegangen, welche mit der vorläufi gen Kategorie  „körperli-
che“ bzw. „sexuelle Misshandlungen“ überschrieben werden.

Zunächst sei hier ein Interviewausschnitt mit Peter (15 
Jahre aus Lagos) vorgestellt, dessen Hauptmotiv es ist, die Schul-
ausbildung erfolgreich zu absolvieren, da seine Eltern hierzu 
nicht über die erforderlichen fi nanziellen Mittel verfügen. Dafür 
nimmt er Konfl ikte, die er mit seinem Arbeitgeber hat, in Kauf. 
Er lebt und arbeitet in einem sogenannten fremden Privathaus-
halt und erhält keinerlei monetäre Entlohnung für seine Arbeit, 
kann aber regelmäßig die Schule besuchen (Zeile 15ff .).

Peter:  I like staying there because at times they make me feel  
 happy and they make me feel good. But at times there  
 are some things that they do. (…) I was about fi ve  
 years old when my dad and my mom, both of them lost  
 their job. And nobody was able to help them out with  
 my schooling, then I was in primary two. Nobody will  
 help them out with my schooling, so my mom decided  
 to take me to the village to stay with my grandma. So I  
 stayed with my grandma for about three years. Th en  
 she died. (…) As my mom was going, my mom asked  
 me, will I like to stay with my dad and her sister back  
 there at the east? I just sad, no. I don’t even want to  
 stay with my dad. Because my dad is not ready for my  
 study. My dad will not let me to complete my educa- 
 tions. (…) [H]e cannot be paying my study, my school  
 fees. Th at I should not come. Over there in the east, be- 
 fore  you could get a government school like this you  
 move, like from our place to Agbani. You almost get to  
 Agbani before you see a government school.

Chinyere (16 Jahre aus Enugu) sieht vor allem Vorteile in den 
ihr in der Stadt gebotenen Lern- und Entwicklungsmöglich-
keiten, die sie aufgrund der im Dorf vorherrschenden sozioöko-
nomischen Situation nicht hat. Chinyere lebt und arbeitet seit 
sechs Jahren bei ihrer Tante in der Stadt. Neben ihrer Arbeit im 
Haushalt, arbeitet sie nach Schulschluss unentgeltlich als We-
berin im Laden ihrer Tante – eine Arbeit, die allerdings die acht 
Kinder ihrer Tante nicht haben machen müssen (Zeile 24ff .).

Ch.:  Township own is more better than their own. (…)  
 [A]nd  their teachers is well organized. Even they do  
 their things well organized.(…) So, life in the city is  
 better than those in the village. I learnt how to, I  
 learnt many things. (…) Ok, at the village, they don’t  
 use to speak English; they speak the village, their lan- 
 guage, but here they speak English, and and, I am try- 
 ing to learn. (…) I also learnt how to cook. You know,  
 in the village, I don’t usually cook, because I have some  
 elder ones. (…) But here, although I have Uchendu or  
 Obi they used to cook. But I used to, I used to stay  
 there and watch them how they kook. Sometimes they  
 will tell me “put this one – put this one”. (…) So I  
 learnt how to cook from there. Th at is, I can cook any  
 type of food. I can cook them.

Die Chancen eine Anstellung als house-help zu fi nden, sind für 
Kinder sehr günstig, da sie eine fügsame, billige Arbeitskraft 
darstellen und in der Regel keinerlei besondere Forderungen an 
ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen stellen. In ihrer Einar-
beitung und Führung sind sie zudem fügsam und fl exibel – 
mitunter auch deswegen, weil man sie mit z.T. schweren kör-
perlichen Züchtigungsmaßnahmen einschüchtert und zum 
absoluten Gehorsam erzieht. Hierunter litt vor allem Sade (15 
Jahre aus Lagos), die neben der Arbeit im Haushalt nach Schul-
schluss für ihre Arbeitgeberin Brot als fl iegende Händlerin ver-
kauft (Zeile 133ff .).

I:  Is she wicked to you?
Sade:  Yes. (...) Just to beat me. (...) Sometimes if I sell  
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 bread and the money is not complete. Even the day  
 before yesterday, she beat me. 
I:  What did she use to beat you like this?
Sade:  Wire. (…)
I:  So how long did she beat you with wire?
Sade:  Two minutes.

Schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen treten v.a. dann 
ein, wenn ein als house-help tätiges Kind sexuell durch den 
Arbeitgeber missbraucht wird (vgl. Klocker 2007). Sexueller 
Missbrauch entmachtet das Kind und macht es bei Unterlas-
sung der Erfüllung sexueller Wünsche des Arbeitgebers er-
pressbar. Veronica (15 Jahre aus Enugu) lebt und arbeitet im 
Haushalt eines Anwaltes, der sie und andere house-helps, se-
xuell missbraucht – dessen eigene Kinder aber nicht. Veroni-
ca befi ndet sich in einer für sie ausweglosen Situation, da ihr 
Arbeitgeber sie akademisch fi nanziell fördert, sie aber in die-
ser Situation seelisch massiv verletzt wird (Zeile 54ff .).

Vero:  He asked me and Nkechi to be scratching him. When I  
 will be scratching him, he will be placing my hand on  
 his penis and armpit. (…)
I:  But what does he do when you refuse?
Vero:  When I, if I refuse he will start, he will start, he will  
 start, in short, anything I ask him to do he will not do  
 it for me. Even when my toothpaste, creme and soap fi - 
 nish. If I tell him, he will tell me that he don’t have  
 money.

Alter, sozioökonomischer Hintergrund (in Form von materiel-
ler Armut) und die Nicht-Zugehörigkeit zur Kernfamilie – also 
der Familie der Arbeitgeber – stellen die maßgeblichen Faktoren 
dafür dar, dass house-helps in ihrer Behandlung vom Arbeitge-
ber dessen eigenen Kindern oftmals deutlich schlechter gestellt 
sind. Nicht selten führen die von den house-helps erfahrenen 
diskriminierenden Behandlungen zu schwerwiegenden Men-
schenrechtsverletzungen. Die Aussagen der Betroff enen spie-
geln ihr Dilemma wider: einerseits erhoff (t)en sie sich mit ihrer 
neuen Bleibe und Arbeit ein Sprungbrett in eine bessere Zu-
kunft – andererseits fühlen sie sich oftmals einsam und unglück-
lich über die ihnen widerfahrenen Ungerechtigkeiten. Ihre Stra-
tegie lautet daher häufi g ‚Durchhalten‘(„endurance“).

Interventionen gegen ein Phänomen der 
Alltagsnormalität

Mittlerweile wird Kinderarbeit in fremden Haushalten von 
Seiten der nigerianischen Politik kontrovers diskutiert. Einer-
seits gehören house-helps zur nigerianischen Alltagsnormali-
tät. Andererseits werden von NROs und Politik im Zuge der 
Implementierung der UN KRK in Form des „Nigerian Child 
Rights Act“ Schritte entgegen dieser Praxis eingeleitet, um 
Kinder vor den Gefahren, die mit dieser Arbeit einhergehen, 
zu schützen. Das Prekäre an deren Situation ist, dass sie rund 
um die Uhr versteckt hinter verschlossenen Türen arbeiten 
und für Außenstehende nicht bzw. allenfalls schwer erreich-
bar sind. Erhoff t wird, dass man Kindern, mit denen man 
blutsverwandt ist, bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen 
zuteilwerden lässt. Demnach heißt es im Child Rights Act of 
Nigeria, dass man ein Kind nicht mehr als house-help bei sich 

arbeiten lassen dürfe, es sei denn, man sei mit diesem Kind 
verwandt (Federal Republic of Nigeria: 2003; Act No. 26). 
Ob eine derartige rechtliche Maßnahme die Situation dieser 
Kinder verbessert, ist nicht nur fraglich, sondern sie ist auch 
schwer zu implementieren. Zudem wird Kindern mit diesem 
Verbot – welches allerdings in der Praxis keinerlei Befolgung 
fi ndet – eine Überlebensstrategie erschwert.

Selbstorganisation als Strategie gegen 
Ausbeutung und Missbrauch

Neben rechtlichen Interventionen können Strategien der 
Selbstorganisation einer Verbesserung der Lage der house-
helps dienen. Als Beispiel sei hier kurz die Bewegung arbei-
tender Kinder und Jugendlicher Afrikas (African Movement 
of Working Children and Youth, AMWCY) erwähnt. Es han-
delt sich dabei um ein kontinentales Netzwerk, bestehend aus 
Grassroot-Groups, Regional- und Nationalgruppen, das von 
Kindern und Jugendlichen selbstorganisiert geleitet wird und 
in dem versucht wird, die Rechte von Kindern in der Arbeit 
zu verteidigen und ihre Arbeitsbedingungen zu verbessern 
(vgl. AMWCY 2010; Coly und Terenzio 2005; Nnaji 2011). 
Vielfach wurde in Interviews, die die Autorin im Verlauf ihrer 
Feldforschung mit nationalen westafrikanischen Delegierten 
dieser Bewegungen führte, hervorgehoben, dass sich die Ar-
beitsbedingungen der Kinder, die als house-helps tätig sind, 
verbessert hätten, sobald sie sich diesem Netzwerk ange-
schlossen hätten. Dies konnte schrittweise durch die Einfor-
derung von Rechten, bzw. besseren Arbeitsbedingungen am 
Arbeitsplatz des Kindes, durch die in der Organisation ak-
tiven Kinder, mitunter durch Unterstützung von Erwachse-
nen, die im Hintergrund in der Organisation tätig sind, er-
reicht werden.

Kenntnis und Einforderung von Kinder- und Menschen-
rechten, also die sogenannte Menschenrechtsbildung und
-ermächtigung („human rights empowerment“), sind zentrale 
Elemente in der Ausgestaltung würdiger Lebens- und Arbeits-
bedingungen von Kindern. Nicht zuletzt waren es house-helps, 
die im Jahr 1994 in Dakar an der Demonstration zum Tag der 
Arbeit als erste Gruppe arbeitender Kinder teilgenommen ha-
ben. Sie wollten damit sichtbar machen, dass auch sie arbeiten. 
Kurze Zeit später organisierten sich einige arbeitende Kinder 
und Jugendliche, um einen Rechtekatalog zu formulieren, wel-

Abb. 2: Die zwölf Recht arbeitender Kinder und Jugendlicher (Quelle: Coly und 
Terenzio 2005, S. 311f.).

  Die 12 Rechte arbeitender Kinder (AMWCY) 

  1. Das Recht, ein Handwerk zu erlernen
  2. Das Recht, im Dorf bleiben zu können und nicht emigrieren 
 zu müssen
  3. Das Recht, in einer sicheren Umgebung zu arbeiten
  4. Das Recht, auf begrenzte und leichte Arbeit
  5. Das Recht auf eine Ruhepause bei Krankheit
  6. Das Recht auf respektvolle Behandlung
  7. Das Recht, angehört zu werden
  8. Das Recht auf Krankenversicherung und medizinische 
 Behandlung
  9. Das Recht, lesen und schreiben zu lernen
  10. Das Recht zu spielen
  11. Das Recht, seine Meinung zu äußern und sich zu organisieren
  12. Das Recht auf gleichberechtigten rechtlichen Beistand 
 (im Falle von Problemen).



cher neben Rechten in der Arbeit auch das zentrale Recht auf 
Mitsprache und Respekt beinhaltet (siehe Abb. 2). Noch heute 
gelten diese zwölf Rechte in der Bewegung der arbeitender Kin-
der und Jugendlichen Afrikas als Ziel- und Richtlinie von wür-
digen Arbeitsbedingungen von Kindern nicht zuletzt für house-
helps, aus deren spezifi schen Arbeitskontexten diese Rechte 
generiert worden sind (vgl. ENDA 2001).

Ausblick
Wenn Kinder als house-help arbeiten wollen oder müssen, 
dann ist der Aspekt ihres Schutzes von besonderer Bedeutung. 
Es ist nicht leicht, eine pauschale Lösung für deren heterogene 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu fi nden. Die durch den 
Nigerian Child Rights Act vorgenommene pauschale Ein-
schränkung der Arbeit als house-help auf lediglich diejenigen, 
die zur erweiterten Familie zählen, erweist sich in der prak-
tischen Umsetzung als schwierig. Ein integratives Konzept, wie 
das der Bewegung arbeitender Kinder und Jugendlicher Afri-
kas, welches Kinder in der Kenntnis ihrer Rechte stärkt („em-
power“), ihre spezifi schen Bedingungen und Forderungen auf-
greift und sie gleichzeitig vor den Gefahren ihrer Arbeit versucht 
zu schützen, kann allerdings eine gangbare, nachhaltige Strate-
gie darstellen. Hierdurch wird versucht, eine Kombination aus 
kodifi zierten Rechten (UN KRK) sowie eigenen Partizipations-
bestrebungen der Kinder und Jugendlichen zu synthetisieren. 
Gegebenenfalls kann aber auch ein Ineinandergreifen staatli-
cher Interventionsmaßnahmen und selbstorganisierter Maß-
nahmen möglich und sinnvoll sein, um die Situation der 
house-helps in Nigeria langfristig zu verbessern.
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Zusammenfassung:
Dieser Artikel gibt einen Überblick über die Entwicklung der be-
rufl ichen Bildung in Togo von den Anfängen in der Kolonialzeit 
(1900) bis in die Gegenwart. Im Fokus stehen Reformen der be-
rufl ichen Bildung und Entwicklungslinien von Schülerzahlen. 

Im Anschluss werden aktuelle Fachrichtungen und Bil-
dungsabschlüsse an berufl ichen und technischen Schulen vorge-
stellt. Parallel dazu wird die Bildungsbeteiligung von Mädchen 
und jungen Frauen im Hinblick auf Anzahl, Bildungsbereich 
und Fachrichtung veranschaulicht. Trotz Bemühungen von Sei-
ten der Regierung bleibt, so der Autor, sowohl im Bereich der 
Entwicklung der berufl ichen Bildung als auch im Hinblick auf 
die Bildungsbeteiligung von Mädchen noch Handlungsbedarf. 

Schlüsselwörter: Schülerzahlen, Togo, Geschlecht, Bildungspolitik

Abstract:
Th is article overviews the development of the Togolese vocatio-
nal education from the beginning in colonial times (1900) up 
to the present. It focuses on reforms of vocational education and 
the development of student numbers.

Afterwards, the current disciplines and educational achieve-
ments at vocational and technical schools are presented. In addition, 
the educational participation of girls and young women at vocatio-
nal and technical schools is illustrated considering the numbers, the 
area of education and the discipline. Despite government eff orts, as 
it is argued by the author, the need for action regarding vocational 
education as well as educational participation of girls still persists.  

Keywords: student numbers, Togo, gender, education policy

Einleitung
Die technische Bildung und die berufl iche Ausbildung stellen in 
den Entwicklungsländern bis heute eine große Herausforderung 
dar. Schon nach der Unabhängigkeit in den 1960er Jahren haben 
die afrikanischen Regierungen begriff en, dass die Entwicklung der 
Länder nicht nur von der Förderung der allgemeinen Bildung ab-
hängig war, sondern auch und vor allem von der Ausbildung qua-
lifi zierter Arbeiter/-innen und Ingenieur/inn/e/n. Sie verabschiede-
ten also auf der Konferenz von Nairobi (Kenya) im Jahre 1968, die 
über die Entwicklung der Hochschulbildung und der technischen 
Bildung tagte, einen Plan, nach dem die technischen und beruf-
lichen Schulen bis 1980 den Bedarf Afrikas an Facharbeitern und 

Ingenieuren decken sollte (vgl. UNESCO 1968, S. 23). Die Regie-
rungen sollten die technische und berufl iche Bildung als Priorität 
erklären und sie so fördern, dass die Zahl der Schulen und der Schü-
ler/-innen in Kürze die von den allgemeinbildenden Schulen über-
steigt. Außerdem sollte die Planung der berufl ichen Bildung mit dem 
Entwicklungsplan übereinstimmen und einen besonderen Akzent 
auf die landwirtschaftliche Ausbildung setzen. Eine Aufklärungsar-
beit bei der Bevölkerung sollte durchgeführt werden und besondere 
Förderungsmaßnahmen sollten getroff en werden, um das Interesse 
der Jugendlichen an der technischen und berufl ichen Bildung zu 
wecken (vgl. UNESCO 1968, S. 26).

Tatsache ist aber heute, dass die technische und die beruf-
liche Ausbildung in den meisten afrikanischen Ländern relativ 
weniger entwickelt ist als die Allgemeinbildung. In Togo beträgt 
die Zahl der Schüler/-innen in den technischen und berufl ichen 
Schulen kaum ein Viertel der Zahl der Schüler/-innen in den all-
gemeinbildenden Schulen; und eine technische oder berufl iche 
Schule zu besuchen, hat lange geheißen, dass man nicht begabt 
genug sei, einer allgemeinen Bildung zu folgen. Diese Situation ruft 
viele Fragen hervor, deren Beantwortung zur Verbesserung der 
praktischen Bildung in Togo verhelfen soll. Aber vorher ist eine 
Analyse der Bildungspolitik zur berufl ichen Bildung und der Ent-
wicklung der berufl ichen Bildung in Togo erforderlich.

Diese Studie, die sich im Wesentlichen auf die Sekundarstufe 
konzentriert, basiert auf wissenschaftlichen und öff entlichen Doku-
menten über die technische und berufl iche Bildung in Togo und stellt 
eine qualitative und quantitative, historisch-deskriptive und verglei-
chende Analyse der berufl ichen Bildung in Togo dar. Durch die Ana-
lyse der unterschiedlichen Ebenen (Bildungspolitik, Schulen und 
Schulträger, Fachrichtungen, Schülerzahl) wird die Problematik der 
relativen Unterentwicklung der technischen und berufl ichen Bildung 
in Togo hervorgehoben. Im Anschluss daran wird die Beteiligung der 
Mädchen an der berufl ichen Bildung in Togo thematisiert.

Anfänge und geschichtliche Entwicklung 
der beruflichen Bildung in Togo 

Die Anfänge der berufl ichen Bildung in Togo liegen in der deutschen 
Kolonialzeit: Die erste berufl iche Schule wurde am 15. April 1903 
in Lome von der Kolonialregierung gegründet und sollte in drei 
Jahren Maurer/-innen, Tischler/-innen, Schlosser/-innen, Anstrei-
cher/-innen usw. für den Bau von Verwaltungsgebäuden ausbilden 
(vgl. Adick 1981, S. 192). Ferner wurde eine Baumwollschule in 
Nuadja (Notsè) eröff net und von der katholischen Mission auch eine 
Handwerkerschule in Lome (vgl. Schlunk 1914, S. 25). Die im Jah-
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re 1911 gegründete Regierungsfortbildungsschule, die allgemeinbil-
dend war, hatte aber auch einige berufsvorbereitende Fächer für 
Verwaltungs- und Handelsberufe (vgl. Adick 1981, 190). Diese 
Schulen wurden ausschließlich von Jungen besucht. Die Mädchen 
konnten in den Missionsmädchenschulen und in der Mädchenan-
stalt der Evangelischen Bremer Mission praktische Kenntnisse zum 
Haushalt erlernen (vgl. Akakpo-Numado 2007, S. 215−216). 

Wenn man die gesamten Ergebnisse der deutschen koloni-
alen Bildungsangebote betrachtet, ist zu konstatieren, dass von den 
insgesamt fünf Regierungsschulen mit etwa 459 Schüler/-innen und 
Schülern zwei Schulen mit 105 Schülern der berufl ichen Ausbildung 
dienten (vgl. Schlunk 1914, S. 52f.); d.h. 22,87 % der Regierungs-
schüler gingen in diese berufl ichen Schulen. Von den insgesamt 319 
Missionsschulen mit 13.283 Schüler/-innen gab es zwei berufl iche 
Lehranstalten mit 79 Schüler/-innen (63 Jungen und 16 Mädchen), 
also 0,59 % der Missionsschüler/-innen. Die berufl iche Bildung war 
also in der deutschen Kolonialzeit weniger entwickelt als die allge-
meine Bildung. Der relativ höhere Anteil der berufl ichen Bildung 
im Regierungsschulwesen (22,87 %) lässt sich durch die Ziele der 
kolonialen Bildungspolitik erklären; denn die Regierung wollte nur 
einige wenige einheimische Hilfskräfte für die Kolonialverwaltung 
und praktische Arbeitskräfte für die Kolonialwirtschaft ausbilden. 
Für die Missionen aber war die Schule vor allem ein Missionierungs-
mittel, daher ein so geringer Anteil von berufl icher Bildung 
(0,59 %). Diese bestand nicht nur in der Ausbildung von Arbeitern 
in der Handwerkerschule, sondern auch in der Ausbildung von ein-
heimischen Predigern und Lehrkräften in Lehrerseminaren.

In der französischen Kolonialzeit nach dem 1. Weltkrieg 
wurden die von den deutschen gegründeten berufl ichen Schulen 
weiterbetrieben. Im Jahre 1922 wurde dann zusätzlich eine beruf-
liche Schule in Sokode im Zentrum des Landes eröff net. Ein Jahr 
später wurden eine Ackerbauschule in Tove und eine Eisenbahn-
schule in Lomé gegründet. Im Jahre 1924 wurde in der Regierungs-
schule in Lome eine berufl iche Bildungsabteilung eröff net, die un-
terschiedliche Arbeiter in zwei Jahren ausbilden sollte. 1925−1926 
besuchten 85 Jungen die berufl iche Schulen in Togo (vgl. Lange 
1998, S. 111) und bildeten so etwa 2,0 % der gesamten Schülerzahl 
in der Kolonie. Diese Schülerzahl ist in den nachfolgenden Jahren 
stark gesunken auf nur 24 Schüler/-innen im Jahre 1935−1936 
(ebd.). Für Mädchen gab es Haushaltsschulen von Missionen, die 
gut besucht wurden: 1925−1926 waren 295 Mädchen in den vier 
Schulen eingeschrieben (ebd.). Nach dem Zweiten Weltkrieg erleb-
te Togo eine Restrukturierung des Bildungswesens: Die Einführung 
der französischen Lehrprogramme und Abschlüsse erbrachten einen 
raschen Aufstieg der Zahl der Schulen und der Schüler/-innen. Auch 
die technische und die berufl iche Bildung entwickelten sich. Kurz 
vor der Unabhängigkeit im Jahre 1960 besuchten insgesamt 493 
Schüler die berufl ichen Schulen in Togo, während sich 89.230 Schü-
ler/-innen in den allgemein bildenden Grund- und Sekundarschu-
len befanden (vgl. Lange 1998, S. 115). Die Schüler der berufl ichen 
Schulen betrugen also nur 0,55 % aller Schüler/-innen im Land. 
Nach der Unabhängigkeit im April 1960 erlebte das Bildungssystem 
im Allgemeinen eine rasche Expansion und die Schülerzahl stieg so 
sehr, dass Togo Ende der 1960er Jahre eine Schulquote von   
45,27 % erreichte und viele Absolvent/inn/en der allgemein bilden-
den Sekundarschulen arbeitslos waren. Man erkannte in der beruf-
lichen Bildung keine besonderen Chancen. Diese Situation kontra-
stierte mit dem Aufbau- und Entwicklungsherausforderungen der 
Nachkolonialzeit und führte zur Bildungsreform von 1975.

Das Hauptziel der Reform, die nur zum Teil umgesetzt wurde, 
bestand darin, das Schulwesen nicht nur im Allgemeinen zu 
entwickeln und allen Kindern zugänglich zu machen, sondern 
auch und vor allem es an die einheimischen sozialen und wirt-
schaftlichen Realitäten, sowie an die Entwicklungsbedürfnisse 
des Landes anzupassen. In dieser Hinsicht sollte die berufl iche 
Bildung den Jugendlichen eine passende Ausbildung geben, die 
ihnen eine berufl iche Integration ermöglicht; aus diesem Grun-
de sollte sie besonders in Betracht gezogen werden, so, dass die 
Forderung erhoben wurde:

Berufl iche Bildungszentren sollen gegründet werden;
Technische und berufl iche Sekundarschulen sollen zahl-
reich und in jeder Gegend des Landes eröff net werden (vgl. 
MEN 1975, S. 9f.).

Die Reform plante eine neue Struktur des Schulwesens mit un-
terschiedlichen berufl ichen Schulen in der Sekundarstufe: Acker-
bauschulen, technische Schulen, Kunst- und Handwerkerschu-
len, in die die Schüler/-innen nach den zwei ersten Klassen der 
Sekundarstufe (Sixième und Cinquième) orientiert werden soll-
ten. Die Durchführung der Reform führte zur Gründung von 
neuen berufl ichen Schulen. Im Jahre 1979 zählte man sieben 
öff entliche und zehn private technische und berufl iche Schulen. 
Diese Entwicklung entsprach aber den Erwartungen der Regie-
rung nicht. So wurden ein Ausschuss zur Förderung der techni-
schen und berufl ichen Bildung im Bildungsministerium (vgl. 
MENRS, METFP, MBESSN 1992) und fünf Jahre später (1984) 
ein eigenes Ministerium für die technische und berufl iche Bil-
dung gegründet. Diese administrativen Maßnahmen sollten zu 
einer bedeutenden Expansion und Entwicklung der berufl ichen 
Bildung führen; man erlebte aber nur einen Anstieg der Schüler-
zahl von 5 % bis 1988 (vgl. METFP 1990, S. 3).

1990 initiierte das Ministerium ein fünfj ähriges Entwick-
lungsprojekt, um den Sektor neu zu strukturieren und an die Be-
dürfnisse des Arbeitsmarktes anzupassen. Die Ergebnisse dieses 
Projektes sowie die Liberalisierung des Bildungswesens im Allge-
meinen führten zu einer spektakulären Steigerung der Zahl der 
technischen und berufl ichen Schulen in Togo in den 1990er Jah-
ren, vor allem im Privatbereich: Im Jahre 1998 zählte man insge-
samt 108 berufl iche Schulen und Bildungszentren in Togo, 16 
öff entliche und 86 private, darunter zehn Hochschulen, drei staat-
liche und sieben private (vgl. MENR/METFPA 1998, S. 30f.).

Die Expansion des technischen und berufl ichen Bil-
dungssektors setzte sich fort: 2006 gab es in Togo insgesamt 122 
Bildungsinstitutionen in diesen Bereichen, die vom Ministerium 
anerkannt wurden1 und die sich wie folgt nach Bildungssektor 
(öff entlich/privat) sowie nach dem Niveau (Sekundarstufe/
Hochschule) aufteilen: 

Im Sekundarschulbereich fi ndet man 91 Schulen: 11 öff entliche 
und 80 private; Schulen, die eine höhere Bildung anbieten gibt 

–
–

Bildungsniveau
Bildungssektor

Öff entlich % Privat % Gesamt
Sekundarschulen 11 12,08 80 87,91 91
Hochschulen 05 16,12 26 83,87 31
Gesamt 16 13,11 106 86,88 122

Tab. 1 : Aufteilung der Schulen nach Bildungssektor und Bildungsniveau
(Quelle: METFP 2006 : Liste des établissements agréés par le METFP 2005–2006)
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es 31: 5 öff entliche und 26 private. Es fällt hier auf, dass sich die 
meisten technischen und berufl ichen Schulen in privaten Hän-
den befi nden; von der Gesamtzahl der Schulen besitzt die Regie-
rung nur 13,11 %, während 86,88 % private Schulen sind. Ende 
2008 gründet die Regierung noch zwei berufl iche Schulen; eine 
in Lome und die zweite in Kante, im Norden des Landes.

Die Analyse der geografi schen Aufteilung der Schulen  
zeigt große Disparitäten: die meisten Schulen konzentrieren sich 
in der südlichen Region (Région Maritime). 

In jeder Region fi ndet man öff entliche technische und berufl iche 
Sekundarschulen. Die Privatschulen befi nden sich größtenteils 
in der Region Maritime (59 von 91), wo auch alle höheren Schu-
len liegen. Die südliche Region, Region Maritime, allein ver-
zeichnet  90 Schulen (von 122), also 73,77 % aller praktischen 
Institutionen in Togo, während die nördliche Region, Region 
des Savanes, nur zwei Schulen aufweist. Hier muss hinzugefügt 
werden, dass die Schulen im Süden fast alle in der Hauptstadt 
Lome zu fi nden sind.

Durch die Durchführung der Reform ab 1975 und der weiteren 
Maßnahmen ist die Schülerzahl in den berufl ichen Schulen dau-
ernd gestiegen. Abgesehen von den Jahren 1991 bis 1995, in denen 
Togo eine tiefe sozio-politische Krise mit großen Flüchtlingswellen 
erlebt hat, ist die Schülerzahl in der Sekundarstufe von 4.961 
Schüler/-innen im Jahre 1984/1985 auf 7.809 im Jahre 1994/1995 
und auf 27.314 im Jahre 2004/2005 gestiegen. Im Jahre 2008/2009 
zählen die praktischen Schulen 26.571 Schüler/-innen. Tabelle 
drei zeigt den Anstieg der Schülerzahlen in den technischen und 
berufl ichen Sekundarschulen in den letzten Jahren (1999−2009): 
Die Tabelle zeigt, dass die Schülerzahlen zwischen 2006 und 2008 
gesunken sind und dann ab 2008/2009 wieder steigen. Zwischen 
1999 und 2009 gibt es insgesamt einen Anstieg der Schüler/-innen 

in den praktischen Schulen grob um 98,78 %. Abbildung 1 auf der 
nächsten Seite, die nach den Daten aus der Tabelle Nr. 3 erstellt 
worden ist, veranschaulicht diese Entwicklung der Schülerzahlen.

Vergleicht man die Schülerzahl in den technischen und be-
rufl ichen Schulen mit der in den allgemein bildenden Schulen, 
dann zeigt sich, dass die berufl iche Bildung dennoch immer relativ 
weniger entwickelt bleibt. Im Jahre 1990/2000 bildet die Schüler-
zahl in den berufl ichen Schulen knapp ein Achtzehntel der Schü-
lerzahl in den allgemein bildenden Sekundarschulen; also 13.367 
gegenüber 24.3590. Im Jahre 2004/2005 beträgt das Verhältnis 
1/14 (27.314 vs. 377.156); im Jahre 2005/2006 ebenfalls 1/14 
(27.840 vs. 402.224). Im Jahre 2006/2007 liegt die Relation bei 
1/16 (23.648 vs. 37.7118) und im Jahre 2008/2009 ebenfalls bei 
1/16 (26.571 vs. 43.1027). Diese Vergleiche zeigen, dass die Se-
kundarschulen in Togo mehr Personen ausbilden, die sich eigent-
lich nur in allgemeinen wissenschaftlichen Fachrichtungen an 
Universitäten weiterbilden wollen, und die nicht direkt von den 
landwirtschaftlichen, industriellen oder wirtschaftlichen Produk-
tionseinheiten angestellt werden können. Das Land ist aber ein 
Entwicklungsland, das mehr technische Fachkräfte und qualifi -
zierte Arbeiter/-innen braucht als Wissenschaftler/-innen, Philo-
soph/inn/en, Jurist/inn/en usw.

Fachrichtungen und Bildungsabschlüsse in
technischen und beruflichen Schulen 

Die berufl iche Bildung in Togo bezieht sich auf die schulische, d.h. 
die formale technische und berufl iche Bildung und die außerschu-
lischen, d.h. die non-formalen berufl ichen Ausbildungen, die in 
Werkstätten und berufl ichen Ausbildungszentren stattfi nden.

Was die formale technische und berufl iche Bildung angeht, 
die hauptsächlich in Sekundarschulen stattfi ndet, teilen sich die ange-
botenen Ausbildungen in zwei Hauptrichtungen je nach der Spezia-
lität. So unterscheidet man den industriellen Bildungsbereich von dem 
tertiären. In jedem Bildungsbereich gibt es dreijährige Ausbildungen 
(cycle long) und zwei- bis dreijährige Ausbildungen (cycle court).

Die dreijährigen Ausbildungen (cycle long) führen zum tech-
nischen und berufl ichen Abitur (Baccalauréat) und richten 
sich an Schüler/-innen, die ihre mittlere Reife (Brevet d’Etudes 
du Premier Cycle – BEPC2) sowie eine Aufnahmeprüfung be-
standen haben. Die Absolvent/-inn/en dieser Cycle long-Aus-
bildungen können sich in den höheren technischen und be-
rufl ichen Instituten fortbilden. Die Fachrichtungen sind: 
Im industriellen Bildungsbereich: Wissenschaft und Technik 
(Série E), Mechanik (Série F1), Elektronik (Série F2), Elektro-
technik (Série F3), Bauwesen (Série F4), und Kesslerhandwerk 
(Série Ti/1).
Im tertiären Bildungsbereich: Verwaltungstechnik (Série G1), 
Geschäfts- und Buchführungstechnik (Série G2) und Marke-
ting (Série G3). 
Im cycle court hat man dreijährige CAP-Ausbildungen (Certifi cat 
d’Aptitude Professionnelle) für Kandidat(-inn)en, die die zweite 
Klasse der allgemein bildenden Sekundarstufe (Cinquième) ab-
solviert und die Aufnahmeprüfung bestanden haben; zwei- oder 
dreijährige BEP-Ausbildungen (Brevet d’Etudes Professionnelles) 
je nach der Fachrichtung und zweijährige BT-Ausbildungen 
(Brevet de Technicien) für Jugendliche, die ihre mittlere Reife 
(BEPC) haben. Die Fachrichtungen sind die folgenden:
Im industriellen Bildungsbereich: Bauwesen, Automechanik, 
allgemeine Mechanik, Autokarosserie, Mauerei, Klempnerei, 

–

–

–

–

–

Schuljahre Jungen Mädchen Gesamt
1999-2000 8.803 4.564 13.367
2000-2001 11.323 5.970 17.293
2001-2002 1.286 6.129 18.315
2002-2003 12.097 6.340 18.437
2003-2004 11.961 6.576 18.537
2004-2005 17.367 9.947 27.314
2005-2006 17.151 10.689 27.840
2006-2007 15.184 8.464 23.648

2007-2008 14.673 9.415 24.088
2008-2009 16.770 9.801 26.571

Tab. 2 : Geografi sche Aufteilung der Schulen 
(Quelle : METFP 2006 : Liste des établissements agréés par le METFP 2005–2006)

Tab. 3: Entwicklung der Schülerzahl in berufl ichen Sekundarschulen 
in Togo 1999 –2009

(Quelle: METFP, Annuaires Statistiques 1999–2009)

REGION
Sekundarschulen Hochschulen

Gesamt
öff entlich privat Gesamt öff entlich privat Gesamt

Maritime 02 57 59 05 26 31 90
Plateaux 03 10 13 0 0 0 13
Centrale 01 07 08 0 0 0 08
Kara 03 06 09 0 0 0 09
Savanes 02 0 02 0 0 0 02
Gesamt 11 80 91 05 26 31 122



Klimatisierung, Skulptur, Batik, Macra-Schneiderei, Keramik.
Im tertiären Bildungsbereich: Buchführung und Maschinen-
rechnen, Bankarbeit, Stenographie, Maschinenschreiben und 
Korrespondenz. 

Die non-formalen Ausbildungen decken einen sehr breiten Be-
reich von traditionellen sowie modernen Kunst- und Hand-
werksarbeiten ab. Die Lehrlinge werden direkt von den Meistern 
ohne jegliche besondere Anforderung von Schulniveau oder Alter 
rekrutiert; ein Vertrag wird zwischen den Eltern des Lehrlings und 
dem Meister unterzeichnet, wobei die Eltern dem Meister die 
Ausbildungsgebühren zahlen und ihm eine gewisse Zahl von Spi-
rituosen und andere Getränke schenken. Die Ausbildung dauert 
zwei bis drei Jahre, manchmal auch länger, vor allem wenn der 
Lehrling minderjährig ist (vgl. Charmes/Oudin 1994, S. 332). 
Am Ende der Lehrzeit wird der Lehrling vom Meister durch eine 
Zeremonie ‚frei gesprochen‘ und bekommt von ihm oder von 
dessen Gewerkschaft eine Bescheinigung. Der Lehrling arbeitet 
danach noch drei bis sechs Monate beim Meister, um ihm zu 
danken. Erst dann kann er selbst auch eine Werkstatt eröff nen. 

Ab dem Schuljahr 1995−1996 wurden Ausbildungen im 
Dual-System in einige berufl iche Bildungszentren eingeführt. 
Die Auszubildenden verlassen zwei oder drei Mal im Jahr die 
Werkstatt für eine gewisse Zeit und werden in dem berufl ichen 
Bildungszentrum in Th eorie unterrichtet. 

Seit 2005 versucht das Ministerium, die non-formale Aus-
bildung zu organisieren und zu harmonisieren: Meisterhandwer-
ker werden fortgebildet und eine nationale Abschlussprüfung wird 
jedes Jahr organisiert, wodurch die Lehrlinge einen nationalen 
CFA-Abschluss (Certifi cat de Fin d ’Apprendissage) erwerben kön-
nen. Im Schuljahre 2008−2009 haben 3.726 Lehrlinge unter-
schiedlicher Fachrichtungen die CFA-Abschlussprüfung abgelegt 
und 3.621 (97,18 %) haben diese bestanden (vgl. METFP, DSRP 
2008−2009, S. 54). Die Fachrichtungen in der non-formalen 
praktischen Ausbildung sind u. a. Friseur, Schneiderei, Mechanik, 
Hotel- und Restaurantarbeit, Bäckerei, Tischlerei, Maurerei usw.

Im Hochschulwesen existieren an der Universität von 
Lomé Institute, die in Verwaltungs- und Büroarbeiten, in Ge-
schäfts- und Buchführung, im Ingenieurwesen (Elektro- und 
Bauingenieur), in Landwirtschaft sowie im medizinischen Be-
reich (Hebamme und Arzthelfer/-innen) ausbilden. In diesen 
öff entlichen höheren technischen und berufl ichen Instituten 

–

wird nur eine beschränkte 
Zahl von Studierenden aufge-
nommen, die nach dem Abi-
tur (Baccalaréat) in allgemein-
bildenden oder in berufl ichen 
Schulen die Aufnahmeprü-
fung bestanden haben. Die 
privaten höheren Berufsschu-
len sind aber zahlreich und 
bilden in zwei Jahren für den 
BTS-Abschluss (Brevet de  Te-
chnicien Supérieur) in unter-
schiedlichen Fachrichrichtun-
gen aus: Verwaltung, Ge-
schäftsführung, Handel und 
Marketing, Bankwesen, In-
formatik, Elektronik. Diese 
privaten höheren Schulen er-

heben sehr hohe Studiengebühren (600.000 bis 1.000.000 
FCFA im Jahr3) und nehmen Jugendliche auf, die das Abitur 
(Baccalauréat) bestanden haben und die Schulgebühren zahlen 
können.

Mädchen in technischen und 
beruflichen Schulen 

Die Beteiligung der Mädchen an der berufl ichen Ausbildung in 
Togo ist immer gering geblieben im Vergleich zur Zahl der Jun-
gen: In der Kolonialzeit konnten sie nur die Missionshaushalts-
anstalten besuchen (vgl. Akakpo-Numado 2007; Lange 1998).  
Nach der Unabhängigkeit und vor allem nach der Schulreform 
im Jahre 1975 besteht im Prinzip kein Hindernis mehr für den 
Schulbesuch der Mädchen in Togo. Trotzdem sind sie im ganzen 
Schulsystem sehr unterrepräsentiert; im Besonderen in den  
technischen und berufl ichen Schulen. Tabelle 4 auf folgender 
Seite zeigt ihre Beteiligung in den berufl ichen Sekundarschulen 
in den letzten 20 Jahren (1989−2009). 

Abb. 1: Entwicklung der Schülerzahl in den praktischen Sekundarschulen in Togo zwischen 1999 und 2009. 

Tab. 4: Mädchen in den praktischen Sekundarschulen zwischen 1989−2009
(Quelle: METFP, DSRP, Annuaires Statistiques, 1989−2009)
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Schuljahre Gesamt Mädchen % Jungen %
1989-1990 6.866 1.832 26,68 5.034 73,32
1990-1991 8.347 2.099 25,14 6.248 74,86
1991-1992 7.542 1.782 23,62 5.760 76,38
1992-1993 -4 - - - -
1993-1994 8.224 1.964 23,88 6.260 76,12
1994-1995 7.809 1.969 25,21 5.840 74,79
1995-1996 8.224 2.535 30,82 5.689 69,18
1996-1997 9.886 3.224 32,61 6.652 67,69
1997-1998 10.853 3.426 31,56 7.427 68,44
1998-1999 12.721 4.266 33,53 8.515 66,47
1999-2000 13.367 4.564 34,14 8.803 65,86
2000-2001 17.293 5.970 34,52 11.323 65,48
2001-2002 18.315 6.129 33,46 12.186 66,54
2002-2003 18.437 6.340 34,38 12.097 65,62
2003-2004 18.537 6.576 35,47 11.961 64,53
2004-2005 27.314 9.947 36,41 17.367 63,59
2005-2006 27.840 10.689 38,39 17.151 61,61
2006-2007 23.648 8.464 35,79 15.184 64,62
2007-2008 24.088 9.415 39,08 15.184 64,62
2008-2009 26.571 9.801 39,08 14.673 60,92
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In zwanzig Jahren ist der Anteil von Mädchen in den berufl ichen 
Schulen um 10 Prozentpunkte gestiegen, also von 26,68 % im 
Jahre 1989 auf 36,88 % im Jahre 2009. Ihr Anteil war am nied-
rigsten im Jahre 1991/1992 (23,62 %) und erreichte den höchs-
ten Stand mit 39,08 % im Jahre 2007/2008. Man bemerkt also 
eine allmähliche Steigerung des Anteils der jungen Frauen in den 
technischen und berufl ichen Schulen, aber die Mädchen bleiben 
insgesamt sehr unterrepräsentiert. Daran anschließend stellt sich 
eine wichtige Frage: In welchem Bildungsbereich (industrieller vs. 
tertiärer Bildungsbereich), in welchem Bildungstyp (Cycle long 
vs. Cycle court) und in welchen Fachrichtungen fi ndet man Mäd-
chen in den berufl ichen Schulen?

Um diese Fragen zu beantworten wird eine ausführliche 
Analyse der Beteiligung der Mädchen in den technischen und be-
rufl ichen Schulen für das Schuljahr 2008/2009 durchgeführt. Die 
Daten für die Analyse (vgl. Tab. 5) wurden den Schulstatistiken für 
das Schuljahr 2008/2009 (vgl. METFP, DSRP 2008−2009) ent-
nommen.Was die Aufteilung der Schülerzahl in den berufl ichen 
Sekundarschulen in den zwei Bildungsbereichen angeht, haben wir 
Folgendes festgestellt: 

Von den insgesamt 26.571 Schüler/-innen, die im Schuljahr 
2008−2009 die berufl ichen Sekundarschulen in Togo besuchen, 
befi nden sich 20.150 (75,83 %) im tertiären Bildungsbereich und 
6.421 (24,17 %) im industriellen Bildungsbereich. Von den 9.801 
Mädchen in den technischen und berufl ichen Schulen sind 9.555 
(97,49 %) im tertiären und nur 246 (2,51 %) im industriellen Bil-
dungsbereich zu fi nden. Daraus ergibt sich, dass die jungen Frauen 
in ihrer berufl ichen Perspektive den tertiären Bildungsbereich, der 
für Verwaltungsarbeiten (Sekretär/-in, Sachbearbeiter/-in, Büroaus-
hilfe), Geschäfts- und Buchführung und Marketing ausbildet, bevor-
zugen. In diesem Bildungsbereich bleiben sie aber dennoch unterre-
präsentiert im Vergleich mit den jungen Männern: sie bilden 47,42 % 
gegenüber 52,58 % der jungen Männern. Wenn wir die Aufteilung 
nach Bildungstyp betrachten, haben wir folgende Angaben: 

84,51 % der Schüler/-innen in den technischen und berufl ichen 
Sekundarschulen besuchen die Cycle-long-Ausbildungen, die 
zum Abitur (Baccalauréat) führen und somit eine höhere Fortbil-
dung ermöglichen. Und diesen Bildungstyp bevorzugen die meis-
ten jungen Frauen: 9.401 von den 9.801 jungen Frauen (95,91 %) 
befi nden sich in den Cycle-long-Ausbildungen, während nur 400 
(4,08 %) die Cycle-court- Ausbildungen machen.

Die Analysen aus den Tabellen 5 und 6 zeigen, dass die jungen 
Frauen in den berufl ichen Schulen die dreijährigen Cycle-long-
Ausbildungen im tertiären Bildungsbereich bevorzugen. In 
diesem Bildungsbereich gibt es drei Fachrichtungen: Verwal-
tungstechnik (Série G1), Geschäfts- und Buchführungstechnik 
(Série G2) und Marketing (Série G3). Wie verteilen sich nun 
die jungen Frauen in diesen Fachrichtungen im Vergleich mit 
den jungen Männern?

In der Fachrichtung „G1“, Verwaltungstechnik, die vor allem 
Sekretärinnen und Sekretäre ausbildet, bilden die jungen Frau-
en 87,60 % der Schülerzahl und dominieren die jungen Män-
ner (12,40 %); in der Fachrichtung „G2“, Geschäfts- und 
Buchführungstechnik, sind sie unterrepräsentiert: 34,75 % ge-
gen 65,25 %; und in der Fachrichtung „G3“, Marketing, sind 
sie ebenfalls unterrepräsentiert: 47,28 % gegen 52,72 %. Die 
Verteilung der gesamten Mädchenzahl in den Fachrichtungen 
macht deutlich, dass etwas mehr Mädchen in der „G2“ Fachrich-
tung sind als in der „G1“, aber relativ wenige die „G3“ Fachrichtung 
besuchen.

Was die Cycle court Ausbildungen angeht, befi nden sich noch die 
Mehrheit der jungen Frauen im tertiären Bildungsbereich: 239 also 
59,75 % gegen 161 also 40,25 %. Dort sind sie vorwiegend in den 
Fachrichtungen Bank- und Hotelarbeit. Im industriellen Sektor 
befi nden sie sich vor allem in den Bereichen Frisör, Automechanik 
und Bauelektrizität. 

Die wenigen jungen Frauen (85), die die industriellen 
Cycle-long-Ausbildungen machen, befi nden sich in den Fachrich-
tungen Elektronik (51), Bauwesen (23) und Elektrotechnik (11).

Die Analyse zeigt, dass die Mädchen im technischen und 
berufl ichen Bildungswesen in Togo unterrepräsentiert sind. Dieje-
nigen Mädchen, die eine formelle praktische Ausbildung machen, 

Fachrichtungen Gesamt Junge 
Frauen % Junge 

Männer %

G1 4.137 3.624 87,60 513 12,40
G2 10.623 3.691 34,75 6.932 65,25
G3 4.942 2.001 40,49 2.941 59,51
Gesamt 19.702 9.316 47,28 10.386 52,72

Tab. 5: Aufteilung der Schüler/-innen nach dem Bildungsbereich und dem 
Geschlecht (2008−2009)

Tab. 6: Aufteilung der Schülerzahl nach Bildungstyp und Geschlecht (2008–
2009)

Tab. 7: Vergleich der Beteiligung der jungen Frauen in den Cycle long-
Ausbildungen im tertiären Bereich mit dem Jungen

G3: 21,47 %

G2: 39,62 %

G1: 38,98 %

Abb. 2: Aufteilung der Mädchenzahl nach den Cycle long Fachrichtungen im 
tertiären Bildungsbereich (2008-2009)
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Bildungsbereich Mädchen % Jungen % Gesamt %
tertiär 9.555 97,49 10.595 63,18 20.150 75,83
Industriell 246 2,51 6.175 36,82 6.421 24,17
Gesamt 9.801 100 16.770 100 26.571 100

Bildungstyp Mädchen % Jungen % Gesamt %
Cycle long 9.401 95,91 13.053 77,84 22.454 84,51
Cycle court 400 4,08 3.717 22,16 4.117 15,49
Gesamt 9.801 100 16.770 100 26.571 100



befi nden sich in der größten Mehrheit im Cycle long des tertiären 
Bildungsbereichs, der zum Baccalauréat in Verwaltungstechnik, 
Geschäfts- und Buchführungstechnik und in Marketing ausbildet 
und die Möglichkeit für eine Weiterbildung in höheren technischen 
und berufl ichen Institutionen anbietet. Der industrielle Bildungs-
bereich, der für Berufe in Handwerk, Mechanik, Elektronik, Indus-
trie, Bau u. ä. ausbildet, gilt noch als ausgesprochener ‚Männerbe-
reich‘ und wird von sehr wenigen Mädchen besucht.

Diese Unterrepräsentation der Mädchen in den tech-
nischen und berufl ichen Sekundarschulen in Togo ist nichts Neues, 
sondern war seit dem Beginn der berufl ichen Bildung vorhanden. 
Man kann sogar heute von einer Verbesserungsprechen, denn die 
Mädchenbeteiligung ist immer mit der Steigerung der Schülerzahl 
auch gestiegen, und dies wegen der langjährigen Aufklärungsarbeit 
über den Mädchenschulbesuch im Allgemeinen und über die 
Rechte der Frauen, jeden Beruf auszuüben, der ihnen gefällt, also 
sich an jeder berufl ichen Ausbildung zu beteiligen.

Schlussbemerkung
Die technische und berufl iche Ausbildung in Togo bleibt trotz 
der Schulreform von 1975, des speziellen Restrukturierungs-
plans der berufl ichen Ausbildung von 1990 und der Bemü-
hungen der Regierung im Vergleich zum allgemein bildenden 
Schulwesen relativ unterentwickelt. Zudem steht es vor großen 
Herausforderungen, vor allem die Anpassung der Ausbildungs-
typen an die Entwicklungsbedürfnisse des Landes und 
die Förderung der Mädchenbeteiligung, insbesondere im Be-
zug auf die industriellen Ausbildungen. Im Jahre 2009 wurde 
die Planung einer zehnjährigen Bildungspolitik (2010–
2020) adoptiert, die das Bildungssystem fördern und verbes-
sern soll, so dass es zur wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung des Landes beitragen kann. Im Bereich des praktischen 
Bildungswesens sollte u. a. einer immer größeren Zahl Jugend-
licher der Zugang zu den technischen und berufl ichen Bil-
dungsinstitutionen ermöglicht werden; die Intrukturen sowie 
die Ausstattungen, vor allem im industriellen Bildungsbereich, 
sollten entwickelt werden; Bildungsangebote, die für keine 
wirtschaftliche Produktionsbranche nützlich sind, sollten ab-
geschaff t und neue Ausbildungen, die zu den Entwicklungsplä
nen passen, eingeführtwerden (vgl. RT 2009, S. 47).

Die Vergleiche der verschiedenen Bildungsangebote of-
fenbaren, dass es in der berufl ichen Ausbildung in Togo keine 
formelle landwirtschaftliche Ausbildung gibt, obwohl das Land 
ein hauptsächlich agrarwirtschaftlich geprägt ist. An der Univer-
sität Lomé ist jedoch eine höhere Landwirtschaftliche Bildungs-
institution vorhanden, die Agraringenieure ausbildet; diese 
reicht aber nicht zur Förderung und zur Entwicklung des Land-
baus in Togo aus. Die Ressourcen, die in das berufl iche Bildungs-
wesen investiert werden, nutzen also nicht der Entwicklung der 
Landwirtschaft, die immer noch traditionell betrieben wird und 
mit großen Schwierigkeiten konfrontiert ist. Das ist ein Beweis 
dafür, dass die Schule in Togo 50 Jahre nach der Unabhängigkeit 
(1960–2010) immer noch nicht an den einheimischen sozio-
ökonomischen Kontext angepasst ist und Absolventen produ-
ziert, die nicht gebraucht werden und als Konsequenz daraus 
nicht zur Entwicklung des Landes beitragen können.

Anmerkungen 
1  Die Gründung und der Betrieb einer Privatschule erfolgen nach Richtli-

nien, die vom Ministerium bestimmt worden sind. Die Schulen bekom-
men dann eine Eröff nungs- und Betriebsgenehmigung, wenn sie die 
Richtlinien beachten. Viele Privatschulen werden aber geöff net und be-
trieben, ohne die Genehmigung des Ministeriums. Diese werden hier 
nicht beachtet.

2  Die mittlere Reife (BEPC) ist ein Diplom, das man bekommt, wenn man 
das Staatsexamen am Ende der ersten 4 Jahre der Sekundarstufe besteht.

3  Umgerechnet 915,- bis 1525,- Euro im Jahr.
4  1992–1993 erlebte Togo eine soziopolitische Krise mit einem Streik von 

über 6 Monate; viele Schulen wurden geschlossen, so dass die Zahlen für 
dieses Jahr nicht verfügbar sind.
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Die kubanische Berufsbildung, wirtschaftlicher 
Wandel und aktuelle Veränderungen

Zusammenfassung: 
Basierend auf der Auswertung verschiedener Studien, statisti-
scher Daten, auf Expertengesprächen und Feldaufenthalten vor 
Ort informiert der Artikel über die kubanische Berufsbildung. 
Diese Darstellung ist eingebettet in einer Erläuterung des allge-
meinen kubanischen Bildungswesen und in eine kurze Darstel-
lung des spezifi schen kubanischen Arbeitsmarktes. Ausgehend 
von den eingeleiteten weit reichenden wirtschaftlichen Verände-
rungen in Kuba werden die angestrebten Veränderungen in der 
kubanischen Berufsbildung beleuchtet. Zum Abschluss werden 
die off enen Fragen in einem Ausblick erörtert. 

Schlüsselwörter: Bildungswesen, Kuba, berufliche Bildung, 
Gesellschaft

Abstract: 
Th e main purpose of the article is to inform about the Cuban 
vocational education and training system. Based on the analyse 
of diff erent studies, on expert interviews and on fi eld experiences 
the authors give a clear overview of the Cuban VET-System. Th is 
description is embedded in the presentation of the general edu-
cation system in Cuba and in a short look at the specifi c Cuban 
labour market. Due to the beginning economic changes in Cuba 
the actual development and the future changes in the Cuban 
vocational education and training system is outlined. Open 
questions are discussed at the end in the conclusion. 

Keywords: education, Cuba, vacational education, society

Einleitung
Kuba ist ein Land der Widersprüche, welches bei einen Faszi-
nation und bei anderen entschiedene Ablehnung auslöst, meist 
abhängig vom jeweiligen politischen Standpunkt. Unabhängig 
davon erfährt das kubanische Bildungswesen eine hohe Aner-
kennung. Im folgenden Aufsatz steht die Darstellung des ku-
banischen Berufsbildungswesens im Mittelpunkt. Aktuell 
durchlebt Kuba eine neue Phase der Veränderung, welche einer-
seits durch den Regierungswechsel nach dem Rückzug Fidel 
Castros von seinen politischen Ämtern und andererseits durch 
eine schwere ökonomische Krise gekennzeichnet ist. Der Regie-
rungswechsel ist gekennzeichnet durch die Übernahme des 
Staatspräsidentenamtes durch den pragmatischen und in Wirt-

schaftsfragen eher undogmatischen Raul Castro, verbunden mit 
einem gleichzeitig vollzogenen Rückzug der ehemaligen Regie-
rungsmannschaft unter Staatspräsidenten Fidel Castro (vgl. Op-
tenhögel 2010). Zur Bewältigung der schweren Wirtschaftskrise 
hat die neue Regierung umfangreiche Wirtschaftsreformen, vor 
allem in der Landwirtschaft in Angriff  genommen. Mit den wirt-
schaftlichen Reformen nach der Übernahme der Regierungsge-
schäfte durch Raul Castro im Februar 2008 ist die Entwicklung 
der Berufsbildung in Kuba in den Fokus der staatlichen Bil-
dungsaktivitäten gerückt und es werden vermehrt Anstrengun-
gen unternommen, die bisher vernachlässigte Berufsbildung zu 
reformieren (vgl. Franquiz 2008).

Das berufl iche Bildungswesen ist in allen Gesellschaften 
immer mit zwei gesellschaftlichen Bereichen eng verwoben, mit 
dem allgemeinen Bildungswesen und mit dem Arbeitsmarkt. 
Dieser sozialen Interdependenz folgt auch der vorliegende Arti-
kel. Er stellt zu Beginn das allgemeine kubanische Bildungswe-
sen dar. Darauf folgend wird ein Blick auf den Arbeitsmarkt und 
die dort herrschenden besonderen Bedingungen Kubas gewor-
fen. Hier werden auch die oben skizzierten ökonomischen Ver-
änderungen beleuchtet. Nachdem damit die beiden wichtigsten 
Bezugssysteme des Berufsbildungswesens verdeutlicht sind, wird 
die Struktur der kubanischen Berufsbildung ausführlich behan-
delt. Die bereits vollzogenen wie die angestrebten Verände-
rungen in der kubanischen Berufsbildung werden beleuchtet. In 
einer Schlussfolgerung werden die off enen Fragen bei der Ver-
änderung der kubanischen Berufsbildung benannt und in einem 
Ausblick bewertet. 

Das allgemeine Bildungswesen Kubas 
Das Bildungswesen war im Laufe der kubanischen Revolution 
immer wieder Ziel starker staatlicher Interventionen, die bereits 
kurz nach der siegreichen Revolution im Januar 1959 begannen, 
als eine landesweite Alphabetisierung durchgeführt und danach 
schrittweise die einzelnen Sektoren des kubanischen Bildungswe-
sens entwickelt wurden (vgl. Richmond 1990). Das Bildungssys-
tem hat im Lauf der Geschichte Kubas im 20. Jahrhundert immer 
wieder für Erstaunen in der Welt gesorgt und ist bis heute ein er-
folgreicher Exportartikel des kubanischen Sozialismus geblieben.

Kuba ist ein Land des ehemaligen sozialistischen Lagers 
und setzt einen Schwerpunkt auf die Formierung und Weiter-
entwicklung des Bildungssystems (vgl. Dippmar 2005). Bildung 
wird als Teil der sozialistischen Ordnung verstanden und soll 
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einen maßgeblichen Beitrag zum Aufbau des Sozialismus leis-
ten. Bildungsmaßnahmen sollen eine mobilisierende Wirkung 
entfalten und dadurch gesellschaftliche Transformationen er-
leichtern. Bildung ist also einem politischen Ziel untergeordnet 
und wird als Hilfsmittel aufgefasst, eine neue, sozialistische 
Gesellschaft aufzubauen (vgl. Harten 1998). Bildung hat in 
diesem Verständnis eine politische Verantwortung und dient 
nicht primär der individuellen Bildung oder der Versorgung 
des Produktionsbereichs mit qualifi zierten Fachkräften. Die 
subjektive und gesellschaftliche Funktionalität von Bildung ist 
nachrangig gegenüber dem Aufbau des Sozialismus. Aus dieser 
politischen Verantwortung der Bildung ergibt sich auch der 
hohe Stellenwert die Bildung im allgemeinen in Kuba genießt. 
Dies hat zum Aufbau eines Bildungswesens geführt, welches, 
sowohl im Erfolg als auch in der Ausgestaltung weit über 
demjenigen vergleichbarer, armer Länder liegt. Ein von Wolf 

(2003) durchgeführter Vergleich statistischer Daten der 
UNESCO über das Bildungswesen in Deutschland und Kuba 
zeigt, dass das kubanische Bildungswesen in wichtigen Kern-
bereichen mit dem deutschen Bildungswesen mithalten kann 
und an einigen Stellen auch eine bessere Performanz zeigt. 

So sind die Bildungsausgaben in Relation zum BIP in 
Kuba in den Jahren 1998 bis 2001 von 6,8 % auf 8,7 % ange-
stiegen, während sie in Deutschland bei 4,6 % stagnierten. Das 
gleiche Bild zeigt sich beim Anteil der Bildungsausgaben an den 
gesamten öff entlichen Ausgaben. Bei dem Vergleich der Vertei-
lung der Bildungsausgaben auf die verschiedenen Stufen des 
Bildungswesens liegt Kuba bei der Ressourcenzuteilung im Vor-
schul- und im Primarbereich weit vor Deutschland. Auch in der 
tiefsten ökonomischen und sozialen Krise, die das Land zu Be-
ginn der 1990er-Jahre durchlebte, sind die Bildungsausgaben in 
Relation zum BIP nicht gesenkt worden, sondern noch weiter 
angestiegen. Dies ist jedoch auch dem dramatischen Sinken des 
BIP geschuldet, so, dass in der Spezialperiode zwischen 1991 
und 1995 auch das Bildungssystem gelitten hat.

Bildung gehört in Kuba zu den staatlich garantierten Men-
schenrechten und ist geleitet von grundlegenden Bildungsprin-
zipien (vgl. Ministerio de Relaciones Exteriores de Cuba 2010): 

Gleiche Bildungschancen für alle, unabhängig von Ge-
schlecht, ‚Rasse‘, Religion oder Herkunft. 
Die Verknüpfung von Lernen und Arbeiten; die kuba-
nischen Schulen auf dem Land sind gleichzeitig landwirt-
schaftliche Betriebe und die Schüler/-innen werden ange-
halten, dort 3 Stunden täglich zu arbeiten. Die Schulen in 
der Stadt sind mit landwirtschaftlichen Betrieben der Re-
gion verbunden, dort müssen die Schüler/-innen bis zu 7 

–

–

Wochen im Jahr arbeiten (vgl. Agüero Contreras et al. 
2001; Singh 1998; Watts et al. 1989). 
Die demokratische Teilhabe der gesamten Gesellschaft an 
den Aufgaben der Bildung. Anm. d. Autors: Die demokra-
tische Teilhabe fi ndet statt in der institutionellen Ordnung 
der kubanischen Revolution, eine davon abweichende de-
mokratische Teilhabe ist nicht vorgesehen.  
Die Koedukation und die Off enheit der Schule für Unter-
schiedlichkeiten.
Das Prinzip des diff erenzierten Unterrichts und der schu-
lischen Integration.
Die Kostenfreiheit des Zugangs zu Bildung.

Das kubanische System ist als ein verbundenes System der Bil-
dung konzipiert, welches aus verschiedensten Subsystemen aller 
Stufen und aller Typen besteht (vgl. Organización de Estados 
Iberoamericanos 2006). Das allgemeine Bildungswesen besteht 
aus folgenden Elementen:

Vorschulerziehung
Allgemeine und polytechnische Bildung
Sonderbildung – die Schulen für Menschen mit besonde-
ren Bedürfnissen (geistige und körperliche Beeinträchti-
gungen, Lernschwäche u. a.)
Technische und Berufsausbildung
Bildung und Weiterbildung des pädagogischen Personals
Erwachsenenbildung
Hochschulbildung

Die schulischen Teilelemente werden in Kuba in drei Ebenen 
strukturiert. Im Vergleich zu den internationalen Standards der 
Strukturierung von Bildungssystemen überrascht auf den ersten 
Blick die kubanische Aufteilung. Als erstes fällt auf, dass die Se-
kundarausbildung noch zum Bereich der Basiserziehung zählt. 
Dieses nur auf den ersten Blick irritierende Phänomen hat jedoch 
weit reichende bildungspolitische Konsequenzen. Es bedeutet 
nämlich, dass jedem Kubaner und jeder Kubanerin das Recht auf 
eine Sekundarausbildung zugestanden wird. Der zweite Unter-
schied, die Zuordnung der oberen Sekundarschulausbildung zum 
tertiären Bereich hat zur Konsequenz, dass die Verzahnung mit der 
Hochschulbildung deutlich hervorgehoben ist, welches dem poli-
tischen Willen der Regierung als auch den Bedürfnissen der Be-
völkerung nach höheren Bildungsabschlüssen entspricht.

Die Basiserziehung
Die Vorschulerziehung (educación primaria prescolar) und die 
ihr folgende Primarausbildung (educación primaria) von der ers-
ten bis zur sechsten Klasse gehören zum Nivel Basico. Dieser 
Grundausbildungsphase folgt die Sekundarausbildung (educaci-
ón secundaria) von der siebten bis zur neunten Klasse, die eben-
falls noch zum Nivel Basico zählt. Nach der Sekundarausbildung 
folgt die tertiäre Ausbildung, die auf dem Nivel Medio angesiedelt 
wird, entweder in speziellen Schulen der voruniversitären Ausbil-
dung oder in technischen Schulen der Enseñanza Técnica y Pro-
fesional, ETP. Der Besuch spezialisierter voruniversitärer Ausbil-
dungsstätten ist an gute Abschlüsse und an Aufnahmeprüfungen 
gebunden. In den letzten Jahren wurden jedoch die Zulassungs-
beschränkungen für die Aufnahme in diese Schulen aufgehoben 
und auch der Hochschulzugang war ohne Aufnahmeprüfung 
möglich. Ebenso wurden durch die Universitäten in jeder Ge-

–

–

–

–

–
–
–

–
–
–
–

Tab. 1: Entwicklung des BIP und des Anteils des BIPs für Bildung in Kuba 
1990–1996

(Quelle: MINED 1999; Agüero Contreras et al. 2001, S. 7)

Jahr Wachstum BIP (%)
Bildungsausgaben am BIP 

(%)
1990 - 0,4 8,5
1991 -11,2 8,9
1992 -9,5 9,5
1993 -15,4 10,8
1994 0,3 10,4
1995 2,2 10,3
1996 7,4 10,0
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meinde Hochschulkurse durchgeführt. Diese Aufwertung der 
tertiären Ausbildung führt zu einer im Vergleich hohen Bil-
dungsquote in Kuba. Nach den voruniversitären Schulen kann 
in eine Berufsausbildung gewechselt werden, oder direkt eine 
Arbeitsstelle gesucht werden. Im Regelfall wechseln die Absol-
ventinnen und Absolventen der voruniversitären Schulen aber 
zur Universität über, zur Ausbildung auf dem Nivel Superior. 

Die mittlere Bildungsebene
Die Schulen der voruniversitären Institute der Naturwissen-
schaft (IPVCE) bereiten auf ein Hochschulstudium vor. Die 
voruniversitären Pädagogischen Institute, in denen die Stu-
denten zwischen verschiedenen pädagogischen Bereichen wäh-
len können, bereiten neben einer folgenden Hochschulausbil-
dung auch auf eine Berufstätigkeit in der Primar – und 
Sekundarstufe vor, als Lehrer auf dem mittleren Niveau. Die 
Fachhochschulen für die Vorbereitung von Athleten (ESPA), 
werden von Schüler und Schülerinnen besucht, die bereits in 
der Sekundarstufe auf Schulen eines besonderen Typs gewech-
selt waren, den „Escuela de Iniciacíon Deportiva Escolar“ 
(EIDE). Es gibt in dieser Stufe der mittleren Ausbildung noch 
spezielle Militarschulen und Schulen für die Bildenden Künste 
und die Bildungseinrichtungen der technischen und beruf-
lichen Ausbildung (vgl. Agüero Contreras et al. 2001) Nach 
dem erfolgreichen Abschluss der zwölften Klasse können die 
Schüler nach bestandener Aufnahmeprüfung zur Universität 
wechseln. Die Fachrichtung ist bereits durch den Besuch der 
vorbereitenden Bildungseinrich-
tung der tertiären Ebene festge-
legt. Die Studenten können Vor-
lieben angeben, aber eine freie 
Wahl der Hochschule wie auch 
eine freie Berufswahl existiert in 
Kuba nicht. Die Bildungssektoren 
unterhalb der Hochschule unter-
stehen dem Bildungsministerium 
(MINED), die Hochschulbil-
dung untersteht einem eigenen 
Ministerium für höhere Bildung 
(MES). Zusätzlich gibt es neben 
den regulären staatlichen Hoch-
schulen noch statusgleiche beson-
dere Hochschul-Bildungseinrich-
tungen, die den verschiedenen 
Ministerien unterstehen. 

Die Hochschulbildung 
Die Hochschulbildung ist in vier Stufen gegliedert. Am Anfang 
steht die Licenciatura. Sie dauert zwischen vier und fünf Jahren 
und wird mit dem Titel Profesional abgeschlossen. Den zwei-
ten Teil bildet ein Vertiefungsstudium, es wird mit einem Di-
plomado, einer Maestria oder für Studenten aus der Industrie 
in spezialisierten Ausbildungsgängen mit dem Titel Especialis-
ta abgeschlossen. Der weitere Verlauf des Studiums ist durch 
den Status des Candidato a Doctor en Ciencias (Doktorand) 
bestimmt. Das Studium wird in der vierten Stufe durch den 
Doctor en Ciencias abgeschlossen. Die Titel werden von allen 
Einrichtungen der Hochschulausbildung gleichermaßen ver-
geben, der Wechsel in das Berufsleben ist auf jeder abgeschlos-

senen Stufe möglich. Nach erfolgreichem Abschluss des Studi-
ums müssen alle Absolventen und Absolventinnen zwei Jahre 
lang ihren Sozialdienst dort ableisten, wohin sie vom Staat hin-
geschickt werden. 

Das kubanische Bildungssystem fokussiert auf das er-
folgreiche Absolvieren einer Hochschulausbildung, welches 
bisher vom Staat auch sehr stark unterstützt wurde. Die Hoch-
schulzugangsprüfungen wurden abgeschaff t. Zu Beginn des 
Jahres 2010 wurden sie jedoch wieder in Kraft gesetzt. Darüber 
hinaus gibt es für Arbeiter und Arbeiterinnen, die keinen er-
folgreichen Abschluss der 12. Klasse haben, die Möglichkeit 
auf Abendschulen dies nachzuholen oder über Fernunterricht 
den Hochschulzugang zu bekommen. An der Universität selbst 
gibt es in jeder Provinz spezielle Hochschulkurse für Arbeiter 
und Arbeiterinnen, die mit speziellen Lehrplänen arbeiten und 
mehr Zeit für die Ausbildung vorsehen. Unterstützt werden die 
Arbeiter und Arbeiterinnen durch Gesetze, welche ihnen die 
Freistellung von ihren berufl ichen Verpfl ichtungen von bis zu 
45 Tagen zusichern, zusätzlich zu dem garantierten Urlaub 
(vgl. Decreto No. 91 del 25 de mayo de 1985, Articulo 4). In 
der schweren ökonomische und sozialen Krise, welche Kuba in 
den Jahren von 1991 bis 1994 durchlief, wurden besondere 
Regelungen etabliert, die es arbeitslosen Arbeitern und Arbei-
terinnen erleichterten, eine Hochschule zu besuchen. Es zeigte 
sich eine große Off enheit des staatlich gelenkten, akademischen 
Systems in Kuba, große Teile der Bevölkerung an eine Hoch-
schule zu bekommen (vgl. Rangel/Proenza 2006). 

Kuba hat eine vergleichsweise hohe Akademikerquote. Erstaunlich 
ist, dass die Studierenden jedoch überwiegend nicht-technische 
Fächer belegen. So sind im akademischen Jahr 2009–2010 nur 2,4 
% in Agrarwissenschaften eingeschrieben, 7 % in technischen 
Wissenschaften, hingegen 24,8 % in Sozial- und Geisteswissen-
schaften, gefolgt von 15, 6 % in den pädagogischen Wissen-
schaften. Wirtschafts- und Sportwissenschaften halten sich mit 9,5 
zu 8,6 fast die Waage. Auff allend ist auch das Verhältnis von Na-
turwissenschaften und Mathematik mit 0,7 % zu den schönen 
Künsten mit 0,2 %. Herausragend ist die Quote in den Medizin-
wissenschaften von 31,2 %, die alle anderen weit überragt.

Ähnliche Tendenzen zeigen sich bei Betrachtung der 
Verteilung der Jugendlichen zwischen den berufl ichen und den 
pre-universitären Schulen. Im Schuljahr 2004 waren 63 % der 
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Abb. 1: Einschreibungsquoten in den Wissenschaftsbereichen kubanischer Universitäten. (Quelle: Boletín Estadístico, 
Curso Académico 2009–10 MES 2010)



Jugendlichen im berufl ichen Zweig eingeschrieben, bis 2010 
ging diese Zahl auf 57 % zurück (vgl. ONE 2011). Diese Zah-
len, die zur Interpretation verleiten, die kubanische Gesell-
schaft als eine ‚Bildungsgesellschaft‘ wahrzunehmen, die sich 
wenig um ökonomische Verwertung der Bildungsgüter küm-
mert, sind sehr beeindruckend. Gleichzeitig jedoch werfen sie 
die Frage auf, wie das Land dieses Ergebnis weiter sicherstellen 
kann angesichts der Verschärfung der weltweiten ökono-
mischen Krise und der deutlich gewordenen fi nanzwirtschaft-
lichen Verwerfungen, die auch Kuba schwer getroff en haben. 
Diese komplexe Frage kann der Artikel nicht beantworten, je-
doch gibt die folgende Betrachtung des Arbeitsmarktes und der 
berufl ichen Bildung deutliche Hinweise, welche Schritte das 
Land und die Regierung unternimmt, um die Probleme einer 
Lösung näher zu bringen. 

Wirtschaftliche Reformen und 
Arbeitsmarkt 

Die oben bereits erwähnte Wirtschaftskrise äußert sich einmal in 
einer großen Rückzahlungslücke ausländischer Kredite und Waren-
lieferungen und gleichzeitig einem verringerten landwirtschaft-
lichen Produktionsvolumen von Januar bis Mai 2010 um 13 %. 
Dies führte u.a. dazu, dass das kubanische Grundnahrungsmittel 
Reis nicht mehr zu kaufen war. Mit dem Wechsel der Regierungs-
führung verbindet sich für viele Kubaner die Hoff nung einer wirt-
schaftlichen Öff nung, die jedoch bei vielen auch mit der Sorge 
verbunden ist, einer unkontrollierten Marktwirtschaft ausgesetzt zu 
sein und die Errungenschaften des kubanischen Sozialismus mit 
kostenloser Bildung, Sicherung einer würdevollen Existenz, sozialer 
Gleichheit und kostenloser und qualitative sehr guter Gesundheits-
versorgung zu verlieren. 

Es gab bzw. gibt bisher in Kuba keinen Arbeitsmarkt im 
Sinne westlicher ökonomischer Vorstellung, sondern die Arbeitstä-
tigkeiten wurden verstanden als Zuweisung zu staatlich organisier-
ten Wirtschaftseinheiten, die ihren Beitrag zum Aufbau des Sozia-
lismus leisteten. Eine an Unternehmenserfordernissen ausgerichtete 
Arbeitskräfteausbildung und -rekrutierung war im kubanischen 
ökonomischen Modell bisher nicht vorgesehen (vgl. Cunha/Cunha 
2004). Die Berufsausbildung folgte dem sowjetischen Modell, wel-
ches ein schulisches System und einen der jeweiligen Schule zuge-
ordneten Ausbildungsbetrieb für die Praktikumsphasen vorsah (vgl. 
Höhns 2004; Wallenborn 2010). Die zeitweilige Öff nung Kubas 
für private unternehmerische Aktivitäten (vor allem im Tourismus 
und im Transportwesen) nach der Spezialperiode Anfang der 
1990er-Jahre mit einer teilweise dynamischen Entwicklung privater 
ökonomischer Aktivitäten hatte auf das System der berufl ichen Bil-
dung keinen Einfl uss. Die in der privaten Ökonomie nötigen Fach-
kräfte rekrutierten sich aus einem informellen Arbeitsmarkt oder 
aus der Ökonomie der erweiterten Familie. Der informelle Arbeits-
markt trägt zu einer hohen Arbeitsmobilität der ausgebildeten Fach-
kräfte Kubas bei, die vermehrt in die Devisenwirtschaft strömen. So 
konnte man während der 1990er Jahre in den touristischen Gebie-
ten häufi g ausgebildete Lehrer oder hochqualifi zierte Ärzte als Tou-
ristenführer oder Taxifahrer antreff en. Jedoch hat die Regierung in 
den letzten Jahren vermehrte Aktivitäten entfaltet, das medizinische 
Personal wieder zurück zu ihren Arbeitsaufgaben zu bekommen. 
Darüber hinaus wurden mehr als 35.000 Mediziner in die Welt 
geschickt, um vor Ort medizinisches Personal auszubilden oder als 
Arzt oder Krankenschwester dort zu arbeiten.

Die Öff nung für private ökonomische Aktivitäten war in den 
letzten 20 Jahren der kubanischen Geschichte immer mal wie-
der von Einschränkungen begleitet, sei es, dass unverhältnis-
mäßig hohe, ertragsunabhängige direkte Steuern erhoben wur-
den oder direkt polizeilich gegen private Händler vorgegangen 
wurde (vgl. Cunha/Cunha 2004; Cruz/Villamil 2000; Ritter 
1998; Burchardt 1995). Aufgrund der unklaren ökonomischen 
Politik der letzten zehn Jahre wurden viele private ökonomische 
Aktivitäten in die Schattenwirtschaft abgedrängt oder gänzlich 
im informellen wirtschaftlichen Sektor abgewickelt. Die wan-
kelmütige staatliche Wirtschaftspolitik begünstigt auch Kor-
ruption und Kriminalität (vgl. Lotspeich 2003). Die Geneh-
migung von lizenzierten privaten Unternehmen ist abhängig 
von einer autorisierten Position in der Gesellschaft (vgl. Ritter 
1998). Bei der Zuweisung von Land zur eigenen Nutzung (tier-
ra en usufructo) kommt es zu Fällen von „Betrug, Illegalität, 
Begünstigung und bürokratischer Verlangsamung“ (Morales 
2010). Die privaten Unternehmen sind bei der Versorgung mit 
betrieblichen Ressourcen bis jetzt auf den Schwarzmarkt ange-
wiesen, oder sind auf langwierige bürokratische Abläufe des 
zentralverwalteten staatlichen Handelsmonopols verwiesen. 
Eine Kreditversorgung der kleinen und mittleren Unterneh-
men ist nur durch private Darlehen möglich, eine staatlich 
abgesicherte und geregelte Kreditversorgung für Privatunter-
nehmen ist nicht vorhanden. Von diesen Beschränkungen aus-
genommen sind bisher nur diejenigen staatlichen Unterneh-
men, die im Devisenmarkt arbeiten und häufi g als Joint-
Venture-Unternehmen mit großen ausländischen Firmen 
organisiert sind (vgl. Burchardt 2002).

Seit Februar 2008 sind verschiedene wirtschaftliche Re-
formen in Bewegung gesetzt worden. Im Jahr 2010 sind weiter 
gehende Veränderungen in der ökonomischen staatlichen Po-
litik festzustellen. So wurden private Unternehmen in weiteren 
Bereichen des Dienstleistungssektors zugelassen, die jedoch 
häufi g noch aufgrund der politischen Vorgaben als Koopera-
tiven zu organisieren sind. Am deutlichsten sind die ökono-
mischen Veränderungen in der Landwirtschaft, da dort die 
wirtschaftlichen Probleme sehr drängend sind und die Bedeu-
tung der privaten Unternehmen off ensichtlich ist. Die privaten 
Bauern, ca. 20 % der bäuerlichen Bevölkerung, produzieren 
fast 70 % der Lebensmittel des Landes. Die restlichen 80 % des 
Bodens gehört entweder direkt dem Staat oder verschiedenen, 
staatlich kontrollierten Arten von Kooperativen, die meist eine 
sehr geringe Produktivität haben. Kuba muss jährlich für ca. 
zwei Milliarden Dollar Nahrungsmittel einführen. Um die 
ökonomischen Probleme in der Landwirtschaft zu bekämpfen, 
wurde Anfang Juli 2010 auf dem Kongress der kubanischen 
Bauernschaft verkündet, dass nunmehr auch bei der Versor-
gung der privaten Bauern Marktmechanismen1 wirken sollen. 
Diese weitgehende ökonomische Veränderung bezieht sich erst 
einmal auf die Landwirtschaft, ob dies auch auf den sich lang-
samer entwickelnden Markt privater Produktion und Dienst-
leistungen ausgedehnt wird, ist noch unklar. Nach aktuellen 
Ankündigungen des Staatspräsidenten aus dem Frühjahr 2010 
werden sich auch auf dem bisher noch rudimentären Arbeits-
markt drastische Veränderungen vollziehen. Bis zu zwei Milli-
onen Arbeitsplätze sollen in den staatlichen Unternehmen ab-
gebaut werden, die Arbeitskräfte mit staatlicher Unterstützung 
neue Beschäftigung fi nden, wobei jedoch bereits stark an die 
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Eigeninitiative der Beschäftigten appelliert wird. In dieser Um-
bruchphase ist auch die berufl iche Bildung stärker in den Mit-
telpunkt des Interesses gerückt und Ziel verstärkter staatlicher 
Aktivitäten geworden, um „die zukünftigen Arbeiter auszubil-
den, die das Land braucht“ (Franquiz 2008). 

Das berufliche Bildungswesen
Wie bereits dargestellt ist die berufl iche Ausbildung im kuba-
nischen Erziehungssystem in der mittleren Ebene angesiedelt. Die 
technische Berufsausbildung (Enseñanza Técnica y Profesional, 
ETP) wird jedoch bereits aus der Primar- und Sekundarstufe her-
aus unterstützt. Die schulische Bildung dort ist polytechnisch aus-
gerichtet und zeichnet sich durch die Verzahnung von Arbeit und 
Lernen aus. Hierbei wird zwar besonders auf einen Kontakt mit 
der Arbeit auf dem Lande gesetzt, jedoch die industrielle Produk-
tion wird dabei nicht ausgeblendet. Dies führt, wie bereits erwähnt, 
zu verschieden langen Aufenthalten der Schüler und Schülerinnen 
in der Produktionssphäre (vgl. Harten 1998, S. 862). Nach aktu-
ellen Untersuchungen (vgl. Camacho/Beltrán 2010) führt dies 
jedoch nicht zwingend zu einer besseren Einstellung der Schüler 
und Schülerinnen der Arbeitswelt gegenüber, so, dass eine der 
angestrengten Reformmaßnahmen die Verbesserung der vorberuf-
lichen Orientierung in der kubanischen Sekundarstufe ist. 

Die Jugendlichen, die die Sekundarausbildung erfolgreich 
durchlaufen haben, haben die Möglichkeit direkt im Anschluss 
in die berufl iche Ausbildung zu wechseln. Die Sekundarstufen 
verstehen sich in Kuba als eine spezielle Phase der schulischen 
Ausbildung, 

„die den Unterricht auf der Mittelstufe als eine zeitliche 
Etappe defi niert, nach deren Abschluß in der 9. Klasse, die 
Schüler entweder eine ‚mid-level‘ Berufslaufbahn einschlagen 
können, oder aber ihre Studien bis zum Abitur weiterführen 
können mit dem Ziel ihr Wissensniveau zu verbessern oder 
eine Universitätslaufbahn einzuschlagen“ (Agüero Contreras et 
al. 2001, S. 16).

Die Zuweisung zum berufl ichen Weg erfolgt über die 
Lehrer der Sekundarschulen in Verbindung mit staatlichen Zu-
weisungen. Hierbei spielen die Noten der Zeugnisse der Sekun-
darschule eine sehr wichtige Rolle. Nach den Zahlen von Wolf 
(2003) – Auswertung der Jahre 1994 bis 2001 – gingen ca. zwei 
Drittel der Jugendlichen in das Berufsausbildungswesen, die üb-
rigen gingen auf die pre-universitären Einrichtungen und versu-
chen, die Hochschulzugangshürde zu nehmen, welche durch die 
in 2010 neu eingeführte Aufnahmeprüfungen für die Universität 
erschwert wurde. Die berufl iche Ausbildung dauert zwei bis vier 
Jahre, je nach dem Zeitpunkt des Eintritts und der Dichte der 
berufl ichen Spezialisierung (vgl. Organización de Estados Ibero-
americanos 2006). Sie wird in zwei Qualifi kationsstufen abge-
schlossen. Einmal ist dies der qualifi zierter Arbeiter (Obrero 
Califi cado), der zwei Jahre nach dem Eintritt beim Abschluss der 
9. Klasse erreicht werden kann und zum anderen der mittlerer 
Techniker (Técnico Medio), der einmal vier Jahre Ausbildungs-
zeit erfordert oder nach 2 Jahren beendet werden kann, sofern 
man nach dem Abschluss der 12. Klasse, zum Ende der pre-uni-
versitären Ausbildung die berufl iche Laufbahn einschlägt. 

Für die Berufsausbildung stehen verschiedene Schul-
typen zur Verfügung. Nach den Zahlen von 2008 sind dies 150 
Escuelas de ofi cios, damit sind Bildungsstätten gemeint, die 
vorrangig für die Ausbildung von einfach qualifi zierten Arbei-

tern zuständig sind, hinzu kommen 325 Politécnicos, Bildungs-
einrichtungen für die Ausbildung von mittleren Technikern 
und noch 125 Centros de Capacitación de Organismos, für die 
weiterführende berufl iche Qualifi zierung oder für die Vermitt-
lung besonderer berufl icher Fertigkeiten (vgl. Franquiz 2008). 

Die Verantwortung für diese Bildungseinrichtungen 
liegt beim Erziehungsministerium (MINED), jedoch verfügen 
die Fachministerien über eigene Ausbildungsstätten, die Cen-
tros de Capacitación. Die eingerichteten Ausbildungsstätten 
bedürfen einer Genehmigung durch das Erziehungsministeri-
um. Bei denjenigen Bildungseinrichtungen, die direkt bei den 
staatlichen Unternehmen (empresas y unidades presupuesta-
das) angesiedelt sind, erfolgt die Genehmigung durch die zu-
ständigen Organisationen, dies sind im allg. die Fachministe-
rien. Die Koordination der Berufl ichen Bildung übernimmt 
das Erziehungsministerium (vgl. Decreto-Ley No. 45 del 17 de 
julio de 1981, Articulo 4 f 2,3). Die Erstellung der Lehrpläne 
verantwortet das Erziehungsministerium, in enger Abstim-
mung mit den anderen Ministerien und den Betrieben und in 
direkter Zusammenarbeit mit Hochschulinstituten, besonde-
res dem Instituto Superior Pédagogico para la Educación Tec-
nica y Profesional (ISPETP) in Havanna (vgl. Ayes Amettler/
Montel 2004). Die Ausbildung wird durch landesweit aner-
kannte Abschlüsse beendet, dies sind die beiden bereits er-
wähnten Abschlüsse Titulo für den Técnico Medio und das 
Diploma für den Obrero califi cado. Nach den Auskünften von 
kubanischen Berufsbildungsexperten sieht der Ablauf der Be-
rufsausbildung der vierjährigen Ausbildung zum Técnico Me-
dio wie folgt aus: Die Ausbildung wird sowohl in den schu-
lischen Zentren als auch in staatlichen Betrieben durchgeführt, 
die als spätere Arbeitsstelle vorgesehen sind. Hierbei geht es 
neben der fachlichen Qualifi kation auch um eine Eingewöh-
nung (familiarización) der jungen Arbeiter in den späteren 
Betrieb. Bei der vierjährigen Ausbildung ist nach der Grund-
ausbildung im ersten Jahr eine Vertiefungsausbildung vorgese-
hen, die mit Praktika in den Betrieben verbunden ist. Nach den 
Angaben der Berufsbildungsexperten besteht die berufsprak-
tische Ausbildung im ersten Jahr aus acht Stunden die Woche 
Praktikum in den Werkstätten der Zentren und aus sechs Stun-
den Unterricht in Werkstattkunde (teórica de la taller). Auch 
das zweite Jahr, der Beginn der Fachausbildung, ist durch einen 
Wechsel von theoretischem und praktischem Unterricht be-
stimmt, der meist in der Schule stattfi ndet. Entsprechend den 
Bedürfnissen der staatlichen Betriebe kann es bereits in dieser 
Phase zu Betriebspraktika kommen. Jedoch erst in dem dritten 
Ausbildungsjahr (especialisación) ist ein obligatorisches länger 
dauerndes Praktikum im späteren Betrieb vorgesehen. Das letz-
te Jahr ist vom Übergang aus der Ausbildung in die Berufstä-
tigkeit bestimmt. Der bisherige Schüler, die Schülerin wird 
Jungarbeiter/-in und wechselt im letzten halben Jahr ganz in 
den Betrieb. Er/Sie befi ndet sich jedoch immer noch in der 
Ausbildung und wird dort von betrieblichen Ausbildner/-in-
nen und Lehrer/-innen betreut und auf seine/ihre Abschluss-
prüfung vorbereitet. Die Prüfungen werden in den Provinzen 
von Experten der Ausbildung erstellt. Hierbei arbeiten die Ver-
treter der staatlichen Betriebe und die Lehrerschaft zusammen. 
Die Prüfungsfragen werden von einer schulischen Kommission 
von Spezialisten (comision de especialistas) formuliert und be-
stehen aus allgemeinen Fragen (preguntas de aplicación gene-



ral) und aus speziellen Fragen (preguntas de aplicación adicio-
nales). Die Prüfung wird in einem mündlichen und einem 
schriftlichen Teil vor dieser Kommission abgelegt. Der Prü-
fungskommission können Spezialisten aus den Betrieben mit 
akademischer Ausbildung zugezogen werden, dies hängt jedoch 
stark von der Initiative der Schulen und der Betriebe ab. 

Der oben bereits erwähnte starke Fokus des Bildungssys-
tem auf das erfolgreiche Absolvieren einer Hochschulausbil-
dung, führt bei der Bevölkerung zu einer starken Tendenz, zu 
höheren, akademischen Abschlüssen zu kommen. Mittlerweile 
führt dies an verschiedenen Stellen der Gesellschaft zu erheb-
lichen Verwerfungen. Sei es, dass die Absolventen und Absolven-
tinnen keine angemessenen Arbeitstellen in staatlichen Betrie-
ben mehr bekommen; sei es, dass qualifi zierte Fachkräfte für 
manuelle Arbeiten nicht ausreichend zur Verfügung stehen, in 
bestimmten ökonomischen Bereichen wie der Landwirtschaft 
schwer Arbeitskräfte zu bekommen sind (vgl. Gasperini 2000). 

Veränderungen in der Berufsbildung 
Einhergehend mit den oben skizzierten ökonomischen Verände-
rungen deuten sich aktuell weit reichende Einschnitte in der 
bisherigen Ausrichtung des Bildungssystems an. Die Quoten der 
Universitätszulassungen sind sehr stark abgesenkt worden, außer 
in der Medizinerausbildung. Es wurde die seit mehreren Jahren 
nicht mehr vorhandene Hochschulzugangsprüfung wieder in 
Kraft gesetzt. Es werden im Jahr 2010 die Bildungsströme von 
den pre-universitären Schulen weg von den Hochschulen hin zu 
der Berufl ichen Bildung umgelenkt. Dazu werden die staatli-
chen Zuweisungen zu weiterführenden Bildungsgängen genutzt. 
Gleichzeitig erfolgt eine Aufwertung der berufl ichen Bildung. 
Die pädagogischen Hochschulen, die bisher keine vollwertigen 
Universitäten waren, sind seit Beginn des Jahres 2010 in Päda-
gogische Universitäten umbenannt worden und haben auch das 
akademische Promotionsrecht zugesprochen bekommen. In der 
Ausbildung der Lehrerschaft für die höhere Berufsbildung, die 
an den Escuelas Politécnicos unterrichten sollen, wurden die 
Organisationsstrukturen innerhalb der Pädagogischen Universi-
täten geändert, wie auch die Lehrpläne. Mit der Resolucion 
Minsterial 32/2010 wurde ermöglicht, dass auch diejenigen Stu-
dierenden für das höhere Berufsschullehramtes an den escuelas 
polytécnicas, die ihre universitäre Abschlussprüfung nicht ma-
chen oder durchfallen, bereits schon an den niederen Berufs-
schulen, den Escuelas de Ofi cio unterrichten dürfen. Während 
des ersten Jahres ihrer dortigen Tätigkeit bekommen sie dann 
zusätzliche Vorbereitungszeit, um ihre Prüfungen nachholen zu 
können. Dadurch besteht die Möglichkeit, die Zahl des Lehr-
personals an den berufl ichen Schulen zu erhöhen und die Ab-
solventenquote der pädagogischen Universitäten zu verbessern.

Zusammenfassung und Ausblick
Wie die angekündigten und teilweise bereits umgesetzten Ver-
änderungen in der Wirtschaft wie der berufl ichen Bildung in 
Kuba wirken, ist noch nicht sicher vorauszusagen. Die anstehen-
den Probleme berufl icher Bildung und die eingeschlagenen Lö-
sungsansätze, die häufi g nur vor Ort oder in den Dokumenten 
zwischen den Zeilen zu identifi zieren sind (vgl. Franquiz 2008) 
sind aus der Ferne schwierig belastbar zu beurteilen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass das kubanische Bildungs-
system auf einem hohen Niveau agiert, jedoch zunehmend Fehlal-

lokationen produziert, die umso bedeutsamer werden, je geringer 
aufgrund der wirtschaftlichen Krise die Spielräume Kubas für staat-
liche Maßnahmen werden. Der Fokus staatlicher Bildungspolitik 
orientierte sich in den letzten Jahren aus politisch-ideologischen 
Gründen sehr stark auf die Verbreiterung der Hochschulbildung, 
mit einer deutlichen Vernachlässigung berufl icher Bildung.

Wie oben aufgezeigt wurde, orientiert sich die kubanische 
Berufsbildung immer noch an den Erfahrungen und Strukturen 
der ehemaligen sowjetischen Berufsbildung, die im Kern aus einer 
schulischen Berufsausbildung und betrieblichen Praktika in staat-
lichen Unternehmen bestand. Dieses Modell ist mit den einge-
leiteten wirtschaftlichen Veränderungen in Kuba nicht mehr 
kompatibel, da seine Basis in den staatlichen Industriebetrieben 
zunehmend bröckeln wird, da die Zahl der staatlichen Unterneh-
men zukünftig reduziert wird. Die konzipierten Lösungsansätze 
für dieses Problem und für die mangelnde Ausstattung der beruf-
lichen Schulen, die Einrichtung von Unterrichtsräumen in den 
Unternehmen, wo der moderne Maschinenpark der Unterneh-
men genutzt werden soll und die betrieblichen Fachkräfte den 
Unterricht durchführen sollen, sind sehr interessant, müssen je-
doch vor Ort untersucht werden (vgl. Barrios 2010). Die oben 
skizzierten ökonomischen Veränderungen machen deutlich, dass 
die berufl iche Bildung eine Qualifi zierung für eine sich entwi-
ckelnde, jedoch noch nicht in allen Konturen ersichtliche kuba-
nische Marktwirtschaft bereitstellen muss. Aus Beobachtungen in 
Kuba ist deutlich festzustellen, dass die Arbeiter und Arbeite-
rinnen der bisherigen staatlichen Unternehmen häufi g nur eine 
geringe Qualität ihrer Arbeit abliefern, wenn diese im staatlichen 
Auftrag und für den Binnenmarkt erbracht werden muss. Hinge-
gen sieht die Qualität der Arbeit häufi g besser aus, wenn die Arbeit 
auf eigene Rechnung oder für Devisen erbracht wird. 

Für die Qualität kubanischer Arbeit ist die Qualität kuba-
nischer berufl icher Bildung eine nicht unerhebliche Größe. Die 
Modifi kation der Berufsschullehrerausbildung ist ein Schritt in 
diese Richtung. Die Vereinfachung der Strukturen der Fachgebiete 
gehört ebenfalls zur Qualitätsverbesserung, wie auch die Sicherstel-
lung der praktischen Ausbildung der angehenden Fachkräfte inner- 
und außerhalb der berufl ichen Schulen. Bei der Sicherstellung der 
praktischen Ausbildung ist die überalterte Ausstattung mit Maschi-
nen, Anlagen und Lehr- und Lernmitteln, wie sie in vielen Einrich-
tungen zu fi nden ist, ein erhebliches Problem. Wie weit die ange-
deuteten Veränderungen in der Gestaltung von berufl ichen 
Lehr- und Lernprozessen gehen, die zentral vom Pädagogischen 
Institut in Havanna erarbeitet werden, ist bisher noch ungeklärt.

Zu den weiteren ungeklärten Fragen gehört, ob die einge-
leiteten und angedeuteten Reformen der berufl ichen Bildung zu 
einer klaren Strategie gehören, die Berufsbildung zu stärken, um den 
eingeschlagenen Weg einer kubanischen Marktwirtschaft mit aus-
reichend qualifi zierten Fachkräften zu begleiten sowie die Fähig-
keiten der Bevölkerung zu entwickeln, dieser Marktökonomie kom-
petent und gestärkt zu begegnen, oder ob die Aktivitäten zu einem 
reaktiven Maßnahmebündel der kubanischen Regierung gehören, 
angesichts der wirtschaftlichen und fi nanziellen Krise die Kosten des 
Hochschulsystems zu reduzieren (vgl. Optenhögel 2010). 

Im weiteren ist besonders die Frage der Einbindung des 
privaten Sektors in die Berufsbildungsaktivitäten zu stellen. Die-
ser Sektor der Kleinen und Mittleren Unternehmen wird für eine 
sich selbst entwickelnde ökonomische Dynamik eine sehr wich-
tige Rolle spielen (vgl. Burchardt 2002; Cruz/Villamil 2000). Die 
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Frage der Einbindung ist bisher vollkommen off en. Dies triff t 
besonders den Umstand, ob sie auch Lehrlinge ausbilden dürfen 
oder als Praktikumsbetriebe gewonnen werden sollen. 

Die Dialektik der kubanischen Entwicklung zwischen 
als notwendig angesehener ökonomischer Off enheit und poli-
tisch-ideologischer Starrheit aus Sorge die Errungenschaften 
der Revolution zu verlieren, wird noch zu einigen überra-
schenden Lösungen auch in der Berufsbildung führen. 

Anmerkungen
 1 Marktmechanismen darf hierbei nicht als kapitalistische Marktwirtschaft 

missverstanden werden, sondern meint allgemein den Markt als Tauschform 
bei sozialem wirtschaftlichen Handeln zwischen Anbieter und Nachfrager.
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Der Beitrag von Schulentwicklung zur    
Chancengerechtigkeit – eine Fallanalyse aus dem 
evangelischen Privatschulwesen in Kamerun

Zusammenfassung:
In diesem Beitrag wird eine Maßnahme zur Leistungssteige-
rung von Schülerinnen und Schülern bzw. zur Qualitätsent-
wicklung von Schulen im konfessionellen Privatschulsektor 
Kameruns dargestellt und auf ihre Wirkungen diskutiert. 

Schlüsselwörter: Schulentwicklung, Privatschule, Kamerun, 
Chancengerechtigkeit

Abstract: 
Th is article outlines the empirical results of an impact evalu-
ation study of a pedagogical school improvement program 
run by the Protestant Church of Cameroon. Th e evaluated 
program aimed at improving education quality so that measur-
able learning outcomes were achievable. 

Keywords: school development, private school, Cameroon, 
equality of opportunity

Afrika südlich der Sahara: 
Schlusslicht in der Frage von 
Chancengerechtigkeit im Bildungssystem

Afrika südlich der Sahara bildet im weltweiten Vergleich der 
Bildungssysteme mit deutlichem Abstand das Schlusslicht. 
Die Gründe mögen in einer Mehrzahl von Aspekten liegen, 
zu denen neben historischen, politischen und ökonomischen 
auch solche der gesellschaftlichen Infrastruktur wie der kul-
turellen Traditionen gehören:

Nirgendwo ist die Beschulungsrate in der Primarbil-
dung geringer. Nach Statistiken der UNESCO EFA (Educa-
tion For All) liegt die Nettoeinschulungsrate in die Grund-
schule in Afrika südlich der Sahara im Jahr 2004 bei ca. 
68 %, wogegen alle anderen Weltregionen Werte von über 
80 % aufweisen und Industriestaaten bei 97 % liegen (vgl. 
UNESCO 2006, S. 1 u. S. 254 ff .). 

Nirgendwo ist die Beschulungsrate in der Sekundar-
stufe geringer. Sie liegt in den Staaten Afrikas südlich der Sa-
hara bei 30 %, hingegen in Europa bei 101 % und weltweit 
ansonsten bei über 60 % (vgl. UNESCO 2006, S. 42 und S. 
266 ff .). 

Ähnlich ist die Situation im Bereich der vorschulischen 
Erziehung, bei der das südlich Afrika mit 12,4 % ebenfalls am 

Ende liegt, auch wenn hier die arabischen Staaten mit 15,7 % 
einen nicht wesentlichen höheren Wert aufweisen (vgl. UN-
ESCO 2006, S. 4 und S. 238ff .).

Nirgends sind die Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler geringer. Zwar liegen keine breiten large-scale-Assess-
ments vor, die afrikanische Staaten einschließen; es ist jedoch 
aufgrund der PASEC2- und SAQMEC3-Untersuchungen da-
von auszugehen, dass die bereits niedrigen Werte, die nicht-
afrikanische Länder der Entwicklungszusammenarbeit in 
PISA 2001 erreichten, unterboten werden und damit hinter 
dem internationalen Standard zurückbleiben (vgl. OECD/
UNESCO 2003; CONFEMEN 1995; Yu 2007).  

Nirgends wird weniger Geld für Bildung ausgegeben. 
Während in Industriestaaten im Jahr 2004 durchschnittlich 
5,4 % des Bruttosozialprodukts für Bildung aufgewendet 
wird, ist dies in Ländern der Entwicklungszusammenarbeit 
4,7 % und in Ländern südlich der Sahara 4,6 % (vgl. 
UNESCO 2006, S. 320). 

Von daher kann für Schülerinnen und Schüler aus Län-
dern Afrikas südlich der Sahara schon alleine aufgrund dieser 
Daten nicht von Gerechtigkeit gesprochen werden: Im Ver-
gleich zu anderen Heranwachsenden haben sie durch ihre man-
gelnden Bildungschancen in einer sich globalisierenden Welt-
gesellschaft deutlich weniger Möglichkeiten, da ihre Chancen 
auf Bildung schlechter sind als in anderen Teilen der Welt. 
Zwar weisen die Statistiken der UNESCO auch aus, dass gera-
de Afrika südlich der Sahara in den zurückliegenden Jahren 
(1999 bis 2004) die signifi kantesten Fortschritte erzielt hat, 
gleichwohl sind hier weiter große Disparitäten zwischen einzel-
nen Ländern zu beobachten. Während beispielsweise in der 
Grundschulerziehung in Burkina Faso, Niger und Burundi 
keine Verbesserungen erkennbar sind, fi nden sich in diesem 
Erziehungsfeld Sprünge nach vorne in Ländern wie Kamerun, 
Tansania und Namibia (vgl. UNESCO 2006, S. 21). Insgesamt 
ist die Situation zwischen einzelnen afrikanischen Staaten sehr 
ungleich (vgl. die ausführliche Darstellung in den Tabellen von 
UNESCO 2006, S. 202ff .), so dass auch innerhalb des afrika-
nischen Kontinents wenn auch gleichmäßig schlechte, so doch 
unterschiedliche Bildungschancen gegeben sind.

Diese im Hinblick auf globale Chancengerechtigkeit 
gegebenen Ungleichheiten setzen sich innerhalb der Staaten 
weiter fort. Dieses soll im Folgenden exemplarisch an der Si-
tuation in Kamerun aufgezeigt werden. 
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10 % der Primarschüler und -schülerinnen wiederholen 
jährlich ein Grundschuljahr, da sie das Klassenziel nicht errei-
chen oder an der zentralen Abschlussprüfung des Schuljahres 
scheitern (vgl. UNESCO 2006, S. 282f.)

Ein Viertel aller eingeschulten Grundschülerinnen und 
Grundschüler schaff en es nicht, die Primarschule zu beenden, 
sondern verlassen die Schule als drop-outs vorzeitig (vgl. ebd.).

Nur für ca. 48 % eines Schülerjahrgangs besteht die 
Möglichkeit, eine Sekundarschule zu besuchen; davon gehen 
wiederum 40 % aller Schülerinnen und Schüler auf eine Privat-
schule, die Schulgeld verlangt (vgl. UNESCO 2006, S. 290 f.)

Die hohe Korruption im Bildungsbereich sowie der Ne-
potismus stellen ein weiteres Problem dar (vgl. Foaleng 2005), 
das Chancenungerechtigkeit erhöht.

Die Bildungsmöglichkeiten sind ungleich über das Land 
verteilt; gerade im Norden des Landes und den ländlichen Regi-
onen ist das Schulangebot, vor allem im staatlichen Bereich, 
deutlich geringer.

 Die hohe Jugendarbeitslosigkeit ausgebildeter Jugendli-
cher von über 70 % demotiviert die Schülerinnen und Schüler 
und führt zu einer Devaluation von Bildung. Die Jugendunru-
hen des Jahrs 2008 sind Ausdruck der dadurch bedingten Hoff -
nungslosigkeit und Frustration.

Schülerinnen und Schüler im englischsprachigen Lan-
desteil haben durch die Weltsprache Englisch bessere Möglich-
keiten, als jene, die auf Französisch unterrichtet werden.

Die geringen Möglichkeiten des Staates, den Schulbe-
such zu ermöglichen, zeigen sich auch in den niedrigen Finanz-
mitteln. Während in Afrika südlich der Sahara im Durchschnitt 
4,6 % des Bruttosozialprodukts in Bildung investiert werden, 
sind es in Kamerun nur 4 % (vgl. UNESCO 2006, S. 318).

Zwar sind in Kamerun die Bildungsmöglichkeiten von 
Jungen und Mädchen zumindest bis in die Sekundarstufe eini-
germaßen gleich, ansonsten zeigen sich aber große interne Dis-
paritäten, die eine geringe Chancengerechtigkeit bedingen: Schü-
lerinnen und Schüler aus begüterten Familien in den Städten im 
Süden des Landes, die eine englischsprachige Privatschule besu-
chen, hohes Schulgeld und ggf. Schmiergelder für das Bestehen 
der Abschlussprüfungen bezahlen können sowie für den Über-
gang in das tertiäre Bildungswesen vom Nepotismus profi tieren, 
haben damit signifi kant bessere Chancen als jene, die arm sind 
und auf den Schulbesuch einer staatlichen Schule im Norden des 
Landes angewiesen sind oder Schulen in ländlichen Gegenden, 
in Grenzgebieten oder sehr armen Stadtvierteln besuchen. 

Diese Situation wirkt sich negativ auf die interne ökono-
mische wie gesellschaftliche Entwicklung aus. Die Schulen sind 
nicht in der Lage, soziale Disparitäten auszugleichen, sondern 
tragen vielmehr zur Vertiefung gesellschaftlicher Ungleichheiten 
bei. Durch die hohe Arbeitslosigkeit, das Bevölkerungswachs-
tum und die grassierende Korruption werden zudem die mit 
Bildungsaufstieg verbundenen Versprechen häufi g nicht einge-
löst: Gute Bildung führt häufi g nicht zu besseren Verdienstmög-
lichkeiten und sozialem Aufstieg. Die weltweite Vernetzung von 
Internet und Medien führt Jugendlichen den Standard und die 
Bildungsmöglichkeiten anderer Länder vor Augen und schaff t 
eine Spannung zwischen den Lebenswelten von Jugendlichen 
und den oft bescheidenden Angebotsmöglichkeiten des Bil-
dungssystems (vgl. zu den sich ergebenden Problemen Seitz 
2004; Anderson 1999). 

Die hier für Kamerun skizzierte Situation fi ndet sich in 
ähnlicher Form in vielen Staaten Afrikas südlich der Sahara wie-
der. Chancengerechtigkeit ist damit in doppelter Hinsicht nicht 
erreicht: Schülerinnen und Schüler aus Ländern des südlichen 
Afrikas sind durch die schlechten Bildungssysteme ihrer Her-
kunftsländer generell benachteiligt. Zudem produzieren diese 
Bildungssysteme – wie am Beispiel Kameruns verdeutlicht – 
eine hohe interne Chancenungerechtigkeit, die die interne so-
ziale Disparität der Gesellschaft verstärkt und damit ein poten-
zieller Konfl iktherd darstellt.

Die Förderung von Chancengerechtigkeit 
durch schulische Qualitätsentwicklung 

Wie können Ansätze aussehen, die in einer solchen Situation 
zu eff ektiven Verbesserungen der Bildungssituation und der 
Erhöhung von Chancengerechtigkeit führen? Die Frage, wel-
che Maßnahmen zur Verbesserung von Chancengerechtigkeit 
in Ländern des Südens eff ektiv sind, ist nicht einfach zu bestim-
men. Die Forschungslage ist wenig ausgeprägt (vgl. Crossly/
Holms 2001; Verspoor 2008); zudem diff erieren die lokalen 
Rahmenbedingungen, so dass generelle Aussagen nicht einfach 
zu machen sind. 

Im Folgenden soll ein Beispiel einer gelungenen Schul-
entwicklung sowie dessen Beitrag zur Chancengerechtigkeit 
diskutiert werden: das Projekt „Dynamisation fonctionelle de 
la pédagogie“ (DYFOP) der Eglise Evangélique du Cameroun 
(EEC). Es handelt sich um ein Schulentwicklungsprojekt eines 
bedeutenden Privatschulträgers in Kamerun, der Evangeli-
schen Kirche Kameruns. Diese ging aus der Mission der Rhei-
nischen Kirche hervor und ist ein großer Schulträger mit weit 
über zweihundert Schulen im Primar- und Sekundarbereich. 
Als in den achtziger und neunziger Jahren die Qualität des 
Schulwesens in Kamerun sich aufgrund einer staatlichen Krise 
deutlich verschlechterte, bekamen dies auch die Schulen in 
konfessioneller Trägerschaft zu spüren. Der Staat reduzierte die 
bisher im Rahmen der Subsidiarität bezahlten Schulgelder 
empfi ndlich und zwang damit die Kirche zu einer allmählichen 
Erhöhung der Schulgelder. Lehrerinnen und Lehrer erhielten 
nur wenige Monate im Jahr überhaupt ein Gehalt und sie un-
terrichteten auf niedrigem Niveau. Immer mehr Schülerinnen 
und Schüler konnten bei den zentralen Abschlussprüfungen 
nicht mehr bestehen. Damit wurden nicht nur diese Schulen 
immer unattraktiver, sie trugen zudem dazu bei, dass ihre Ab-
solventinnen und Absolventen noch weniger Möglichkeiten 
auf dem sowieso eingeschränkten Arbeitsmarkt haben sollten. 
1995 entschied sich die EEC, aktiv gegenzusteuern und syste-
matisch daran zu arbeiten, die Qualität ihrer Schulen zu ver-
bessern. Konzeptionell hilfreich waren dabei die Kooperation 
im Netzwerk westafrikanischer Kirchen zum Th ema „Schule 
und Entwicklung“ sowie die fi nanzielle Unterstützung durch 
den Evangelischen Entwicklungsdienst in Deutschland. 

Die Maßnahmen
In den folgenden Jahren erarbeitete eine Gruppe von Lehrkräf-
ten, Mitgliedern aus Schulleitungen und Schulbeauftragten der 
EEC ein umfassendes Konzept zur Verbesserung der Unter-
richtsqualität, das sowohl an den schulischen Inhalten als auch 
am didaktischen Konzept bzw. den unterrichtlichen Rahmen-
bedingungen der beteiligten Schulen ansetzte. 
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In überregionalen, fachdidaktischen Fortbildungsseminaren wur-
den – beginnend mit dem Fach Mathematik – zunächst die Lehr-
pläne durchgearbeitet und die inneren fachlichen Zusammenhän-
ge der Unterrichtsinhalte nachgezeichnet. Auf dieser Basis wurden 
gemeinsam Unterrichtseinheiten vorbereitet und ein Manual zu-
sammengestellt, dass die jeweils notwendigen fachlichen Vorraus-
setzungen der Schülerrinnen und Schüler für einen Unterrichts-
inhalt transparent machten und Lehrkräften damit ein Instrument 
zur Diagnose fachlicher Schwierigkeiten an die Hand gab.

Diejenigen Lehrerinnen und Lehrer, die an diesen Fort-
bildungen bzw. Workshops teilgenommen hatten, vermittelten 
die erarbeiteten Kompendien und Unterrichtsentwürfe in ihren 
eigenen Schulen im Rahmen schulinterner Lehrerfortbildungen 
weiter. Damit sollte sichergestellt werden, dass alle Lehrkräfte 
eines Kollegiums über die inhaltlichen und didaktischen Überle-
gungen informiert waren und an den Verbesserungsbemühungen 
– so sie daran Interesse hatten – teilhaben konnten. 

Um die Eigenverantwortung des Elternhauses und der 
Schülerinnen und Schüler für den Lernprozess zu stärken, wurde 
ein so genanntes „Selbstevaluationsheft“ für Schülerinnen und 
Schüler konzipiert. In dieses Heft wurde standardisiert der eigene 
Lernprozess dokumentiert und refl ektiert, welche schulische In-
halte beherrscht und welche noch nicht verstanden waren. Dieses 
Heft wurde regelmäßig von Eltern unterschrieben. 

Damit wurden für Schüler und Schülerinnen wie für El-
tern der schulische Unterricht und der Lernfortschritt transpa-
renter. Zudem konnten Eltern in dem Heft ihrer Kinder Bemer-
kungen oder Fragen an die Lehrkraft niederschreiben, so dass das 
Heft auch zu einem Kommunikationsinstrument zwischen 
Schülern, Eltern und Lehrkräften wurde. Für die Lehrkräfte soll-
te das Heft als Orientierungshilfe dienen, um den Unterricht 
besser auf die Lernbedürfnisse ihrer Schülerinnen und Schüler 
ausrichten zu können. Entsprechend der Selbsteinschätzung der 
Schülerinnen und Schüler wurde – in Kombination mit dem für 
Diagnosezwecke angefertigten Unterrichtsmanual – zielgerich-
tetes Üben und Diff erenzieren möglich. Auch wenn Korruption 
an evangelischen Schulen sowieso verpönt war, wurde mit die-
sem System Transparenz geschaff en, die Korruption für Lehr-
kräfte wie Eltern erschwerte.

Eine weitere Maßnahme zur Verbesserung der Unter-
richtsqualität war die Entlastung derjenigen Lehrerinnen und 
Lehrer, die sich für die Umsetzung dieser Maßnahmen verpfl ich-
teten. Pro Schule wurde eine Klasse gebildet, in der mit verrin-
gerter Schülerzahl (von 100 auf 40 Schüler/-innen) Lehrkräfte 
bessere Bedingungen hatten, sich mit der neuen Didaktik ver-
traut zu machen. Dafür wurden sie auf diese verpfl ichtet und die 
Umsetzung kontrolliert. Diese Lehrkräfte erhielten zudem zu-
sätzliche Aufgaben in der schulinternen Lehrerfortbildung, um 
ihre Erfahrungen weiterzugeben und damit zu einer allmählichen 
Verbesserung der Unterrichtsqualität an der ganzen Schule bei-
zutragen. Zudem wurde nach jeweils einem Jahr gewechselt, so 
dass Lehrkräfte mit Erfahrung wieder in große Klassen wechsel-
ten und andere in den Genuss der kleinen Klasse kamen, um ihre 
didaktischen Kompetenzen weiterzuentwickeln. 

Außerdem wurde Korruption konsequent geahndet. 

Effekte der Maßnahmen 
Es zeigte sich schon nach relativ kurzer Zeit, dass der Anteil der 
Schülerinnen und Schüler, die die jährlichen Abschlussprü-

fungen bestanden, kontinuierlich anstieg. Inzwischen, nach 
mehr als zehn Jahren Arbeit, gehören die Schulen, die an die-
sem Programm teilnahmen, zu denjenigen, die im Landesver-
gleich gute Ergebnisse vorweisen können, relativ billig sind, 
auch von Schülerinnen und Schülern der unteren Mittelschicht 
besucht werden können, und kaum Korruption aufweisen. 

Zudem wurde im Jahr 2005, mit Abschluss des Vorha-
bens, das Vorhaben evaluiert (vgl. Scheunpfl ug u.a. 2005). 
Dazu wurde die Leistung von Schülerinnen und Schülern im 
Fach Mathematik mit Hilfe von TIMSS-Instrumentarien (vgl. 
Baumert u.a. 1998) an Schulen, die an diesem Programm teil-
genommen hatten, mit jenen verglichen, die sich außerhalb des 
Projektes befanden, aber eine ähnliche Sozialstruktur aufwie-
sen. Zudem wurden Unterrichtsbeobachtungen und Befra-
gungen durchgeführt sowie Lernmaterialien analysiert. Der 
Test zeigte, dass die Schülerinnen und Schüler aus DYFOP 
tatsächlich bessere Leistungen erzielten als diejenigen, die nicht 
an dem Projekt teilgenommen hatten. Dabei verbesserten sich 
vor allem diejenigen Schülerinnen und Schüler, die in den 
Schuljahren zuvor im hinteren Leistungsviertel lagen, aber 
auch zuvor gute Schüler und Schülerinnen profi tierten. Die 
Schüler und Schülerinnen waren im Vergleich etwa ein Schul-
jahr voraus und konnten zum Teil an internationale Durch-
schnittswerte Anschluss fi nden. Besondere Leistungszuwächse 
erzielten die Mädchen, die in dem afrikanischen Land eher ein 
distanziertes Verhältnis zur Mathematik haben. Die Aktivi-
täten trugen zudem erkennbar zu geringerer sozialer Selektivi-
tät der Schule bei. 

Erklärbar wird dieses beeindruckende Ergebnis, wenn 
man sich vor Augen hält, an welchen Stellen DYFOP mit den 
drei Unterrichtsentwicklungsinstrumenten – Lernzielkompen-
dium, Manual und Selbstevaluationsheft – ansetzte: Durch die 
Ausarbeitung von Lernzielkompendium und Manual wurde 
eine höhere Professionalität des Lehrerhandelns sowohl hin-
sichtlich der fachinhaltlichen Kompetenz als auch des didak-
tischen Handelns ermöglicht. Die sich daraus ergebende klare 
Strukturiertheit des Unterrichts ermöglichte den Schülerinnen 
und Schüler, dem Unterrichtsgeschehen besser folgen und da-
mit leichter lernen zu können. Die mit dem Selbstevaluations-
heft angestoßene Refl exion des eigenen Wissensstandes half 
den Schülerinnen und Schülern zudem, ihren Lernprozess zu 
strukturieren und erhöhte die Einsicht in die Eigenverantwort-
lichkeit für das eigene Lernen, zudem wurden Lernlücken ge-
nauer diagnostiziert und konnten damit geschlossen werden. 
Und schließlich wurden Eltern in den Lernprozess ihrer Kinder 
eingebunden und ihnen die Möglichkeit gegeben, ihre Kinder 
zu unterstützen.  

Eine Analyse der Leistung in den entsprechenden Klas-
sen im Jahr 2009 konnte zeigen, dass auch nach Beendigung 
der Maßnahme im Jahr 2006 dieser Eff ekt anhält: die Schüle-
rinnen und Schüler aus dem Projekt sind auch nach drei Jahren 
ihren Mitschülerinnen und Mitschülern fachlich überlegen 
(vgl. Njoya 2009). Von daher kann diese Maßnahme als nach-
haltig bezeichnet werden; sie zeigt auf, dass es sich lohnt, in die 
schulische Qualität zu investieren.
Damit gelang es mit diesem Programm, die Schulqualität nach-
haltig zu verbessern. Die Chancengerechtigkeit wurde erhöht, 
da Schülerinnen und Schüler in den teilnehmenden Schulen 
ein Bildungsangebot erhielten, das ihnen ermöglichte, an den 
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internationalen Kompetenzstandard im Fach Mathematik zu-
mindest anzuschließen. Mädchen konnten in ihrer Leistung an 
die der Jungen herankommen. Zudem wurde die Leistung der 
Schülerinnen und Schüler zumindest etwas von der sozialen 
Herkunft entkoppelt.  

Für Schulen in evangelischer Trägerschaft ist der Blick 
auf die individuelle Förderung eines jeden Schülers, unabhän-
gig seines familiären Hintergrunds, ein wichtiges Anliegen (vgl. 
Standfest u.a. 2005). Gerade in Ländern der Entwicklungszu-
sammenarbeit können sie in dieser Hinsicht eine Vorreiterrolle 
spielen und langfristig auf eine Qualitätssteigerung des Bil-
dungswesens insgesamt wirken. 

Ausblick
Gleichwohl stellt sich natürlich die Frage, inwieweit die Ver-
besserung der schulischen Qualität und die damit verbundene 
Verbesserung der internen Chancengerechtigkeit nicht durch 
die gesamtgesellschaftliche Situation konterkariert werden. 
Bildung, die keine Beschäftigungsmöglichkeiten eröff net, 
führt zu frustrierten jungen Männern und Frauen. Dies ist 
eine jeweils individuelle Tragödie, und kann aber auch darüber 
hinaus ein hohes Risikopotenzial für eine Gesellschaft darstel-
len. Fallstudien aus Westafrika, Kenia und Sri Lanka zeigen, 
dass junge Menschen, die eine gute Ausbildung erhalten ha-
ben, aber keinerlei Beschäftigung fi nden, vielfach zu „ticking 
time bombs“ für den sozialen Frieden werden können (Lange 
2003; vgl. auch Seitz 2006; Seitz 2004). Die Unruhen in Ka-
merun im Februar 2008 könnten über deren tagespolitisch 
bedingte Ursachen hinaus auch als ein Zeichen gelesen wer-
den, mit dem sich frustrierte gut ausgebildete Schulabgänger, 
die keine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben, zu Wort mel-
den. 

Von daher wird einerseits deutlich, dass durch ge-
schickte Maßnahmen auch in Ländern mit schwieriger Schul-
situation mit relativ geringen Mitteln beeindruckende Fort-
schritte im Hinblick auf die Verbesserung der Schulqualität 
und die Erhöhung der Chancengerechtigkeit erreicht werden 
können. Andererseits ist auch deutlich, dass für schulische 
Chancengerechtigkeit Anschlussmöglichkeiten in einer chan-
cengerechten Gesellschaft, die Jugendlichen entsprechende 
Perspektiven eröff nen kann, gegeben sein müssen. 

Anmerkungen:
1  Teile dieses Beitrags stellen eine überarbeitete Version eines bereits in einer Fest-

schrift erschienen Beitrags dar: Scheunpfl ug, A./ Moukouri, M./ Bergmüller, C.: 
Chancengerechtigkeit in Bildungssystemen Afrikas südlich der Sahara. In: Sylve-
ster, I./Sieh, I./ Menz, M./Fuchs, H.-W. (Hg.): Bildung, Recht, Chancen. Rah-
menbedingungen, empirische Analysen und internationale Perspektiven zum 
Recht auf chancengleiche Bildung. Waxmann: Münster 2009, S. 149–158.

2  Mit PASEC wird das „Programme d’Analyse des Système Educatifs de la 
CONFEMEN“  abgekürzt ; CONFEMEN bezeichnet die „Conférence des Mi-
nistres de l’Education ayant le français en partage“.

3  Mit SACMEQ ist das Programm „Southern and Eastern Africa Consortium for 
Monitoring Educational Quality“ gemeint; vgl. www.sacmeq.org.
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Die 7. Jahreskonferenz 
des Learning Teacher Network:

Neues aus der Kommission Vergleichende
und Internationale Erziehungswissenschaft

Die 7. Internationale Jahreskonferenz des Learning Tea-
cher Network fand in diesem Jahr mit 169 Teilneh-
mer/-innen aus 25 Ländern und vieler Bildungsrich-

tungen vom 27.−29. Januar 2011 in Berlin statt. Sie stand unter 

dem Motto „Leadership for an Inclusive and Sustainable World“. 
Das Th ema Leadership wurde für diesen Anlass und mit Blick 
auf den Bildungssektor bewusst in Beziehung zu Inklusion und 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) gesetzt, wodurch 

Die Sektion International und Interkulturell vergleichende 
Erziehungswissenschaft (SIIVE) traf sich am 24.–26. 
März 2011 zu ihrer Sektionstagung an der Goethe-Uni-

versität in Frankfurt am Main. Gegenstand der Vorträge waren 
die Kategorien „Raum“ und „Sozialraum“. Ziel der Tagung war, 
das Potenzial der Th eorien aus der Sozialraumforschung für Fra-
gestellungen der international und interkulturell vergleichenden 
Erziehungswissenschaft  auszuloten. Mit  über 70 diskussions-
freudigen Teilnehmenden war die Tagung gut besucht. 

Eröff net wurde die Tagung mit einem Vortrag von Frank-
Olaf Radtke (Frankfurt/Main) mit dem Titel „Vernetzte Bildungs-
landschaften – zum ‚spatial turn‘ in der Bildungspolitik“. Er setzte 
sich kritisch mit der Konjunktur des Raumbegriff s in aktuellen 
bildungspolitischen und erziehungs wissenschaftlichen Diskursen 
auseinander und verglich die Bezugnahme auf einen disziplin-
fremden Begriff  mit der (unrefl ektierten) Übernahme des Kultur-
begriff s durch die Erziehungswissenschaft in den 1980er Jahren 
– zu einem Zeitpunkt als der Kulturbegriff  als einheimischer Be-
griff  der Ethnologie innerhalb dieser Disziplin umfassend dekons-
truiert wurde. Vor diesem Hintergrund formulierte Frank-Olaf 
Radtke für die Erziehungswissenschaft die Aufgabe, den Raumbe-
griff  nicht unrefl ektiert zu übernehmen, sondern aus einer theore-
tischen Perspektive, im Modus der Beobachtung zweiter Ordnung, 
nach der Verwendung von Raumvorstellungen in der Bildungspo-
litik und ihrer Funktion in der Kommunikation zu fragen. 

In den Vorträgen der Tagung wurde die Frage debattiert, 
wie sich der sozial konstruierte Raum und die physischen, terre-
torialen Räume, die für Bildung und Erziehung ebenfalls relevant 
sind, zueinander verhalten. In den parallelen Vortragspanels fragte 
Patricia Stošić (Frankfurt am Main) unter dem Titel „Lokale Bil-
dungsräume zwischen Struktur und Handlung“ nach dem 
Sozialraum konzept aktueller bildungspolitischer Maßnahmen, 
Iris Clemens (Berlin) stellte ihre Überlegungen zum deterritori-
alen und transkulturellen Raumkonzept anhand von Fallbeispie-
len indischer Callcenter-Mitarbeiter/-innen vor und Gregor Lang-
Wojtasik (Weingarten) defi nierte den entgrenzten Raum system- 
theoretisch als Weltgesellschaft. Des Weiteren beschäftigten sich 
Cornelia Giebler und Olaf Kaltmeier (Bielefeld), Karin Amos 

(Tübingen) und Michael May (Wiesbaden) mit der Konstruktion 
des Sozialraums infolge von Prozessen der Transmigration. 

Ein zweiter Plenumsvortrag des Bildungssoziologen Dani-
el Alexandrov (St. Petersburg) handelte von Schulstruktur und 
Bildungschancen von Schüler/inne/n mit Migrationshintergrund 
in St. Petersburg. Es folgten weitere interessante Vorträge. Vier 
Beiträge berichteten Ergebnisse aus qualitativ-empirischen For-
schungsprojekten. Nicolle Pfaff  (Göttingen) stellte in ihrem Vor-
trag mit dem Titel „Schulstruktur aus Kindersicht – eine kultur- 
und milieuvergleichende Analyse“ dar, Merle Hummrich 
(Frankfurt/Main) entfaltete anhand des Beispiels einer reformori-
entierten Gesamtschule, welche Anordnungs- und Lagerungsbe-
ziehungen in schulkulturellen Räumen generiert werden und 
welche Bedeutung dies für die Frage interkultureller Bildung hat. 
Th omas Geier (Duisburg-Essen) zeigte anhand eines Fallbeispiels 
aus dem Unterricht die Grenzen interkultureller Pädagogik auf. 
Parallel beschäftigten sich Christel Adick (Bochum), Sabine Horn-
berg (Bayreuth) und Anatoli Rakhkochkine (Hildesheim) mit 
transnationalen Bildungsräumen, Gouvernancetheoretische Fra-
gestellungen wurden von Inka Bormann (Marburg) und Marcelo 
Parreira do Amaral (Frankfurt/Main) bearbeitet. 

Zuletzt sei darauf hingewiesen, dass dieses mein letzter 
Bericht aus der Kommission VIE für die ZEP ist. Am Donners-
tagabend, bevor sich die Tagungsteilnehmenden am Bufett in der 
Frankfurter Mensa stärkten, fand die diesjährige Mitgliederver-
sammlung der Kommission statt, bei der neue Vorstandsmitglie-
der gewählt wurden.  Jun. Prof. Dr. Nicolle Pfaff  (Göttingen) wird 
ab sofort den Vorsitz der Kommission übernehmen, Prof. Dr. 
Christine Freitag (Paderborn) wurde zum Ingoing-Vorstandsmit-
glied gewählt. Beide werden sich in einer der nächsten Ausgaben 
der ZEP vorstellen. An dieser Stelle wünsche ich ihnen für die 
neue Aufgabe schon mal viel Erfolg! Verabschiedet wurde das lang-
jährige Vorstandsmitglied Prof. Dr. Gregor Lang-Wojtasik (Wein-
garten), ihm sei für die tolle Zusammenarbeit und seinen Einsatz 
für die Belange der international ausgerichteten Erziehungswis-
senschaft sehr herzlich gedankt! 

Barbara Asbrand
b.asbrand@em.uni-frankfurt.de
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eine inhaltliche Richtung vorgegeben war, die sich als für den 
Bildungsbereich innovativ und fruchtbar erwies.

Das Learning Teacher Network ist ein europäisches non-
profi t Bildungsnetzwerk und ein Zusammenschluss von Bildungs-
institutionen und individuellen Mitgliedern aus 29 Ländern. Ge-
gründet wurde das Netzwerk im Jahr 2002 und bestand zunächst 
als ein durch die Europäische Kommission von 2003 bis 2006 ge-
fördertes Comenius 3 Netzwerk. 

Das Netzwerk hat sich seit dem beständig weiterentwi-
ckelt und erweitern können und besteht bis heute als weithin 
anerkannte, internationale Platform für professionsorien-
tierten Austausch und zukunftsweisende Bildungsdiskussion. 
Neben den Jahreskonferenzen, die in immer wechselnden eu-
ropäischen Metropolen zu innovativen, globalen und bil-
dungsübergreifenden Th emen stattfi nden, organisiert das 
Learning Teacher Network außerdem europäische Fortbil-
dungskurse für Lehrerinnen und Lehrer aller Bildungsstufen, 
es produziert ein vierteljährlich erscheinendes europäisches 
Magazin für Schulen sowie auch ein wissenschaftliches Journal 
zu Th emen der Lehrerbildung und vieles Weitere mehr. Um-
fassende Informationen zu der Arbeit des Learning Teacher 
Network sind auf der offi  ziellen Netzwerk-Website www.
learningteacher.eu zu fi nden.

Auf dieser Jahrestagung wurden verschiedene Aspekte 
des Th emas „Leadership for an Inclusive and Sustainable World” 
über drei Konferenztage verteilt in drei Hauptvorträgen präsen-
tiert. Prof. Wessel Ganzevoort von der Universität Amsterdam 
hielt seinen Eröff nungsvortrag zum Th ema „Leading Organiza-

tions to Excellence“ und wies dabei insbesondere auf die Kunst 
und Bedeutung des sich Selbst „Infragestellens“ hin. Prof. Joan 
Poliner Shapiro von der Temple University in Philadelphia, 
USA,  hielt ihren Hauptvortrag am zweiten Konferenztag zum 
Th ema „Ethical Education Leadership: Decision Making.“ Prof. 
Christer Fuglesang, von der European Space Agency eröff nete 
dem Publikum mit seinem Vortrag „Flying in Space, for the 
Benefi t of Earth“ eine völlig neue und ungewöhnliche Perspek-
tive auf das Konferenzthema.

Weitere Aspekte von Leadership, Inklusion und Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung wurden in den 42 angebo-
tenen, internationalen Workshops und Parallelvorträgen in-
haltlich vertieft, sowie Erfahrungen in der Umsetzung in der 
Praxis diskutiert. Zwischen den 169 Delegierten fand ein reger 
internationaler Wissensaustausch über vielfältige „good prac-
tice“ Erfahrungen statt.

Die Dokumentation zu den Vorträgen sowie zu allen 
weiteren Workshops und Parallelvorträgen fi nden Sie auf den 
Seiten des Learning Teacher Network unter dem folgen-
den Link: http://www.learningteacher.eu/berlin-conference-
documentation

Die nächste Jahrestagung des Learning Teacher Net-
work wird voraussichtlich im Mai 2012 stattfi nden, der genaue 
Termin und Tagungsort werden rechtzeitig auf der Netzwerk-
Website angekündigt werden.

  Dr. Susanne Müller-Using, Magnus Persson 

  susamuel@uos.de, conference@learningteacher.eu

Medien werden immer mehr zum selbstverständlichen 
Bestandteil unserer Lebenswelt, ob in Schule, Beruf 
oder Privatleben. Der kompetente Umgang mit den 

modernen Medien ist auch für Lehrkräfte unverzichtbar. Film, 
Fernsehen, Internet und Computerspiele sind die Leitmedien der 
Schülerinnen und Schüler. Ihr Rollenverhalten und ihre Wahr-
nehmung werden durch diese Medien stark geprägt.Die Tagung 
richtete sich vor allem an Lehrerinnen und Lehrer aller Schular-
ten und Multiplikatoren im Bereich des Globalen Lernens. 

„Wissen wie’s geht“ war für die Lehrerinnen und Lehrer 
eine spannende Erfahrung. Der Filmproduzent Ulli Naefken 
führte in seinem Vortrag sehr anschaulich in die Medienwelt der 
Jugendlichen ein „ich bin ein Anwalt der Jugendlichen“ und be-
leuchtete Vor- und Nachteile dieser Medien. „Viele Ängste der 
Erwachsenen in Sachen Neue Medien entstehen auch aus Unwis-
senheit“. Aus diesem Grund hatten die Teilnehmenden auf der 
Tagung auch die Möglichkeit selbst auszuprobieren. Am 2. Tag 
berichtete Ulli Naefken über seine Erfahrungen mit einer Dreh-
buch AG in einer Weinheimer Schule und präsentierte den ge-
lungenen Film „04/04/91 – Biographie eines Suchenden“.

Nach einer kurzen Th eoriephase „von der Figur zur Ge-
schichte – Ein Drehbuch entsteht“, war dann die Kreativität der 
Lehrerinnen und Lehrer auf der Tagung gefragt. Innerhalb 

kürzester Zeit erarbeiteten vier Arbeitsgruppen jeweils eine 
2-minütige Filmsequenz zum Th ema „Solidarität“ mit Dreh-
buch, Handlungsablauf und Regieanweisung. Bei den Drehar-
beiten spielten alle begeistert mit. Bei der Filmvorführung am 
Abend staunten wir über die guten Ergebnisse.

Durch Ulli Naefkens, mit Ironie und Humor gepaarte 
Vorgehensweise ließ sich eine leicht verständliche Kombination 
aus theoretischen und praktischen Elementen verknüpfen und 
jegliche „Ich kann das nicht-Argumentation“ ganz schnell in Ver-
gessenheit geraten. „So macht Lernen Spaß!“ Niko Wald von 
„Brot für die Welt“ stellte den Lehrerinnen und Lehrern anschau-
lich und engagiert den Internetauftritt von „Brot für die Welt“ 
mit den zahlreichen Möglichkeiten des Einsatzes im Unterricht 
vor. Den Abschluss bildete eine Präsentation von Regina Wink-
ler-Sangkuhl: Didaktische Konkretionen zum Th ema „Hand-
lungsorientierte Filmarbeit und Globales Lernen. 

Eine Führung im Andachtsstil „immer ist Anfang“ von 
Roland Deinzer durch das Heilsbronner Münster und die Klos-
teranlage war der gelungene Abschluss der Tagung, der denTeil-
nehmenden Mut machte, neue Wege mit modernen Medien zu 
gehen.

Ursula Hildebrand 
U.Hildebrand@brot-fuer-die-welt.de
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Wie jedes Jahr im Heft 1 machen wir auf die neu erschienenen 
Jahrbücher, Berichte und Reader aufmerksam. Einerseits än-
dern sich die Daten und Zahlen nicht so gewaltig, dass diese in 
einem Jahr gänzlich überholt sind. Andererseits sind die Jahr-
bücher, Berichte und Reader deshalb interessant, weil sie neue 
Schwerpunkte behandeln und uns helfen, unsere Sicht der Din-
ge zu entwickeln. Manche Probleme beschäftigen uns seit Jah-
ren, sie sind gewissermaßen fast dauerhaft geworden, wie z.B. 
Klimakatastrophe, Migration/Integration, islamistischer Ter-
ror, Finanzkrise, ungleiche Verteilung. Diese waren auch Son-
derthemen der Jahrbücher in diesem, im letzten und im vor-
letzten Jahr. Gleichwohl stellen manchmal neuere Ereignisse, 
wie z.B. die gegenwärtige Demokratiebewegung in arabischen 
Ländern, die o.e. zentralen Probleme zumindest zeitweilig in 
den Schatten – bis man begriff en hat, dass auch die Ereignisse 
mit den anderen Problemen verbunden sind. Jahrelang haben 
die westlichen Geberländer lauthals von den Nehmerländern 

demokratische Entwicklung gefordert, sogar die Hilfe davon 
abhängig gemacht, gleichzeitig aber Diktatoren wie Mubarak 
nach Kräften unterstützt und hofi ert. Dass aber das eigene Volk 
nun in arabischen Ländern die Demokratie will und den Dik-
tatoren davonjagt, darüber ist man im Westen vollkommen 
überrascht. Obgleich diese Ereignisse z.Z. die Medien beherr-
schen, dürfen wir nicht übersehen, dass auch diese Bewegung 
mit den zentralen Th emen eng verknüpft ist. Mit drei weiteren 
Vorbemerkungen widmen wir uns unserer eigentlichen Aufga-
be. Die Jahrbücher sind zwar alphabetisch aufgelistet, wir gehen 
aber thematisch vor. Manche Jahrbücher sind mittlerweile ein 
Standard geworden und wir haben oft über sie detailliert be-
richtet, wie z.B. der Fischer Weltalmanach oder OECD-Factbook, 
so dass wir nur auf deren Sonderthemen hinweisen. Für dem 
Fischer Weltalmanach sind das u.a.: Urbanisierung, Pande-
mien, Hunger, Gewalt gegen Frauen, illegale Drogen, Weltreli-
gion Christentum; das Sonderthema des Factbooks ist die Fi-
nanzkrise und Überwindung der Krise.

Auch diesmal sind bei uns so viele und so verschiedene 
Jahrbücher und Berichte eingegangen, dass wir in mehreren 
Teilen eine Besprechung vornehmen können. Es folgen noch 
ähnliche Sammelbesprechungen über Kinder/Kindheit/Bildung
(PISA), Migration/Integration, Nachhaltige Entwicklung/Kli-
ma/BNE. Wir bitten um Nachsicht wegen mancher unver-
meidlicher Überschneidungen.

Beginnen wir mit einer erfreulichen Nachricht und einer 
Korrektur. In ZEP 1/2010 hatten wir bedauert, dassTh e World 
Guide, „der Führer“, der alle zwei Jahre aus der Sicht der Ent-
wicklungsländer Daten und Fakten analysierte, nicht mehr er-
scheint. Diese Nachricht stimmt nicht ganz. „Th e Guide“ er-
scheint zwar weiterhin, aber nur auf Spanisch. Erfreulich ist 
auch, dass es einen social watch report in englischer Sprache gibt, 
in dem die wichtigsten Th emen aus Sicht der Entwicklungslän-
der angesprochen werden. Auch Social Watch Deutschland 
(SWD) veröff entlicht ein Jahresheft, in dem Auswirkungen von 
bestimmten Maßnahmen der Industriestaaten auf die Entwick-
lungsländer thematisiert werden. 

Das wichtigste Th ema des letzen Jahres waren die neuen 
Indikatoren für die Messung der Entwicklung. Nicht weil alle 
oder die meisten Jahrbücher dieses Th ema behandelten, sondern 
weil  zwei der wichtigsten Institute das Th ema angenommen ha-
ben: die Weltbank und das UNDP. Wir haben wiederholt auf die 
Schwierigkeit der Messkriterien, insbesondere auf die Unzuläng-
lichkeit der Armutsgrenze ($,1,00-bis 2005, danach $1,25 pro 
Kopf/Tag) hingewiesen. Die Messungsprobleme werden nicht 
dadurch gelöst, dass man den Tauschwert der Landeswährung 
durch KKP (Kaufkraftparität) ersetzt. Das UNDP hat dazu aus-
führlich im Jahre 2003 Stellung genommen (Bericht 2003, S. 52). 
Die neuen Indikatoren der Weltbank gehen zwar nicht explizit 
auf die Kritik des UNDPs von damals ein, nehmen aber die acht 
Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) als Grundlage und un-
terlegen zu jedem Ziel 8−10 Subindikatoren zur Messung des 
Fortschritts. Diese geben zwar einen besseren Einblick in die Ge-
samtentwicklung des Landes, aber das Grundproblem (Messung 
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der Ungleichheit) bleibt. Auch das UNDP hat versucht, die Ar-
mutsmessung zu präzisieren. So ist das UNDP von dem Human 
Development Index (HDI) über Inequality-adjusted HDI, GII 
(Gender Inequality Index) zum Index für multidimensionale Ar-
mut (MPI) gekommen. Während beim HDI drei Hauptkriterien 
gemessen wurden, werden diese beim MPI viel diff erenzierter 
erfasst; z.B. unter Gesundheit: Ernährung und Kindersterblich-
keit unter Bildung: Einschulungsrate Schulbesuchsdauer etc. und 
unter Lebensqualität: Zugang zu Brennstoff , Toilette, Wasser, 
Strom. 

Die Verelendung der Welt kann man an der Entwick-
lung von Slums in den Großstädten der Entwicklungsländer 
ablesen. Die Zahl der Slumbewohner ist in den letzten 20 Jahren 
(1990−2010) von gut 650.000 auf über 820.000 gestiegen. Da-
von leben fast ein Viertel, knapp 200.000 allein in Afrika süd-
lich der Sahara. Insgesamt lebt jeder Dritte (35 %) Stadtbewoh-
ner in den Slums. Der UN-Habitat zeigt Wege, wie die 
Situation von Slums verbessert werden kann. Wenn auch nicht 
genug, gibt es dennoch einige ermutigende Beispiele von Ver-
besserungen von Slums:China und Indien haben die ersten Er-
folge vorzuweisen.

Besonders lobenswert scheinen uns zwei Atlanten (zu 
Menschenrechte und über Migration), nicht nur weil sie in Kür-
ze alles Wissenswerte zu dem jeweiligen Th ema mit visuell ein-
drucksvollen Bildern und Grafi ken darstellen, sondern auch weil 
diese von Lehrende und im Zeitalter des Power-Points auch von 
Studierenden gut gebraucht werden können. Th emen, die der 
Atlas der Menschenrechte behandelt, sind u.a.: Staaten, Identität 
und das Bürgertum, Verletzungen von Gesetzen, Meinungsfrei-
heit, Migration, Diskriminierungen, Frauen und Kinderrechte. 
Der andere Atlas über Migration behandelt folgende Th emen: 
Geschichte der Migration, Muster der gegenwärtigen Migration 
und schließlich hybride Identitäten bei der menschlichen Mobi-
lität. 

Seit einiger Zeit veröff entlicht le monde diplomatique/ 
die taz neben dem Atlas zur Globalisierung auch Hefte zu ein-
zelnen Th emen. Die Kapitel dieses Heftes (Indien) sind: Indien 
und Globalisierung, Demokratie und Gesellschaft, Wirtschaft 
und Umwelt, Verbündete und Gegner, Geschichte und Kolo-
nialismus, Bücher und Bollywood.

Das Worldwatch Institute beschäftigt sich mit globaler Ent-
wicklung, Nachhaltigkeit und sozialer Verträglichkeit technischer 
Entwicklung und gibt einen Jahresbericht: zur Lage der Welt auf 
28 Sprachen heraus. Die deutsche Fassung des diesjährigen Be-
richts wird voraussichtlich in drei Monaten erscheinen. Das Th ema 
des letzten Jahres ist: Einfach besser leben (englischer Titel: Trans-
forming Cultures: From Consumerism to Sustainabilty). In sechs 
Abschnitten werden u.a folgende Th emen behandelt: alte und neue 
Traditionen, der neue Bildungsauftrag und die Macht der sozialen 
Bewegung. Das diesjährige Th ema (Wie kann man mit neuen 
Öko-Techniken die Menschheit ernähren?) wird in 14 Artikeln 
u.a. von der Öko-Landwirtschaft, über vegetarisches Essens, mehr 
Ertrag von weniger Tropfen Wasser, Schutz der lokalen Vielfalt und 
der Nutzbarmachung von Wissen und Fertigkeiten der Frauen 
berichtet. Alle 14 Artikel werden jeweils mit einem Bericht aus der 
Feldforschung anschaulich dargestellt. Zum Schluss entwerfen die 
Autoren Perspektiven (Road Maps) für die Ernährung der Weltbe-
völkerung. Die Kinderstudie von World-Vision und die SHELL-
Studie geben einen Überblick darüber, wie die Kinder (6- bis 

11-Jährige) und Jugendliche (12- bis 24-Jährige) fühlen, den-
ken, wünschen und sich die Zukunft vorstellen. Die SHELL-
Studie erscheint seit 57 Jahren, z.Z. alle vier Jahre, die Kinder-
Studie der World-Vision ist nach 2007 zum zweiten Mal 
erschienen. Für die World-Vision Studie wurden Kinder nach 
deren Lebensbedingungen/Wohlbefi nden, Familie, Freizeit, 
Freunde und Schule befragt. Die Jugend-Studie befasst sich mit 
der Selbstbehauptung Jugendlicher trotz Verunsicherung, Fa-
milie/Schule/Freizeit, Politik, Globalisierung/Klimawandel, 
Wertorientierung/Problembewältigung. Ohne hier auf die Er-
gebnisse einzugehen sei erwähnt, dass 20 % der Kinder die Ar-
mut ihres Elternhauses als persönliche Ausgrenzung wahrneh-
men oder sich vernachlässigt fühlen (S. 349). Die 
SHELL-Studie stellt fest, dass sich die sozialen Disparitäten ver-
stärken, mit der Folge, dass die Jugendwelten auseinanderdrif-
ten. Auch die Geschlechterunterschiede nehmen zu. Junge 
Frauen schneiden bei Bildungsabschlüssen und sozialer Kom-
petenz besser ab (S. 351). 

Der UNICEF-Bericht beschäftigt sich mit der Lage der 
Kinder in der (armen) Welt und zwar mit den Folgen der Fi-
nanzkrise, die gerade für Frauen und Kinder noch lange nicht 
überwunden sind. Allein in Südasien ist die Zahl der Hun-
gernden von 300 Mio. auf 400 Mio. gestiegen (S. 40). Die 
armen Menschen sparen in der Krise mehr an Nahrungsmit-
teln, an Gesundheitsdiensten und an Bildungsausgaben, wie 
der Bericht am Beispiel der Türkei darlegt (S. 16f.). 

Die OECD-Studie „Bildung auf einen Blick“, die jähr-
lich erscheint, legt u.a. dar wie viele Schüler einen Abschluss 
der Sekundarstufe II erwerben, wie viele ein Studium im terti-
ären Bereich auf nehmen, wie hoch die Ausgaben pro Schüler/-
in/Student/-in sind. Die Studie ist unentbehrlich, sowohl für 
die Politik als auch für die Wissenschaft.

Nach so vielen Zahlen noch ein wenig Amüsantes über 
Zahlen. Wie wir letztes Mal berichtet haben, liefert das Wirt-
schaftmagazin brand eins einige humorvolle Zahlen. In fünf 
Teilen, was Wirtschaft treibt, was Unternehmen nützt, Grün-
dung und Selbstständigkeit, was Menschen bewegt und die 
Welt 2050 – werden Zahlen präsentiert, die es in sich haben. 
In Simbabwe sind z.B. off ensichtlich alle oder fast alle Men-
schen ohne Beschäftigung (Arbeitslosenquote 95 %) und die 
Infl ationsrate ist über eine Million Prozent (S. 8 u.11). Man 
wundert sich, wie die Menschen dort noch leben können. 
Oder, wer hatte die meisten Talkshow-Auftritte in Deutschland 
im letzten Jahr (Heiner Geißler 44x)? Man kann sich auch über 
die folgenden Prognosen Gedanken machen: Im Jahre 2000 
wurden 213 Tonnen Opium beschlagnahmt, im Jahre 2050 
werden es 1.426 Tonnen sein. Im Jahre 2000 hatte Starbucks 
3.501 Filialen, im Jahre 2050 werden es 70.207 Filialen sein. 
2010 gab es 433 Piratenüberfälle, 2050 werden es, so die Pro-
gnose, 2.557 sein. Viel Vergnügen bei solchen düsteren Aus-
sichten!

Asit Datta
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Klippert, Heinz: Heterogenität im Klassenzimmer. Wie Lehr-
kräfte eff ektiv und zeitsparend damit umgehen können. Wein-
heim/Basel: Beltz 2010, ISBN 978-3-407-62683-7, 320 S., 
29,95€.

Bei einem Blick in den aktuellen pädagogischen Diskurs er-
scheint der Umgang mit Heterogenität als eine der zentralen 
Herausforderungen am Beginn des 21. Jhd.s. Dies gilt insbeson-
dere für die Betrachtung von Schule in einer pluralen und vari-
ationsreichen Weltgesellschaft sowie einer Beschäftigung mit 
Globalem Lernen. Heterogenität steht gleichzeitig für eines der 
seit jeher prominentesten pädagogisch beschriebenen Probleme 
und Chancen. In Gesprächen mit Kolleginnen und Kollegen ist 
es ‚das‘ Th ema und in der Regel ‚die‘ Problematik schlechthin. 
Die anspruchsvolle Th ematik lässt eine konsequente Verfl ech-
tung theoretischer Grundlagen, empirisch fundierter Beschrei-
bungen und praktischer Handlungsanweisungen im größeren 
Kontext des Pluralitäts- und Diff erenzdiskurses erwarten. 

Betrachtet man die Abbildung von Florian Mitgutsch, 
die das Titelbild der Publikation von Heinz Klippert ziert, so 
erscheint Heterogenität im Klassenzimmer als ein bunter Raum 
zufriedener Menschen. Das Bild und der Untertitel ‚Wie Lehr-
kräfte eff ektiv und zeitsparend damit umgehen können‘ vermit-
telt bereits die zentrale Botschaft des neuen ‚Klippert‘: Mit He-
terogenität lässt sich arbeiten und das gut. Ihm zufolge gibt es in 
heterogenen Lerngruppen „eigentlich nur Gewinner“ (S. 12). 
Dies ist nach Auff assung des Autors seine „Verheißung“ (ebd.), 
die in diesem Buch „näher konkretisiert werden soll“ (ebd.). 

Das Buch ist in drei Abschnitte aufgeteilt. Einleitend 
werden theoretische Überlegungen hinsichtlich des Zusammen-
hangs von Homogenität und Heterogenität skizziert. Der 
Hauptteil konzentriert sich auf die Sammlung von Praxisansät-
zen und -methoden, ehe abschließend mögliche schulpolitische 
Konsequenzen aufgezeigt werden. Im ersten Abschnitt liefert 
Klippert einige „Anstöße“ (S. 23) zum Th ema „Homogenität 
versus Heterogenität“ (ebd.). Auf diesen ersten Seiten widmet 
sich der Autor den „Tücken des gegliederten Schulwesens“ 
(S.24), mit seinen strukturellen Hürden und seiner Selektions-
funktion. Er plädiert für mehr „Begabungsförderung“ (S. 42) 
und einen Imagewechsel hin zu „Heterogenität als Chance und 
Verpfl ichtung“ (S. 62). 

Der zweite Abschnitt über „bewährte Ansätze und Me-
thoden für die Praxis“ (S. 77) stellt nach Auff assung des Autors 
(ebd.) und gemessen am Seitenumfang das Kernstück des Buches 
dar. Zu Beginn dieses Abschnitts geht der Autor auf einen not-
wendigen Perspektivenwechsel ein, den er von den Lehrkräften 
fordert. Hierzu gehört es z.B., Arbeitsblätter nicht als Beschäfti-
gungstherapie, sondern als „produktive Arbeitsblätter“ (S. 84), 
etwa mit Rätselcharakter und Kontrollmöglichkeiten, zu gestal-
ten. Darauf aufbauend werden verschiedene Möglichkeiten der 
Lern- und Integrationsförderung vorgestellt. Die grundlegende 
Idee Klipperts ist dabei, eine Förderung auf vier Ebenen zu voll-
ziehen; wahldiff erenziertes Lernen, Schülerkooperation, ver-
netzte Lerntätigkeit und basale Lernkompetenzen (S. 94f.). Auf 
dieser Grundlage sollen folgende vier Ziele verfolgt werden: (I) 
Individualisierung und Diff erenzierung im Unterricht zum Bei-
spiel mit Wochenplänen (S. 105) oder Portfolios (S. 119). (II) 
Ausbau des kooperativen Arbeitens und Lernens, unter anderem 
durch Teamentwicklung (S. 133) und eine „Veränderung der 

Lehrer- und Schülerrolle“ (S. 142). (III) Vernetztes Lernen mit 
Hilfe der von Klippert entwickelten Lernspirale (S. 160ff .) sowie 
(IV) die Entwicklung von Methodenkompetenz und -bewusst-
sein im Rahmen von Methodentrainings (S. 191), individuellen 
Förderplänen (S. 206) und anderen Fördermaßnahmen. 

Auf den letzten Seiten fasst Klippert sein Plädoyer für 
ein (schul-)politisches Umdenken zusammen; nämlich dass 
gute Bildung etwas kosten darf! (S. 292). Hier hätte angesichts 
der komplexen Th ematik eine dezidiert und diff erenziert argu-
mentierende erziehungswissenschaftliche Positionierung helfen 
können, die bekannten Forderungen nach mehr Personal an 
Schulen, kleineren Klassen, mehr Sachmitteln und Fortbil-
dungen nicht lediglich zu wiederholen, sondern systematisch zu 
untermauern. 

Das Buch hat den Anspruch, Lehrkräften „sehr konkret“ 
(Umschlagstext) und „Alltagstauglich“ (ebd.) beim Umgang mit 
Heterogenität hilfreiche Unterstützung anbieten zu können. 
Die vorgestellten Methoden lassen sich unter den Stichworten 
Individualisierung und Diff erenzierung zusammenfassen und 
ihr Innovationscharakter kann damit vermessen werden, dass sie 
eff ektiv und zeitsparend eingesetzt werden sollen, um Lehrper-
sonen beim täglichen Umgang mit Heterogenität zu entlasten.

Wer also schnelle Handlungsoptionen in diesem Feld 
sucht, wird unproblematisch fündig. Hilfreich sind dabei die 
Vielzahl an Aufzählungen, Skizzen und Tabellen, mit denen In-
formationen gebündelt werden und möglicherweise auch die im 
Glossar angebotenen Stichworte, die den Ratgebercharakter des 
Buches unterstreichen. Unklar bleibt, in welchem didaktischen 
Zusammenhang sich die ausgewählten Methoden bewegen, in 
welcher Beziehung Th eorie und Praxis stehen, welche Bedeu-
tung refl exive Elemente haben und wie dies in den Diskurs pro-
fessionalisierter Schulentwicklung und Schultheorie eingebettet 
werden kann. 

Die Heterogenität wird aus einer Praxisperspektive auf 
die Motivation und Leistung der Lernenden enggeführt. Eine 
Würdigung der Multiperspektivität des vielschichtigen Th emas 
(z.B. Alter, Geschlecht, Sprache, Behinderung, Herkunft, Bil-
dungshintergrund, Teilleistungsschwächen, fi nanzielle Ressour-
cen usw.) ist bedauerlicherweise nicht das Interesse des Autors. 

Die angekündigte „Verheißung“ wird in einem praxis-
motivierten Angebot aufgelöst und lässt manche erziehungswis-
senschaftliche Chance ungenutzt; etwa hinsichtlich einer zu-
kunftsorientierten Beschäftigung mit der Schule des 21. 
Jahrhunderts sowie der Didaktik und Methodik des Globalen 
Lernens. Inwieweit sie als Handlungsanweisung für die Praxis 
ausreicht, müssen die Kolleginnen und Kollegen in den Schu-
len entscheiden. 

Ralf Schieferdecker
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Medien
(red.) Neues VENRO Material: Zum Jahreswechsel hat der Ver-
band Entwicklungspolitik Deutscher Nichtregierungsorganisati-
onen e.V. (VENRO) zwei neue Materialen zum Globalen Lernen 
herausgegeben. Das Jahrbuch Globales Lernen 2010 beschäftigt 
sich mit der Herausforderung von Globalem Lernen für Schule 
und Zivilgesellschaft. Das 19. VENRO-Arbeitspapier befasst sich 
mit dem Zusammenspiel von Globalem Lernen und neuer Lern-
kultur. Infos: www.venro.org.

(red.) Neue Ausgaben von Dialog Global: In der Schriftenreihe 
Dialog Global der GIZ sind zwei neue Hefte erschienen. In Aus-
gabe Nr. 22 werden Ergebnisse aus dem, von der Servicestelle 
durchgeführten Modellprojekt „Migration und Entwicklung auf 
lokaler Ebene“ vorgestellt. Hierbei handelt es um eine Dokumen-
tation, mit einen praxisorientierten Leitfaden. Ausgabe Nr. 23 
bietet eine Praxisanleitung für das Faire Handeln; es werdem 177 
Beispiele für global verantwortungsvolles und nachhaltiges Han-
deln in Kommunen vorgestellt. Infos: www.service-eine-welt.de.

(red.) Unterrichtsmappe zu nachhaltigem Lernen: Die Kampagne 
„Heiße Zeiten“ stellt mit ihrer Unterrichtsmappe „Nachhaltigkeit 
lernen – nachhaltig lernen“ Lehrerinnen und Lehrern Unterrichts-
material zur Verfügung, das sich mit den Zusammenhängen zwi-
schen Klimaerwärmung, Armut und Biodiversität beschäftigt. 
Geeignet ist das Material zur Verwendung in den Fächern Geogra-
fi e, Biologie, Religion und Gesellschaftswissenschaften. Infos: www.
eine-welt-netz-nrw.de/seiten/fileadmin/ewn/seiten/Globales_
Lernen/Eine_Welt_Mobil/Nachhaltigkeitsmappe%20Mobil.pdf.

(red.) Internetseite für Kinder: Auf der Internetseite „Spürnasen 
von Lima“ gibt es vielfältige Informationen die Kindern das Leben 
in Lima, Peru näherbringen sollen. Dies geschieht beispielsweise 
anhand von Comics, Rezepten, kurzen Texten und Basteltipps. 
Zudem wird die Arbeit der Organisation CIDAP kindgerecht vor-
gestellt, die der Bevölkerung hilft, sich ihr Recht auf sauberes 
Wasser und gute Luft zu erkämpfen. 
Infos: www.kinderfastenaktion.de/kifa-11/Intro.html

(red.) Fotowettbewerb „zoom human rights 2010/2011“: Das 
Deutsche Institut für Menschenrechte und das Deutsche Jugendher-
bergswerk starten zum zweiten Mal einen Fotowettbewerb für junge 
Menschen zwischen 15 und 26 Jahren. Unter dem Motto „trinken: 
waschen: spülen. – Ohne Wasser läuft nix!“ können bis 30. April 2011 
Fotos eingereicht werden, die sich mit dem Menschenrecht auf 
Wasser beschäftigen. Infos: www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/
menschenrechtsbildung/fotowettbewerb-zoom-human-rights.html.

(red.) Jugendkongress Biodiversität: Das Bundesumweltministeri-
um (BMU), das Bundesamt für Naturschutz (BfN) und die Deut-
sche Bundesstiftung Umwelt (DBU) laden nach Osnabrück zum 
Jugendkongress Biodiversität 2011 ein. Der Kongress, der vom 6. 
bis 8. Mai 2011 unter dem Motto „Jugend|Zukunft|Vielfalt“ statt-
fi ndet, soll für junge Menschen zwischen 16 und 25 Jahren eine 
Möglichkeit schaff en ihre Ideen und Gedanken zum Th ema Biodi-
versität auszutauschen. Infos: www.jugend-zukunft-vielfalt.de.

(red.) Aktion Tagwerk 2011: Bei der Kampagne „Aktion Tag-
werk“ handelt sich um einen bundesweiten Aufruf an alle Schü-
ler/-innen sich für Gleichaltrige in Afrika einzusetzen. Unter dem 
Motto „Musik verbindet – Bildung auch“ soll am 21. Juni 2011 
ein Aktionstag gestartet werden dessen Erlös an Bildungsprojekte 
in Angola, Burundi, Ruanda, Sudan und Südafrika gespendet 
wird. Anmeldung und Infos: www.aktion-tagwerk.de.

(red.) BNE-Aktionstage 2011: Auch dieses Jahr können sich wie-
der Organisationen, Bildungsträger, Schulen und Unternehmen 
an den BNE (Bildung für Nachhaltige Entwicklung)-Aktionsta-
gen beteiligen, die vom 16.–25. September 2011 stattfi nden. Die 
Art der Beteiligung kann sehr vielfältig sein, Konferenzen, Tag der 
off enen Tür, Wettbewerb oder Projektunterricht und vieles mehr 
sind möglich. Die Anmeldung läuft bereits seit dem ersten März 
2011. Infos: http://www.bne-aktionstage.de.

Veranstaltungen

 Informationen

Sonstiges
(red.) Umfrage zu Nachhaltigkeit: In einer Umfrage der Schweizer 
Bildungskoalition wurden Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren 
zu ökologischen und sozialen Nachhaltigkeitsthemen befragt. Dar-
aus gehen z.B. Wünsche von drei Viertel der Schweizer Jugendlichen 
mehr Nachhaltigkeit auf dem Lehrplan hervor. Weitere Ergebnisse: 
http://assets.wwf.ch/downloads/jugend_und_nachhaltigkeit_
studie_2010.pdf.

(red.) Jahresthema der UN-Dekade: Das diesjährige Jahresthema 
der UN-Dekade lautet „Stadt“. Dabei wird sich die Frage gestellt 
wie sich unsere Städte nachhaltig entwickeln und was Menschen 
wissen müssen um sich aktiv an der Stadtplanung beteiligen zu 
können. Hierzu fi ndet man im BNE-Portal Veranstaltungen und 
Unterrichts- und Projekt-Beispiele, wie man das Th ema Stadtent-
wicklung anschaulich vermittelt. Infos: www.bne-portal.de.


